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„Sprache ist keine Heimat,
man nimmt seine Sprache ja
mit in ein anderes Land“, zi-
tiert die Vorzimmerperle No-
belpreisträgerin Herta Mül-
ler und empfiehlt, sich künf-
tig auch den Nachbarn im
Osten und Südosten sprach-
lich zu nähern. Seite 19

Power für Bayerns Kommunen:

GZ lädt zum Energie-Forum
Achtung geänderterVeranstaltungsort!Am 22. Juni 2017 ist
es wieder soweit: Die Bayerische GemeindeZeitung lädt
zum großen Info-Tag für Kommunen. In der Stadthalle
Germering treffen die Profis der Kommunalpolitik auf
die Profis der Energie-Branche. Weitere Informationen
unter www.bayerisches-energieforum.de 

Vormerken!

22. Juni 

2017

Von links: Dr. Ulrich Maly, Vize-Präsident des Deutschen Städte-
tages und Oberbürgermeister aus Nürnberg; Innenminister Joa-
chim Herrmann, Dr. Eva Lohse, Präsidentin des Deutschen Städ-
tetages und Oberbürgermeisterin aus Ludwigshafen am Rhein;
Helmut Dedy, Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städtetages.

Bild: Stadt Nürnberg/Silvia Wawarta

Passgenaue 
Politik im Visier

Hauptversammlung des 
Deutschen Städtetages in Nürnberg

„Heimat. Zukunft. Stadt“: Unter diesem Motto hat die dies-
jährige Hauptversammlung des Deutschen Städtetages in
Nürnberg den Wert der Städte für das gesellschaftliche Zu-
sammenleben thematisiert. Mit rund 1.200 Teilnehmern aus
dem gesamten Bundesgebiet diskutierte der Kommunalver-
band, wie die Städte Aufgaben für die Zukunft annehmen.

Die wiedergewählte Präsiden-
tin des Deutschen Städtetags,
Oberbürgermeisterin Dr. Eva
Lohse aus Ludwigshafen, plä-
dierte zum Auftakt der Hauptver-
sammlung dafür, die Investitions-
kraft der Städte zu stärken, lang-
fristig zu sichern und mehr Inve-
stitionen in die kommunale Infra-
struktur zu ermöglichen. Finanzi-
ell stehen die Kommunen insge-
samt ebenso wie Bund und Län-
der aufgrund gestiegener Steuer-
einnahmen finanziell besser da
als noch vor Jahren, allerdings ge-
be es weiter erhebliche Unter-
schiede zwischen Städten in
strukturschwachen und in prospe-
rierenden Regionen. Zudem seien
Kommunen in einigen Ländern
strukturell unterfinanziert, beton-
te die Städtetagschefin.

Mehr Spielraum 
für Investitionen

Lohse zufolge „schafft die er-
freuliche Entwicklung der Steuer-
einnahmen mehr Spielraum, um
in Städten zu investieren und
Schulden abzubauen, für Entwar-
nung ist es aber zu früh. Der kom-
munale Investitions- und Sanie-
rungsstau ist bei weitem noch
nicht abgebaut, er beträgt etwa
126 Milliarden Euro. Auch wach-

sende Städte müssen vermehrt in-
vestieren in Wohnungsbau, in
neue Schulen, in Betreuungsan-
gebote für Kinder. Die jährlichen
Investitionen der Kommunen von
derzeit 24 Milliarden Euro rei-
chen bei weitem nicht, um die
kommunale Infrastruktur zu er-
halten, zu erneuern oder auszu-
bauen. Es ist inakzeptabel, wenn

(Fortsetzung auf Seite 4)

5. Bayerisches WasserkraftForum in Straubing:

Juwel im 
Energiemix

Als Informationsveranstaltung und Dialogplattform in Bay-
ern hat sich das jährlich stattfindende Bayerische Wasser-
kraftForum der Bayerischen GemeindeZeitung etabliert.
Rund 150 politische und kommunale Entscheidungsträger,
Vertreter aus Wirtschaft, Verwaltung und Verbänden sowie
Fach- und Führungskräfte aus Wasserkraftunternehmen
nahmen am mittlerweile 5. Forum in Straubing teil. Als Me-
dienpartner fungierte einmal mehr TV Bayern Live. 

Insgesamt präsentierten über
20 Partner und Aussteller im Her-
zogschloss ihre Innovationen und
Angebote. Darüber hinaus stand
ein knappes Dutzend Fachvorträ-
ge auf der Agenda, unter anderem
zu den Themen „Wasserkraft –
mehr als nur Stromerzeugung“,
„Wasserkraft im Kontext der
deutschen Entwicklungszusam-
menarbeit“, „Wasserkraft – Fi-
nanzierungen mit der Deutschen
Kreditbank im Bayerischen Spar-
kassenverbund“ und „Das Eck-
punkteprogramm in Bayern und
dessen positive Wirkung für die
Umwelt am Inn“. Hochkarätige
Referenten erläuterten die Poten-
ziale der Wasserkraft, deren Ein-
satz für das Gelingen der ange-
strebten Energiewende unver-
zichtbar ist.

Auf- und Abstiegshilfen 
für die Fische

Zudem konnten Tagungsteil-
nehmer einen individuellen Be-
suchstermin für das nahegelegene
Kraftwerk am Höllenstein mit
seiner weltweit einzigartigen
Fischschleuse vereinbaren. 

„Dafür, dass die avisierte Ener-
giewende gelingt, müssen wir alle
gemeinsam unseren Beitrag lei-
sten. Die Wasserkraft als grund-

lastfähige und CO2-freie Ener-
giequelle kann ein Teil der Lö-
sung dieses Problems sein“, un-
terstrich GZ-Verlegerin Anne-
Marie von Hassel in ihrer Be-
grüßung, ehe die Bürgermeisterin
der Stadt Straubing, Maria Stelzl,
in ihrem Grußwort den Konzern
Stadtwerke Straubing vorstellte. 

Laut von Hassel kommt den
Kommunen in der Energiepolitik
„eine tragende und deshalb
höchst verantwortungsvolle Rol-
le“ zu. Viele Städte und Gemein-
den seien Anrainer von Wasser-
kraftanlagen oder betrieben eige-
ne Wasserkraftwerke. Sie müss-
ten mit vielfältigen Rahmenbe-
dingungen zurechtkommen. 

Erfreulicherweise sei die Ak-
zeptanz für die Wasserkraft inner-
halb der Bevölkerung außeror-
dentlich hoch. Die Verlegerin
wies darauf hin, „dass es oftmals
sinnvoll wäre, bei Wasserkraftan-
lagen die Bürger – im wahrsten
Sinne des Wortes – mit ins Boot
zu nehmen. 

In Ausgabe Nr. 12/2017 der
Bayerischen GemeindeZeitung,
die am 29. Juni erscheint, wird ei-
ne Sonderdokumentation der Ta-
gung veröffentlicht. Unter www.
bayerisches-wasserkraftforum.de
stehen die Vorträge bereits zum
Download bereit. DK

Jahrestagung des Bayerischen Landkreistags:

Im Zeichen der
Bundestagswahl

Die bayerischen Landkreise haben sich bei ihrer zweitägi-
gen Hauptversammlung in Neunburg vorm Wald für die
Bundestagswahl positioniert. Als „Dauerbrenner“ formu-
lierte der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Land-
rat Christian Bernreiter, die Auswirkungen der Flüchtlings-
krise, die Mehrbelastungen durch das Bundesteilhabegesetz
und das Pflegestärkungsgesetz, aber auch Probleme bei der
medizinischen Versorgung.

Wie Bernreiter betonte, stün-
den die Unterbringung von Asyl-
bewerbern, die Wohnsitzzuwei-
sung wie auch die Wohnraum-
schaffung für anerkannte Flücht-
linge in unmittelbarem Zusam-
menhang und müssten von der
Bayerischen Staatsregierung mit
den kommunalen Spitzenverbän-
den gemeinsam gelöst werden. 

Konkrete Forderungen

Der Bayerische Landkreistag
fordert daher die Anpassung der
Wohnsitzzuweisung, die Erleich-
terung und Flexibilisierung bei
der Ausweisung geeigneter
Grundstücke für den sozialen
Wohnungsbau durch die Gemein-
den sowie die Öffnung der 2.
Säule des Wohnungspaktes für
Wohnungsbaugesellschaften. 

Lange und hart hätten die
Landkreise darum gekämpft, dass
der Bund die flüchtlingsbeding-
ten Mehrausgaben der Unterkunft
im SGB II erstattet. Dies habe der
Bund zugesagt, aber nur bis 2018.
Bernreiter: „Wir brauchen die Er-
stattung auch über 2018 hinaus,
denn wir müssen davon ausge-
hen, nur einen kleinen Teil der
Flüchtlinge schnell in den Ar-
beitsmarkt vermitteln zu können.
Für die geplante Mittelverteilung
innerhalb Bayerns will ich mich
ausdrücklich bei Innenminister
Herrmann bedanken. Während
die Mehrkosten für das Jahr 2016
noch pauschal erstattet worden
sind, bekommen wir für die Jahre
2017 und 2018 einen belastungs-
gerechten Ausgleich.“

Allerdings laufe es bei der
Mehr-Kostenerstattung nicht im-
mer so rund, bemerkte der Ver-
bandspräsident. Im Rahmen des 
sog. Open-Book-Book-Verfah-
rens hätten die Landkreise die

(Fortsetzung auf Seite 4)

Landrat Thomas Ebeling, Bürgermeister Martin Birner und
Landräte-Präsident Landrat Christian Bernreiter (stehend v. l.)
freuen sich über den Eintrag von Innenminister Joachim Herr-
man ins Goldene Buch von Neunburg vorm Wald. 

Podiumsdiskussion während des WasserkraftForums (v. l.): Detlef Fischer, VBEW-Geschäfts-
führer; Johannes Schnell, Landesfischereiverband Bayern; Dr. Albrecht Schleich, Vorstand
RMD AG; GZ-Verlegerin Anne-Marie von Hassel; Ministerialrat Gregor Overhoff, Bayerisches
Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz und Prof. Dr. Frank Pöhler, Geschäfts-
führer BEW GmbH. Bild: Jessica Kassner
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günter Först

86859 Igling
am 18.6.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Wolfgang Grob

86637 Zusamaltheim
am 28.6.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Erwin Fraunhofer

82287 Jesenwang
am 23.6.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Robert Husterer

91809 Wellheim
am 21.6.

Bürgermeisterin
Martina Baumann

91233 Neunkirchen am Sand
am 24.6.

Bürgermeister Josef Bierschneider
83708 Kreuth

am 27.6.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir
bitten deshalb um rechtzeitige Be-
kanntgabe der bevorstehenden
runden Geburtstage.

Bund-Länder-Städtebauförderung: 

46,7 Millionen Euro 
für Soziale Stadt

Für die fünf staatlichen Städtebauförderprogramme stehen in
2017 rund 740 Millionen Euro für Bayerns Kommunen zur Ver-
fügung. Davon sind für das Förderprogramm „Soziale Stadt“ in
diesem Jahr ca. 46,7 Millionen Euro vorgesehen. Mit diesem Pro-
gramm werden die Städte und Gemeinden vor allem bei der Er-
höhung der Lebensqualität in den jeweiligen Stadt- und Ortstei-
len unterstützt. Zudem soll allen Bevölkerungsgruppen die Teil-
nahme am öffentlichen Leben ermöglicht werden.

Innen- und Bauminister Joa-
chim Herrmann erklärte, mit dem
Programm „Soziale Stadt“ leiste
der Freistaat einen wichtigen Bei-
trag für eine positive soziale Ent-
wicklung in den Stadt- und Orts-
teilen, die auch allen Bürgerinnen
und Bürgern zugutekomme. Zur
Verbesserung der Lebensqualität
stünden u.a. familienfreundliche
Infrastrukturen, der Austausch
zwischen den Generationen so-
wie gute Integration und die Bar-
rierefreiheit im Vordergrund. Da-
her sei die Einbindung der Be-
wohner sowie bürgerschaftliches
Engagement ein bedeutender Er-
folgsfaktor dieses Programms.
Mit der Förderung von sog. Stadt-
teiltreffs und Bürgerhäusern könn-
ten Orte für gemeinsame Akti-
vitäten der Begegnung und der
Integration geschaffen werden.

Verbesserung 
des Wohnumfelds

Einen weiteren Schwerpunkt
bildeten Maßnahmen zur Verbes-
serung des Wohnumfelds, insbe-
sondere Spiel- und Sportplätze
für Kinder und Jugendliche. Mit
dem Förderprogramm „Soziale

Stadt unterstütze der Freistaat sei-
ne Städte, Märkte und Gemein-
den auch bei der Verbesserung
der Wohnsituation und der Stär-
kung des gesellschaftlichen Zu-
sammenhalts. Dabei würden,
über alle sieben Regierungsbezir-
ke verteilt, in diesem Jahr 139
Gebiete in 119 bayerischen Kom-
munen gefördert. Zusammen mit
deren Eigenmitteln stünden ca.
72,2 Millionen Euro für Erneue-
rungsmaßnahmen zur Verfügung,
erläuterte Herrmann.

Soziale Integration 
im Quartier

In 2017 seien die Finanzmittel
für die Förderprogramme „Stadt-
umbau“ und Soziale Stadt um 90
Millionen Euro erhöht worden.
Parallel zur Städtebauförderung
habe das Bundesbauministerium
den neuen Investitionspakt Sozia-
le Integration im Quartier mit 200
Millionen Euro ausgestattet. Die-
ses Geld solle vor allem in den
Ausbau und die Sanierung von
Bildungseinrichtungen, Stadtteil-
zentren und Bürgerhäusern inve-
stiert werden, erklärte der Minis-
ter abschließend. rm

Die Landräte der Freien Wähler in Bayern trafen sich in Dillingen zur Arbeitstagung (im Bild von
links): Klaus Peter Söllner (Kulmbach), Tanja Schweiger (Regensburg), Thomas Schiebel (Main-
Spessart), Tamara Bischof (Kitzingen), Josef Niedermaier (Bad Tölz-Wolfratshausen), Leo Schrell
(Dillingen a.d.Donau), Peter Dreier (Landshut), Anton Speer (Garmisch-Partenkirchen) und Armin
Korder (Nürnberger Land). 

Arbeitstagung der Landräte der Freien Wähler: 

Ländlichen Raum aufwerten
Forderung nach stärkerem Engagement des Bundes beim Breitbandausbau

„Sowohl der Bund als auch der Freistaat Bayern muss der nach-
haltigen Entwicklung des ländlichen Raumes ein noch stärkeres
Augenmerk widmen und dabei insbesondere Themen wie den
Breitbandausbau, die Digitalisierung und die wohnortnahe ärztli-
che Versorgung in den Fokus nehmen.“ Diese Forderung haben
die Landräte der Freien Wähler in Bayern bei ihrer jüngsten Ar-
beitstagung in Dillingen a.d.Donau erhoben. 

„Der ländliche Raum bleibt auf
Dauer nur dann für junge Men-
schen und die Wirtschaft attraktiv,
wenn es für diese zentralen The-
men wirksame Konzepte gibt, die
unsere Regionen im Vergleich zu
Ballungszentren wettbewerbs-
fähig halten“, betonte die Land-
rätin des Landkreises Kitzingen,
Tamara Bischof. Über den
Bayerischen Landkreistag will
Bischof gemeinsam mit ihren
Präsidiumskollegen Leo Schrell
(Dillingen), Josef Niedermaier
(Bad Tölz-Wolfratshausen) und
Armin Kroder (Nürnberger Land)
vor allem das Thema Digitalsie-
rung forcieren.  

Die Bundesregierung hat in der
Digitalen Agenda für Deutsch-
land das Ziel einer flächen-
deckenden Verfügbarkeit breit-
bandiger Netze mit einer Ge-
schwindigkeit von mindestens 50
Mbit/s bis zum Jahr 2018 defi-
niert. „Dazu ist das derzeitige
Breitbandförderprogramm des
Bundes chronisch unterfinan-
ziert“, sagte Landrat Josef Nie-
dermaier. Nach seiner Auffassung
ist der Bund gefordert, das Pro-
gramm fortzuschreiben und fi-
nanziell so auszustatten, dass,
dem Ziel der Bundesregierung
entsprechend, hochleistungsfähi-
ge und vor allem flächendecken-
de Breitbandnetze auf der Grund-

lage von Glasfaser entstehen.
„Dies gilt auch für den Ausbau
des Mobilfunknetzes“, ergänzte
Niedermaier. Selbst an den zen-
tralen Verkehrsachsen wie den
Autobahnen komme es immer
wieder zu Verbindungsabbrü-
chen. Einig waren sich die Land-
räte, dass die fortschreitende Di-
gitalisierung auch in den kommu-
nalen Verwaltungen umgesetzt
werden müsse. „Dafür benötigen
wir dringend Lösungen für un-
zählige Schriftformerfordernisse,
die derzeit rechtliche Hürden
beim Ausbau der digitalen Ver-
waltung darstellen“, betonte Nie-
dermaier, der derzeit mit Klaus
Geiger vom Bayerischen Land-
kreistag ein Positionspapier zu
diesem Thema erarbeitet. 

Geburtshilfe und 
ausreichend Hebammen

Tanja Schweiger, Landrätin des
Landkreises Regensburg, betonte,
dass die Aufrechterhaltung der
Geburtshilfe an den Kliniken und
ausreichend Hebammen Eckpfei-
ler einer qualifizierten wohnort-
nahen medizinischen Patienten-
versorgung seien. Landrat Schrell
informierte darüber, dass im
Landkreis Dillingen die Abtei-
lung Gynäkologie und Geburts-
hilfe an der Klinik St. Elisabeth

gesichert werden konnte. Ursäch-
lich dafür seien neben einer Inve-
stition von 750.000 Euro in den
Umbau, die Renovierung und
Neukonzeption der Station, dass
es gelungen sei, in der Nachfolge
von ausscheidenden Belegärzten
zwei qualifizierte Fachärzte zu
gewinnen. Zudem wird die Grün-
dung eines Medizinischen Ver-
sorgungszentrums angestrebt, das
die fachärztliche Versorgung auf
diesem Gebiet im Landkreis si-
cherstellen soll. 

Die Pflege des Verhältnisses
zwischen den Kreiskrankenhäu-
sern und den niedergelassenen
Ärzten als Einweiser, die Förde-
rung des medizinischen Nach-
wuchses, etwa im Rahmen von
Weiterbildungsverbünden für All-
gemeinmediziner, oder die ge-
zielte Bindung von Nachwuchs-
medizinern über Stipendien-Pro-
gramme an den ländlichen Raum
bezeichneten die Landräte als
wichtige Bestandteile eines Kon-
zeptes zur Sicherung der ärztli-
chen Versorgung. „Angesichts
des zunehmenden Hausärzteman-
gels muss der Freistaat Bayern
auch Sorge dafür tragen, dass das
Thema Allgemeinmedizin an den
medizinischen Fakultäten der
bayerischen Universitäten mehr
Gewicht bekommt“, so die For-
derung der Landräte.

Zum Tagungsabschluss führte
der Direktor der Akademie für
Lehrerfortbildung und Personal-
führung, Dr. Christoph Henzler,
die Gruppe in den Goldenen Saal
und die Bibliothek der ehemali-
gen Jesuitenuniversität. Hurler

Staatsregierung beschließt strategische Zukunftsausrichtung bei der Präsenz Bayerns:

Internationale Umbruchsituation 
erfordert aktive bayerische Antwort

Wirtschaftsministerin Ilse Aigner: „Internationalisierung entscheidend für Zukunft 
des Investitions- und Wirtschaftsstandortes Bayern“

Das bayerische Kabinett hat die Weichen für eine strategische Zu-
kunftsausrichtung bei der Präsenz Bayerns in der Welt gestellt.
Die Neuausrichtung entspricht dem Selbstverständnis des Frei-
staates Bayern, seine zentralen Interessen als eigenständig sicht-
barer Akteur nicht nur in Deutschland und der Europäischen
Union, sondern international kraftvoll zu vertreten. 

Europaministerin Dr. Beate
Merk wies darauf hin, dass die
Marke Bayern global einen her-
vorragenden Ruf genieße. Um
diesen Erfolg für die Zukunft
fortzuschreiben, will die Staatsre-
gierung das internationale Enga-
gement des Freistaats Bayern
strategisch neu ausrichten und
ausbauen. Die internationale Poli-
tik durchlaufe derzeit eine Phase
tiefgreifender Veränderungen.
Kriege und Bürgerkriege, daraus
resultierende riesige Fluchtbewe-
gungen, der Aufstieg neuer politi-
scher und wirtschaftlicher Groß-
mächte in Asien und die wach-
sende Bedeutung Afrikas stellen
insbesondere die westliche Welt
vor enorme Herausforderungen.
Die gegenwärtige Umbruchsitua-
tion in der internationalen Politik
erfordere eine aktive bayerische
Antwort auf diesen Wandel.

Daher will die Staatsregierung
die internationale Zusammenar-
beit Bayerns vor dem Hinter-
grund der internationalen Heraus-
forderungen massiv ausbauen.

Neue bayerische
Repräsentanzen 

Als sichtbares Zeichen bayeri-
scher internationaler Politik sol-
len anderem neue politische Re-
präsentanzen in Kiew / Ukraine
und Tel Aviv / Israel entstehen.
Ergänzend zu der weiterhin be-
stehenden Wirtschaftsrepräsen-
tanz in Kiew soll eine politische
Repräsentanz Bayerns unter Fe-
derführung der Staatskanzlei er-
öffnet werden. Als „im unmittel-
baren bayerischen Interesse“ er-
achtet man eine Unterstützung
der unmittelbar an der EU-
Außengrenze liegenden Ukraine.
Nur eine Stabilisierung dieses
Landes werde den gefährlichsten
Konflikt in Europa überwinden
können. Bayern will das Poten-
zial der Zusammenarbeit beider
Länder bei der Inneren Sicher-
heit, aber auch in den Bereichen
Wirtschaft, Landwirtschaft, Wis-
senschaft und Gesundheit ver-
stärkt nutzen und zudem admini-
strative Hilfe leisten.

Mit Israel soll die bereits beste-

hende intensive Zusammenarbeit
in Bereichen wie Wissenschafts-
kooperation, Schüleraustausch
und Bürgerbegegnungen weiter
ausgebaut werden. Hierzu soll er-
gänzend zur bestehenden Wirt-
schaftsrepräsentanz in Tel Aviv
eine politische Repräsentanz
Bayerns unter Federführung der
Staatskanzlei mit einem eigenen
politischen, gesellschaftlichen
und kulturellen Ansprechpartner
geschaffen werden. Die Staatsre-
gierung will damit die besonde-
ren Beziehungen Bayerns zu Isra-
el noch sichtbarer machen und
zugleich auf eine zukunftsfähige
neue Qualitätsstufe heben.

Neue Dynamik im Osten

Die Staatsregierung wird auch

die Zusammenarbeit Bayerns mit
seinen östlichen Nachbarn inten-
sivieren und die aus der histori-
schen Verbundenheit erwachse-
nen Chancen im mittel-, ost- und
südosteuropäischen Raum konse-
quent wahrnehmen. Dabei strebt
Bayern eine neue Dynamik und
eine engere Abstimmung mit den
östlichen EU-Staaten an. Gleich-
zeitig will Bayern die EU-Bei-
trittsstaaten auf dem Westbalkan
weiterhin in ihrer wirtschaftlichen
und administrativen Entwicklung
unterstützen und als Partner bei
der Lösung gesamteuropäischer
Herausforderungen einbeziehen.

Zukunftsmärkte erschließen

Das erfolgreiche Netzwerk der
bayerischen Wirtschafts-Reprä-
sentanzen soll gestärkt und weiter
ausgebaut werden. Dazu sollen
neue Wirtschafts- Repräsentan-
zen des Freistaats Bayern in
West-China, im Iran und in Süd-
korea eröffnet werden. Daneben

soll u.a. auch die Präsenz im ara-
bischen Raum ausgebaut werden.
Wirtschaftsministerin Ilse Aigner:
„Ein zentrales Instrument unserer
Außenwirtschaftsförderung sind
unsere Auslandsrepräsentanzen.
Wir sind mit unseren 25 Vertre-
tungen in 20 für Bayern und seine
Wirtschaft besonders wichtigen
Ländern schon gut aufgestellt.
Wir müssen aber mit Blick auf
die aktuellen Entwicklungen in
der Welt unser Repräsentanten-
Netzwerk weiter stärken und un-
sere Präsenz in wichtigen Leit-
und Wachstumsmärkten – etwa
im asiatischen Raum – ausbauen,
ohne die erfolgreichen Aktivitä-
ten in den etablierten Märkten
aufzugeben. Zukunftsmärkte sind
oft auch schwierige Märkte und
bergen Risiken. Wir wollen die
bayerischen Unternehmen bei ih-
rer Markterschließung vor Ort
politisch unterstützen – und zwar
über politische Gespräche im
Rahmen von Delegationsreisen,
aber auch dauerhaft über eine
langfristig angelegte und immer
auf die Bedürfnisse der Wirt-
schaft fokussierte Präsenz der
Auslandsvertretungen. Das unter-
scheidet Bayern von anderen Re-
gionen und Ländern und ist Bay-
erns Vorteil gegenüber globalen
Wettbewerbern, aber auch ge-
genüber anderen Ländern in
Deutschland.“ 

Zweckentfremdungsgesetz
verschärft

Besserer Schutz von kommunalem Wohnungsbestand
Mit großer Mehrheit hat der Bayerische Landtag in seiner letzten
Plenarsitzung vor den Pfingstferien einen Gesetzentwurf der
Staatsregierung zur Entfristung und deutlichen Verschärfung des
Zweckentfremdungsgesetzes verabschiedet. Dadurch können Ge-
meinden künftig Zweckentfremdungen von dringend benötigtem
Wohnraum wirkungsvoller ermitteln und verschärfter ahnden.

Innen- und Baustaatssekretär
Gerhard Eck begrüßte ausdrück-
lich die Gesetzesänderungen,
durch die Gemeinden, die bereits
eine Zweckentfremdungssatzung
erlassen haben, noch zusätzliche
Instrumente für einen effektiver-
en Schutz ihres Wohnungsbe-
stands erhalten. Nach bisherigem
Recht hatten die Kommunen die
Möglichkeit der Räumungsan-
ordnung gegen einen Zweckent-
fremder, der in seiner Wohnung
z.B. ein Maklerbüro oder eine
Zahnarztpraxis betreibt. Künftig
müssten auch Hausverwalter,
Makler und Betreiber von Inter-
netportalen den Gemeinden Aus-
künfte erteilen bzw. Unterlagen
darüber vorlegen, wer eine Im-
mobilie für welche Zwecke nutzt.
Bei Nichtbefolgung dieser Mit-
wirkungspflicht könne ein Buß-
geld von bis zu 50.000 Euro fest-
gesetzt werden, erläuterte der
Staatssekretär, Darüber hinaus
seien Anordnungen zur Beendi-
gung der Zweckentfremdung
kraft Gesetzes sofort vollziehbar.

Beispiel München

Als Beispiel nannte Eck die
Landeshauptstadt München, die
bisher als einzige Kommune eine
Zweckentfremdungssatzung er-
lassen habe. Dagegen verstoße,
wer seine Wohnung regelmäßig
tage- oder wochenweise an Touri-
sten vermietet, den Wohnraum
längere Zeit leer stehen lässt oder
in seinem Haus gewerbsmäßig
Schlafplätze an Saisonarbeiter
vermietet. Durch die Gesetzesän-
derung könne die Stadt Verstöße
künftig mit einem Bußgeld von
bis zu 500.000 Euro ahnden. Dies
bedeute eine Verzehnfachung 

des bisherigen Bußgeldrahmens.
In der Aussprache begrüßten

die Vertreter aller Parteien den
Regierungsentwurf, der eine Ver-
besserung der bisherigen Rege-
lung darstelle. Auch der Münch-
ner SPD-Abgeordnete Andreas
Lotte, dessen Änderungsantrag in
namentlicher Abstimmung klar
abgelehnt wurde, konstatierte,
dass das neue Gesetz schärfer sei.
Er verwies jedoch auf den noch
weiter gehenden Entwurf seiner
Fraktion, in dem der Stadt Mün-
chen u.a. die Möglichkeit einer
Räumung von Wohnungen als
„ultima ratio“ zugebilligt werde.

Verfassungsrechtlich 
geschützte Vertragsfreiheit

In diesem Zusammenhang
warnte Eck vor Kompetenzüber-
schreitungen. Regelungen, die un-
verhältnismäßige Eingriffe in die
verfassungsrechtlich geschützte
Vertragsfreiheit und in das Grund-
recht der Unverletzlichkeit der
Wohnung beinhalten, gehörten
nicht in das Gesetz. Abschließend
forderte der Staatssekretär mit
Blick auf die jetzt beschlossene
Gesetzesänderung sowie die ver-
schärfte Wohnungsmarktsituation
in Bayern alle Gemeinden auf,
entschieden gegen Zweckent-
fremdung vorzugehen. Denn je-
der zurückgeholte Wohnraum sei
preiswerter als ein Neubau.

Bei der namentlichen Abstim-
mung zur Gesetzesänderung
stimmten 99 Abgeordnete für den
Regierungsentwurf 37 enthielten
sich. Dabei gab es auch Zustim-
mung von den Grünen und den
Freien Wählern. Das neue
Zweckentfremdungsgesetz tritt
am 1.Juli 2017 in Kraft. rm
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Liebe Leserinnen 
und Leser,

bei der Vollversammlung des
Bayerischen Städtetags am
12./13. Juli in Rosenheim wer-
den die Themen „Mobilität
und Stadtentwicklung“ im Mit-
telpunkt stehen. Das ist gut und
richtig, wie ein Blick auf die
Zahlen zeigt. Die Region Mün-
chen wächst bis 2035 um
400.000 Menschen, die in ei-
nem zwangsläufig immer grö-
ßer werdenden Umkreis um
München herum Wohnungen
benötigen, Kindergartenplätze suchen, vor allem
aber auch mobil sein wollen.

In der Metropolregion München gibt es inzwi-
schen 1,5 Mio. Pendler. Ein Großteil davon sind
Zugpendler. Das größte Problem für sie sind
nicht Verspätungen oder überfüllte Abteile. Es ist

die Anreise an den Bahnhof, verbunden mit der
Suche nach einem adäquaten Parkplatz.

Die Schaffung von Parkraum an den Schnitt-
stellen zum Schienenpersonennahverkehr in die
Ballungsräume ist dringend erforderlich. Wenn
wir aber den Flächenfraß und die Flächenver-
siegelung durch immer größer werdende eben-
erdige Parkplatzanlagen verhindern wollen,
braucht es wie beim ersten Schnittstellenpro-
gramm unter dem damaligen bayerischen Ver-
kehrsminister Otto Wiesheu staatliche Förde-
rung. Durch dieses weitsichtige Programm mit
einem Investitionsvolumen von rd. 105 Mio. EUR
wurde von 2001 bis 2007 die Schaffung von Bus-
bahnhöfen, Park & Ride- sowie Bike & Ride-
Parkplätzen an Bahnhaltepunkten gefördert.
Nach Oberbayern sind damals rd. 40 Mio. EUR
an Fördermitteln geflossen. Nach Mittelfranken
mit der Metropolregion Nürnberg waren es rd.
10 Mio. EUR. Diese Investitionen haben sich
ausgezahlt: In den S-Bahn-Einzugsgebieten gibt
es heute im Raum München über 25.000 P+R-
Stellplätze, im Raum Nürnberg mehr als

14.000. Dabei gewährte der
Freistaat den Kommunen eine
80%-Förderung der Kosten.  

Die bloße Erweiterung eben-
erdiger P&R-Stellplatzanlagen
mag wirtschaftlich nachvoll-
ziehbar sein. Ökologisch ver-
nünftig ist sie nicht. Städtebau-
lich würden dadurch wertvolle
Flächenressourcen minderge-
nutzt. Schlauer wäre es, auf
kleinerem Raum Parkdecks zu
errichten oder gleich Parkhäu-
ser. Allerdings kostet ein Stell-
platz in einem Parkhaus rd.
15.000 EUR, während ein

ebenerdiger Stellplatz bereits für rd. 3.800 EUR
zu haben ist. 

Derzeit werden Park & Ride-Parkplätze in der
Regel mit 50 Prozent im Rahmen des Bayeri-
schen Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes
(BayGVFG) gefördert und mit fünf Prozent aus
den Mitteln des Finanzausgleichsgesetzes (FAG).
Merkwürdig dabei: Ein ebenerdiger Stellplatz ist
bis zu 4.100 EUR zuwendungsfähig, ein Stell-
platz in einem Parkhaus nur bis zu max. 10.000
EUR. Diese Förderung setzt falsche Anreize.
Richtiger wäre es, die Zuschüsse für Parkhaus-
Stellplätze zu erhöhen und die für ebenerdige
Parkplätze zu senken, am besten im Rahmen ei-
ner Wiederauflage des Schnittstellenprogramms.
Gleiches gilt übrigens für den Bau von Fahrrad-
parkhäusern: Dort schlägt ein Stellplatz mit rd.
3.000 EUR zu Buche. Die Obergrenze für die
GVFG-Förderung liegt aber bei 1.200 EUR. Sol-
che Signale der Staatsregierung brächten dreifa-
chen Nutzen: Erstens für die Kommunen, denen
beim Versuch, flächenschonende P+R-Anlagen
zu errichten, unter die Arme gegriffen würde.
Zweitens für die Pendler, für die der Umstieg
zwischen Individual- und öffentlichen Verkehr er-
leichtert würde. Und drittens für die Ballungs-
zentren selbst, weil ein verbessertes P+R-Schnitt-
stellenangebot Anreize bietet, den privaten PKW
für die Fahrt zur Arbeit abzustellen und damit
Staus, Lärm und Feinstaub zu verringern. Sind
das nicht genügend Argumente, etwas politisch
Sinnvolles in Angriff zu nehmen?  

Ihre Gabriele Bauer
Oberbürgermeisterin von Rosenheim

KolumneGZ Gabriele Bauer

Individualverkehr und 
SPNV sinnvoll verzahnen

60 Jahre Akademie für Politische Bildung Tutzing:

Glücksfall für die Demokratie
Dort, wo alles seinen Anfang nahm, nämlich im Bayerischen
Landtag, feierte die Akademie für Politische Bildung Tutzing ihr
60-jähriges Jubiläum. Schließlich begann mit der Ausfertigung
des Gesetzes über die Errichtung einer Akademie für Politische
Bildung am 27. Mai 1957 (rückwirkend zum 1. April 1957) durch
den damaligen Bayerischen Ministerpräsidenten Wilhelm Hoeg-
ner die Zeitrechnung derAkademie.

Gegründet als „geistig-pädago-
gisches Kraftzentrum“, um die
„politische Bildung auf breitester
Grundlage zu entwickeln“ und
den „in die demokratische Frei-
heit gestellten Staatsbürger zu ei-
nem mitdenkenden, zuverlässi-
gen und zur Verteidigung bereiten
Bewahrer dieser Freiheit“ zu ma-
chen, ist eine unabhängige über-
parteiliche Institution entstanden,
die aktuelle Fragen und grund-
sätzliche Probleme aus Politik,
Wirtschaft und Gesellschaft un-
tersucht. Die Akademie versteht
sich als Dreiklang: Sie ist ein Fo-
rum für den Gedankenaustausch,
ein Kompetenzzentrum für politi-
sche Bildungsarbeit und eine For-
schungseinrichtung.

Lebenslanges Lernen

Vor mehr als 400 geladenen
Gästen bezeichnete Landtagsprä-
sidentin Barbara Stamm in ihrer
Begrüßung die Demokratie als
„die anspruchsvollste und ver-
antwortungsvollste Regierungs-
form“. Sie erfordere lebenslanges
Lernen und Zeiten des ruhigen
Nachdenkens. Daher sei politi-
sche Bildung wichtiger denn je.

SPD-Fraktionschef Markus
Rinderspacher erinnerte seiner-

seits daran, dass in seiner Partei
Waldemar von Knoeringen, Wil-
helm Hoegner und vor allem
Hans-Jochen Vogel die Akade-
miegründung vorangetrieben hat-
ten. Glücklicherweise habe sich
die CSU bald dem Leitsatz „Das
Gespräch ist die Seele der Demo-
kratie“ angeschlossen und das
Akademiegesetz 1957 mitgetra-
gen.

Aktiv mitgestalten

Ministerpräsident Horst Seeho-
fer nannte die Akademie für Poli-
tische Bildung mit ihrer Direkto-
rin Ursula Münch als „Glücksfall
für unseren Freistaat und die De-
mokratie in unserem Land“. See-
hofer zufolge „lebt unsere Demo-
kratie vom Engagement mündi-
ger und mutiger Bürgerinnen und
Bürger, von Menschen, die sich
einmischen und unser Land aktiv
mitgestalten. Dafür brauchen wir
Bildung, Erziehung und gute Vor-
bilder.“

Die Akademie mache mit ihren
unabhängigen Analysen das
komplexe Politikgeschäft ver-
ständlich und entwickle im ge-
meinsamen Dialog Antworten
auf brennende Fragen unserer
Zeit, so Seehofer. Mit ihren Ver-

anstaltungen und Foren begeiste-
re sie Jung und Alt für die Grund-
werte und leiste so „einen wert-
vollen Beitrag für Freiheit und
Demokratie in unserem Land“.

Timothy Garton Ash, britischer
Historiker und Träger des Interna-
tionalen Karlspreises zu Aachen,
umriss in seiner Festrede die Rol-
le der Bundesrepublik innerhalb
der Europäischen Union und in
der Weltpolitik. Die Europäische
Union und der gesamte Westen
befinden sich seiner Ansicht nach
in einer „existenziellen Krise“.
Die Bedrohung durch einen na-
tionalistischen Populismus sei so
stark, dass nur die Hälfte der jun-
gen Europäer die Demokratie für
die beste Regierungsform hielten. 

Balance zwischen 
Idealismus und Realismus

Dieses Europa müsse in der
Praxis funktionieren, unterstrich
der Historiker. Losgelöst von der
ständigen Diskussion um Refor-
men oder einem Europa der un-
terschiedlichen Geschwindigkei-
ten könne es in einer Balance
zwischen Idealismus und Realis-
mus handeln. Garton Ash erinner-
te daran, dass „ruhiges Benennen
eigener Interessen beim Finden
von Kompromissen hilfreich“ sei. 

„Wir leben in einer Zeit, in der
politische Bildung nötiger ist
denn je, und ich wünsche Ihnen
mindestens weitere 60 Jahre er-
folgreicher Arbeit“, betonte Gar-
ton Ash abschließend. DK

Hanns-Seidel-Stiftung und Ostbayerische Technische Hochschule Regensburg:

Faktensammlung für eine 
gelingende Integration

Ob aus Afghanistan, Eritrea, dem Irak oder aus Syrien – zwischen
80 und 90 Prozent derAsylsuchenden im Freistaat geben als wich-
tigstes Ziel für ihre Zukunft an, Deutsch lernen zu wollen, denn
die Sprache ist auch für sie der Schlüssel zur Integration. So hoch
die Übereinstimmung in diesem Punkt unter den Asylsuchenden
in Bayern ist, so unterschiedlich sind ihre Einstellungen, Erwar-
tungen und Bleibeabsichten sowie ihre Migrationsmotive. Bei
näherer Betrachtung weisen die befragten Asylsuchenden eine
große religiöse Vielfalt auf.

Ein zentraler Befund der Pilot-
studie „Asylsuchende in Bayern“
lautet denn auch: Den „typi-
schen“ Asylsuchenden gibt es
nicht. Dieses und weitere Ergeb-
nisse haben Prof. Dr. Sonja Haug
und ihr Forscherteam von der
OTH Regensburg am 1. Juni
2017 in München vorgestellt. Zu
der von der Hanns-Seidel-Stif-
tung in Auftrag gegebenen Studie
hat die OTH Regensburg rund
780 Asylsuchende aus Gemein-
schaftsunterkünften in Nürnberg
sowie im Landkreis Ebersberg in
Oberbayern befragt. Die quantita-
tive Studie wurde ergänzt durch
qualitative Interviews mit zwölf
Experten, die täglich professio-
nell mit Asylsuchenden und für
Asylsuchende arbeiten und zwölf
Asylbewerbern. 

Unterstützt wurden die Befra-
gungen der Menschen aus Afgha-
nistan, Eritrea, dem Irak und Sy-
rien durch neun Dolmetscher in
den Sprachen Arabisch, Kur-

disch, Paschtu, Farsi und Ti-
grinya. Das Forschungsprojekt
basiert auf drei Teilstudien, die
gemeinsam mit der Hanns-Sei-
del-Stiftung erarbeitet wurden.
Im Rahmen einer standardisierten
Befragung beantworteten die
Asylsuchenden, die 2015 nach
Bayern eingereist sind, Fragen zu
Themen wie Familie, Bildung
und Arbeit und ihren Migrations-
erfahrungen, Einstellungen, Wer-
ten und Zukunftserwartungen. 

Beweggründe für die Flucht

Neben Informationen zu Bil-
dung und Berufserfahrung wur-
den auch Fragen zu Geschlechter-
rollen und Religiosität beantwor-
tet. Ziel der Studie ist es u. a., eine
valide Datengrundlage über Be-
weggründe der Flucht und Hand-
lungsempfehlungen zur Integrati-
on zur Verfügung zu stellen. 

Analog zur hohen Bereitschaft
der Asylsuchenden Deutsch zu

lernen, sieht die Studie einen ho-
hen Bedarf an sprachlichen Bil-
dungsangeboten. Aber auch An-
gebote im schulischen Bereich
und der beruflichen Weiterquali-
fizierung sowie Politische Bil-
dung und die soziale Integration
werden als zukünftige Herausfor-
derungen für alle Beteiligten ge-
sehen. „Mit den wissenschaftli-
chen Erkenntnissen wollen wir
dazu beitragen, die Situation von
Asylbewerbern zu analysieren,
und auf Basis dieser Analyse wei-
tere Impulse für eine gelingenden
Integration geben“, erklärt die
Vorsitzende der Hanns-Seidel-
Stiftung, Prof. Ursula Männle.
Ähnlich übereinstimmend wie
zum Deutscherwerb äußern sich
die Befragten übrigens zu ihren
Gründen für das Fluchtziel
Deutschland: Bis zu 83 Prozent
sind hierhergekommen, weil in
Deutschland Frieden herrscht.
„Die Asylsuchenden wünschen
sich ein friedliches und auch ei-
genständiges Leben in Deutsch-
land, und dementsprechend hoch
ist die Bereitschaft zur Integration
in den Arbeitsmarkt“ so Prof. Dr.
Sonja Haug von der OTH Re-
gensburg. 

Die ausführliche Studie bietet
die Hanns-Seidel-Stiftung auf ih-
rer Website www.hss.de an. 

Von links: Markus Rinderspacher, Fraktionsvorsitzender der SPD im Bayerischen Landtag, Land-
tagspräsidentin Barbara Stamm, Akademiedirektorin Ursula Münch, Timothy Garton Ash, Minis-
terpräsident Horst Seehofer, Kuratoriumsvorsitzender Friedrich W. Rothenpieler. Bild: Rolf Poss

Landestagung des Bayerischen Volkshochschulverbands e.V. (BVV):

Erwachsenenbildung der Zukunft 
Unter dem Motto „Zukunft der Erwachsenenbildung – Erwach-
senenbildung der Zukunft“ hielt der Bayerische Volkshochschul-
verband e.V. (BVV) seine 71. Landestagung in der oberpfälzi-
schen Stadt Amberg ab. Rund 100 Volkshochschulen aus Bayern
beschäftigten sich mit der Entwicklung des Verbandes und der
Weiterbildungspolitik. 

„Volkshochschulen sind mit
ihren flächendeckenden Bil-
dungsangeboten ein wertvoller
Partner für die bayerische Staats-
regierung“, betonte Ministerialdi-
rektor Herbert Püls vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Bil-
dung und Kultus, Wissenschaft
und Kunst, in seinem Grußwort.
Vor dem Hintergrund des lebens-
begleitenden Lernens hat die öf-
fentliche Erwachsenenbildung
die letzten Jahre auf gesellschaft-
liche Veränderungen mit ver-
schiedenen Angeboten reagiert.
Zuletzt leisteten die Volkshoch-
schulen mit ihren Angeboten an
Deutschkursen eine wichtige In-
tegrationsarbeit. „Volkshochschu-
len sind ganz nah am Menschen
und machen menschennahe Bil-
dung“, so Prof. Dr. Klaus Meisel,
1. Vorsitzender des BVV. 

Die bayerische Staatsregierung
initiierte Anfang des Jahres eine
überparteiliche Arbeitsgruppe,
mit dem Auftrag das Erwachse-
nenbildungsförderungsgesetz von

1974 zu reformieren. Wie die Er-
wachsenenbildung der Zukunft
als Bildungssystem ausgestaltet
werden kann, diskutierten am
Eröffnungsabend die Mitglieder
dieser Arbeitsgruppe, Dr. Ute Ei-
ling-Hütig (CSU), Kathi Petersen
(SPD) und Thomas Gehring
(Bündnis90/Die Grünen) zusam-
men mit dem Bildungsexperten
Prof. Dr. Klaus Meisel. Die Podi-
umsdiskussion moderierte Wer-
ner Reuß vom Bayerischen
Rundfunk. Die drei Landtagsab-
geordneten bestärkten die Er-
wachsenenbildung in ihrem Han-
deln, vielfältige und richtungs-
weisende Zukunftsperspektiven
zu schaffen. „Die Volkshochschu-
len wissen was die Menschen vor
Ort an Bildung brauchen. Die An-
gebote müssen niederschwellig,
flächendeckend sein sowie Plura-
lität aufweisen“, so Dr. Ute Ei-
ling-Hütig. 

Kathi Petersen ergänzte, die
politische Bildung sei neben der
Auseinandersetzung mit den Fol-

gen der Digitalisierung ein wich-
tiges Thema für die Erwachse-
nenbildung. Thomas Gehring
sieht die Volkshochschulen als
ideale Lernorte für demokratische
Prinzipien. 

Die entscheidende Rolle der
Volkshochschule in allen Fragen
rund um Bildung und Integration
bestätigten auch die kommunalen
Vertreter und Gastgeber der Ta-
gung, Richard Reisinger, Landrat
im Landkreis Amberg-Sulzbach,
und Michael Cerny, Oberbürger-
meister der Stadt Amberg. Land-
rat Reisinger ist überzeugt:
„Volkshochschulen sind die Pre-
miumpartner der Kommunen“. 
In der historischen Stadt Am-
berg wurde die Debatte um die
Frage in Gang gebracht, ob 
das bayerische Erwachsenenbil-
dungsgesetz von 1974 den zu-
nehmenden Herausforderungen
wie zum Beispiel Digitalisie-
rung, Integration oder auch der
Krise der Demokratie noch ge-
recht wird. „Volkshochschulen
haben sich schon immer gesell-
schaftlichen Veränderungen an-
gepasst. Der Wandel ist Teil der
Institution Volkshochschule“,
konstatierte der 1. Vorsitzende
des BVV. 

Auf dem Podium diskutierten (von links): Thomas Gehring (Bündnis 90/Die Grünen), Dr. Ute
Eiling-Hütig (CSU), Moderator Werner Reuß, BR, Kathi Petersen (SPD) und Prof. Dr. Klaus
Meisel, 1. Vorsitzender des BVV. Bild: Alescha Birkenholz



KOMMUNALE PRAXIS4 GZ16. 06. 2017

(Fortsetzung von Seite1)
kommunalen Mehrbelastungen
durch die Flüchtlingskrise ermit-
telt. Das Ergebnis: „Die Land-
kreise haben 2015 rund 90 Mio.
Euro und 2016 mehr als 140 Mio.
Euro aus eigener Tasche für die
Betreuung der Flüchtlinge drauf-
gelegt. Die Ausgaben der kreis-
freien Städte und der Bezirke
kommen noch dazu. Dass der
Freistaat Bayern zu 100 % die
Kosten der Unterkunft und Ver-
pflegung trägt, ist also nicht alles.
Ich erinnere an die Zusage unse-
res Ministerpräsidenten in Ingol-
stadt, dass wir fair über die Erstat-
tung der bei den Kommunen ent-
standenen Kosten verhandeln.“

Dagegen habe man im Bereich
der unbegleiteten Minderjährigen
Ende 2016 einen Fortschritt ver-
buchen können: Erreicht wurde
eine verbesserte Erstattung der
Jugendhilfekosten für die voll-
jährigen unbegleiteten Flüchtlin-
ge in Höhe von 112 Mio. Euro bis
Ende 2018. Bernreiter forderte,
die unbegleiteten Kinder und Ju-
gendlichen aus dem System der
Kinder und Jugendhilfe (dem.
sog. SGB VIII) herauszuholen.
Wo nötig, müssten sozialpädago-
gische Zusatzleistungen gewährt
werden. Ansonsten gehe es an er-
ster Stelle um die Integration der
jungen Menschen. 

„Der Inklusionsgedanke darf
nicht nur ein Papiertiger sein. Die
Verbesserung der Leistungen für
Menschen mit Behinderung
durch das neue Bundesteilhabe-
gesetz ist deswegen richtig und
wichtig“, fuhr der Präsident fort.
Die stetig steigenden Sozialaus-
gaben dürften aber die kommuna-
len Finanzen nicht derart belas-
ten, dass Projekte zur Zukunfts-
gestaltung in den Landkreisen
nicht mehr möglich sind. Die Ein-
gliederungshilfe für Menschen
mit Behinderung stelle für die
bayerischen Kommunen eine ho-
he finanzielle Belastung dar. 

Bernreiter zufolge sind die
Ausgaben in der Eingliederungs-
hilfe in nur 15 Jahren um 1,3
Mrd. Euro, d.h. um exakt 102 %
angestiegen. Deswegen sei es ei-
ne Erleichterung gewesen, „dass
der Bund uns ab 2018 jährlich 5
Milliarden Euro zur Verfügung
stellt“. In diesem Zusammenhang
wies Bernreiter aber auch darauf
hin, „dass die 5 Mrd. Euro bereits
2022 wieder aufgezehrt wären.
Dann ist es mit der Stärkung der
kommunalen Finanzen über die 5
Mrd. Euro‚ die der Bund auf den
Weg gebracht hat, schon vorbei.“

Diese finanzielle Stärkung sei
bewusst von der Eingliederungs-
hilfe entkoppelt worden. Bei der
Umsetzung des Bundesteilhabe-
gesetzes in Bayern sehe man auch
den Freistaat in der Pflicht. „Wir
erwarten sowohl dem Grunde als
auch der Höhe nach einen voll-
ständigen Ausgleich der Mehrko-
sten. Dazu müssen bereits jetzt
bei der Neubestimmung der Trä-
ger der Eingliederungshilfe ent-
sprechende Vorkehrungen getrof-
fen werden“, hob der Landkreis-
tagschef hervor.

In punkto medizinische Versor-
gung bezeichnete Bernreiter die
Pflegestützpunkte oder die Mo-
dellkommunen für die kreisfreien
Städte und Landkreise in Bayern
als nicht besonders attraktiv. Er
forderte den Bund auf, hier noch
einmal nachzusteuern. 

„Wir brauchen den Bund aber
nicht nur bei unseren ‚sozialen‘
Aufgaben. Wir brauchen ihn auch
als Verbündeten, wenn es um die
Zukunftsarchitektur unserer Kran-
kenhäuser geht. Seit Jahren
kämpfen wir täglich in Kranken-
häusern gegen rote Zahlen und
Ärztemangel auf dem Land. Wir
werden aber immer weiter in die
Enge getrieben“, merkte der Prä-
sident an. Ohne die Unterstützung
von Bund, Freistaat und Kassen
werde die Aufrechterhaltung der
Versorgungsstruktur in der heuti-
gen Form zur „Quadratur des
Kreises“. Natürlich wisse man,

(Fortsetzung von Seite 1)
Städte trotz der guten wirtschaft-
lichen Lage nicht ausreichend in
Schulen und Verkehrswege inve-
stieren können. Allein hier beträgt
der Investitionsstau jeweils mehr
als 30 Milliarden Euro. Damit die
Städte leistungsfähig bleiben,
brauchen sie neue Impulse von
Bund und Ländern, die die kom-
munale Investitionskraft dauer-
haft stärken.“

Als hilfreich bewerten die Städ-
te die Zusage des Bundes, die
kommunale Bildungsinfrastruk-
tur von finanzschwachen Kom-
munen künftig mitzufinanzieren.
Die dafür bereitgestellten 3,5 Mil-
liarden Euro seien ein wichtiger
Beitrag, um die Sanierung von
Schulen zu erleichtern. Allerdings
warnt der Deutsche Städtetag vor
dem Eindruck, dass mit dem neu-
en Länderfinanzausgleich ab 2020
bereits ausreichend vorgesorgt sei
gegen die wachsende Ungleich-
heit zwischen Städten und Regio-
nen. Im Ländervergleich zeigt
sich, wie unterschiedlich die
Kommunen investieren können:
In Bayern investierten sie im
Durchschnitt im Jahr 2016 mit
knapp 517 Euro pro Kopf das
Zweieinhalbfache von NRW mit
196 Euro pro Kopf.

„Wir dürfen nicht weiter zuse-
hen, wie die wirtschaftliche At-
traktivität in einigen Städten und
Regionen abnimmt und die Le-
bensqualität für die Bürgerinnen
und Bürgerinnen zu sinken droht.
Deshalb brauchen wir von Bund
und Ländern ein gesamtdeutsches
Regionalfördersystem nach Aus-
laufen des Solidarpaktes II, das
das Wachstum in strukturschwa-
chen Regionen in Ost wie West

dass in Zukunft nicht jedes Haus
zu halten ist. Fast die Hälfte der
Krankenhäuser in Bayern (42 %
von 363 Häusern) schreibt rote
Zahlen – trotz Abfederung über
die Kreishaushalte. 

Das System kranke, was be-
sonders kleinen Häusern zum
Nachteil gereiche. Dies schwäche
den ländlichen Raum und führe
zum Versorgungsnachteil für zwei
Drittel der bayerischen Bevölke-
rung. „Was dabei herauskommt,
wenn man Entscheidungen ab-
schiebt, sieht man an der Diskus-
sion bei den Hebammen oder bei
der Neonatologie – um nur zwei
hochbrisante Beispiele zu erwäh-
nen“, so Bernreiter.

Seiner Ansicht nach muss sich
die Krankenhausfinanzierung der
Zukunft stärker am Patienten-
wohl und an der Flächenversor-
gung statt einer weiter zunehmen-
den Ökonomisierung orientieren.
Die Krankenhäuser in der Fläche
müssten heute schon vielfach De-
fizite im niedergelassenen Be-
reich ausgleichen und seien nicht
selten der letzte Ankerpunkt für
die medizinische Versorgung. 

Der Staat habe Farbe zu beken-
nen und seinen Kommunen Rü-
ckendeckung zu geben, erklärte
der Verbandschef. „Wir kämpfen
schon lange für den Erhalt der
akutstationären Krankenhausver-
sorgung im ländlichen Raum und
werden es auch weiterhin tun. Für
den Bau und die Ausstattung der
Krankenhäuser stehen seit 2013
jährlich rund 500 Mio. Euro zur
Verfügung. Durch den medizini-
schen Fortschritt brauchen wir ei-
ne Anhebung der Förderpauscha-
len und Finanzmittel um 40 bis
60 Mio. Euro pro Jahr und für die
Förderung der Einzelmaßnahmen
eine Anhebung um 80 Mio. Euro
pro Jahr, insbesondere auch mit
Blick auf anstehende Großpro-
jekte in den Kliniken in Mün-
chen, Augsburg und Ingolstadt.
Sonst bleibt nichts für unsere
Häuser übrig. Der Ansatz der
Krankenhausförderung muss des-
halb 2018 auf 620 bis 640 Mio.
Euro angehoben werden.“

Stichwort Breitbandausbau:
Nach Bernreiters Worten stellen
Bund und Freistaat hierfür bisher
rund 4 Mrd. Euro an Fördermit-
teln zur Verfügung. Dank der Un-
terstützung des Freistaats befin-
den sich 96 % der Kommunen
bereits im Förderverfahren des
Bayerischen Breitbandförderpro-
gramms. Aber schon heute sei ab-
sehbar, dass weder die bereitge-
stellten Mittel noch die geförder-
ten Bandbreiten ausreichen wer-
den. „Wir fordern daher vom
Bund, die Fördermittel zu erhö-
hen und auf die Glasfaser-Tech-
nologie zu setzen. Dazu passt  die
Idee unseres Ministerpräsidenten,
Bayern zum ersten ‚Gigabit-Bun-
desland‘ zu machen.“

Auch fordern die Landkreise
den Bund dazu auf, im Rahmen
der Frequenzvergabe für den
Ausbau von Mobilfunknetzen der
nächsten Generation (5G) ver-
bindliche Auflagen zur flächen-
deckenden Versorgung gerade
auch des ländlichen Raums aus-
zusprechen. „Die Zukunftsfähig-
keit unserer Landkreise wird sich
an unserer Befähigung und Be-
reitschaft entscheiden, uns den
Herausforderungen der digitalen
Gesellschaft zu stellen. Nicht nur
aus Sicht der Verbraucher, son-
dern auch aus Sicht des Dienstleis-
ters“, stellte der Präsident fest.

Häufig durch rechtliche Hür-
den gebremst werde der Ausbau
der digitalen Verwaltung, monier-
te Bernreiter. Dies gelte insbeson-
dere für die mehr als 2.000
Schriftformerfordernisse im Ver-
waltungsrecht des Bundes. Der
Bund müsse daher für die elektro-
nische Signatur und die elektroni-
sche Identifizierung endlich Lö-
sungen zulassen, die mit geringen
Einstiegshürden für die breite Be-
völkerung nutzbar sind.

Bayern habe als erstes Bundes-
land das im Rahmen der elektro-

nischen Steuererklärung millio-
nenfach bewährte Verfahren „Au-
thega“ als Grundlage für einen
neuen Schriftformersatz zugelas-
sen. Die Zahl der elektronisch ab-
gegebenen Steuererklärungen ha-
be 2016 mit 21 Mio. einen neuen
Höchststand erreicht. Dieses Po-
tenzial dürfe beim E-Government
nicht verschenkt werden. „Wir
fordern, dass der Bund hier nach-
zieht und Lösungen aufzeigt, wie
die im Rahmen der elektroni-
schen Steuererklärung ausgege-
benen Zertifikate auch für einen
allgemeinen Schriftformersatz
genutzt werden können“, machte
Bernreiter deutlich.

In ihren Wahlprüfsteinen for-
mulierten die bayerischen Land-
kreise alle Forderungen an den
Bund. Diese wurden an den Ge-
schäftsführer des Deutschen Land-
kreistags, Prof. Dr. Hans-Günter
Henneke, übergeben, damit sie in
Berlin Gehör finden. Aber auch
Bayerns Staatsminister Joachim
Herrmann, MdL, sicherte den
bayerischen Landkreisen als CSU-
Spitzenkandidat für die Bundes-
tagswahl seine Unterstützung zu.
„Als Kommunalminister werde
ich zusammen mit meinen Kolle-
gen Markus Söder und Melanie
Huml die kommunalen Belange
bei der Krankenhausfinanzierung
weiter im Auge behalten. Bayern
wird ein verlässlicher Finanzie-
rungspartner für seine Kranken-
häuser bleiben.“

Starke Rolle der
Landkreise im Freistaat

Herrmann stellte die starke
Rolle der bayerischen Landkreise
im Freistaat heraus. „Damit die
Kommunen ihre vielfältigen und
wichtigen Aufgaben kraftvoll er-
füllen können, müssen wir sie fi-
nanziell gut ausstatten.“ Die kom-
munalen Steuereinnahmen seien
– ausgehend von einem Rekord-
niveau – im Jahr 2016 um weitere
5,9 Prozent gestiegen. 2017 wer-
den 15 Milliarden Euro aus dem
Staatshaushalt an die Kommunen
fließen. Vor allem über den kom-
munalen Finanzausgleich greife
der Freistaat den Gemeinden,
Landkreisen und Bezirken tat-
kräftig unter die Arme. Heuer
wird den Kommunen die Rekord-
summe von 8,9 Milliarden Euro
zur Verfügung stehen. „Das sind
352 Millionen Euro mehr als
noch im Jahr 2016“, erklärte
Herrmann. „Wir tun in Bayern
einfach mehr für unsere Kommu-
nen als viele andere Bundeslän-
der. Vom starken Auftritt unserer
Kommunen profitieren dann die
Menschen im Freistaat.“ 

Laut Herrmann legten die staat-
lichen Fördermittel für den kom-
munalen Hochbau dieses Jahr um
satte 70 Millionen Euro zu, so
dass die Kommunen heuer von
einer halben Milliarde Euro profi-
tieren. Das Geld soll insbesonde-
re in Schulen und Kindertages-
einrichtungen fließen. Auch die
kräftigen Investitionen in den
bayerischen Straßenbau kommen
den Kommunen zu Gute. Bei den
Bundesfernstraßen steuert der
Freistaat auf ein neues Straßen-
bau-Rekordjahr zu. Im Jahr 2016
fließen mit 1,35 Milliarden Euro
rund 50 Prozent mehr Mittel in
Bayerns Bundesfernstraßen als
im Durchschnitt der vergangenen
zehn Jahre. Im Staatsstraßenhaus-
halt stehen mit 421 Millionen Eu-
ro ebenfalls so viel Mittel bereit
wie nie zuvor. Auch der Straßen-
bau der Landkreise, Städte und
Gemeinden wird mit mehr als ei-
ner halben Milliarde Euro kräftig
unterstützt. 

„Demokratie und Rechtsstaat-
lichkeit in Bedrängnis“ lautete
das Thema des Vortrags von Prof.
Dr. jur. Peter M. Huber, Minister
a.D. und Richter des Bundesver-
fassungsgerichts.  Nachdem sich
der demokratische Verfassungs-
staat nach dem Zweiten Welt-
krieg zunächst im Westen und
Süden Europas und nach der Zei-
tenwende der Jahre 1989/90 in
ganz Europa durchsetzen konnte,
befinde er sich seit einigen Jahren

ab 2020 stärkt“, erklärte die Präsi-
dentin. Die Gemeinschaftsaufga-
be regionale Wirtschaftsstruktur
sei dafür ein geeignetes Instru-
ment. Die Mittel von derzeit jähr-
lich 320 Millionen Euro für die
wirtschaftsnahe kommunale In-
frastruktur müssten entscheidend
aufgestockt werden, damit zu-
rückgefallene Regionen wirklich
aufholen können.

Zu einem glaubwürdigen Um-
gang mit Zuwanderung gehöre
u.a. die Konsequenz, Menschen
ohne Bleiberecht in ihre Heimat-
länder zurückzubringen: „Wir
sollten alles daran setzen, Men-
schen, die kein Bleiberecht erlan-
gen, von einer freiwilligen Heim-
reise zu überzeugen. Wo das nicht
klappt, muss es Rückführungen
geben. Das trägt auch dazu bei,
die Akzeptanz für Flüchtlinge in
unserer Gesellschaft auf Dauer zu
erhalten. Am einfachsten und am
ehrlichsten wäre es dabei für alle
Beteiligten, wenn Flüchtlinge oh-
ne Bleibeperspektive gar nicht
erst auf die Kommunen verteilt
würden, so dass Rückführungen,
wenn sie notwendig sind, direkt
aus den Erstaufnahmeeinrichtun-
gen der Länder heraus stattfinden
könnten.“

Der Deutsche Städtetag wies
darauf hin, dass Städte als Le-
bensmittelpunkt für die Men-
schen attraktiv sein müssen; dies
verlange laufenden Wandel. „Die
wachsende kulturelle Vielfalt, zu-
nehmende Individualisierung so-
wie neue technische Entwicklun-
gen werden die Stadtgesellschaft
verändern. Die Städte müssen
zwischen den unterschiedlichen
Interessen ausgleichen. Gleich-
zeitig müssen sie versuchen, Aus-
grenzung zu verhindern und Teil-
habe zu ermöglichen“, betonte
der wiedergewählte Verbandsvi-
zepräsident, Oberbürgermeister
Dr. Ulrich Maly aus Nürnberg.

Mit Blick auf die Herausforde-
rungen, die sich aus verfestigter
Langzeitarbeitslosigkeit und der
Alterung der Gesellschaft erge-
ben, sagte Maly: „Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung hilft Men-
schen, die auch in wirtschaftlich
guten Zeiten objektiv keinen Zu-
gang zum Arbeitsmarkt haben.
Viele Menschen werden außer-
dem künftig stärker Unterstüt-
zung brauchen, um ihren Alltag in
zunehmendem Alter zu bewälti-
gen. Auch hierauf muss die So-
zialpolitik Antworten geben.“

Der Deutsche Städtetag zeigt
sich besorgt angesichts des wei-
terhin bestehenden Wohnungs-
mangels und überdurchschnitt-
lich steigender Mietpreise. Zwar
sind in den vergangenen Jahren
sowohl die Zahl der erteilten Bau-
genehmigungen als auch die Zahl
fertiggestellter Wohnungsneu-
bauten gestiegen. „Trotz aller An-
strengungen und zusätzlicher
Fördermittel ist die Wohnungsfra-
ge noch längst nicht gelöst. Bund
und Länder müssen ihr Engage-
ment für mehr Wohnungen ver-
stärken und den Wohnungsbau
über einen geeigneten Mix von
Förderinstrumenten attraktiver
machen. Außerdem benötigen die
Städte zusätzliche Unterstützung,
damit mehr Bauland mobilisiert
werden kann. Wohnungsmangel
betrifft nicht alle Städte, aber wo
er auftritt, muss gehandelt wer-
den“, urteilte Maly. 

Deutlich mehr als bisher sollten
Bund und Länder nach Auffas-
sung der Städte in die Verkehrsin-
frastruktur investieren, vor allem
in den ÖPNV. Mobilität sei eine
große aktuelle Herausforderung,
weil gesellschaftliche Teilhabe
und Wirtschaftsleben ohne sie
nicht möglich sind. Gleichzeitig
sei es wichtig, die Belastungen
durch Emissionen zu verringern.
Der Oberbürgermeister der Stadt
Münster, Markus Lewe, der ab 
1.1.2018 Präsident des Deutschen
Städtetages sein wird, stellte fest:
„Wir müssen jetzt die Weichen
stellen für moderne Mobilität und
eine umweltverträgliche Fortbe-

zunehmend in der Defensive.
Russland und die Türkei hätten
sich immer mehr in autoritäre Re-
gime verwandelt, in denen die
Verfassungsgerichte keine ernst-
hafte Rolle mehr spielen. Aber
auch in manchen Mitgliedstaaten
der Europäischen Union gerieten
die Errungenschaften demokrati-
scher Verfassungsstaatlichkeit zu-
nehmend unter Druck. Huber:
„Der Rechtsstaat ist wichtiger als
alles andere. Ohne Recht können
wir kein verlässliches Zusam-
menleben organisieren.“

Einblicke in „Zentrale Anlie-
gen der Kreise an die Bundespo-
litik“ und in die Arbeit des Deut-
schen Landkreistags gab Prof. 
Dr. Hans-Günter Henneke, Ge-
schäftsführendes Präsidialmit-
glied des Deutschen Landkreis-
tags. „Als Deutscher Landkreis-
tag versuchen wir immer Kon-
senslösungen zu erreichen, die für
alle passen“, erläuterte Henneke,
der den bayerischen Landkreisen
größten Respekt für ihre Leistun-
gen in der Flüchtlingskrise zollte.
„Das war eine Herausforderung
für den kommunalen Bereich 
in Deutschland insgesamt. Die
Hauptlast der Flüchtlingszunah-
me war aber in Bayern.“ 

„Die wachsende Flut an Ver-
drehungen, Halbwahrheiten und
Lügen im Netz ist ein Phänomen,
das eine Gefahr für den Zusam-
menhalt unserer Gesellschaft und
die Demokratie darstellt“, betonte
der Intendant des Bayerischen
Rundfunks, Ulrich Wilhelm. Das
Phänomen von „Fake News“ sei
zwar nicht neu, habe aber neue
Möglichkeiten eröffnet. Das Mei-
nungsspektrum von Menschen
könne sich so verengen. 

Im Vortrag „Politik und Medi-
en in Zeiten von Fake News“ leg-
te Wilhelm dar, dass es die Aufga-
be der Medien ist, die Gesamtöf-
fentlichkeit zu bilden. Der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk erreiche
heute noch zwei Drittel der Be-
völkerung. Dies verpflichte auch
die Redakteure in seinem Haus.
Aufgabe der Medien sei es, kri-
tisch mit den Dingen umzugehen
und eine differenzierte Mei-
nungsbildung sachgerecht aufzu-
bereiten. DK

wegung. Der ÖPNV ist und bleibt
der Grundpfeiler einer nachhalti-
gen Verkehrspolitik. E-Mobilität,
Carsharing, autonomes Fahren
oder das Fahrrad sind dabei keine
Gegenspieler. Sie müssen ver-
knüpft werden, auch das Auto
wird weiter eine Rolle spielen. In
wachsenden Städten mit begrenz-
tem Platzangebot sind alternative
Verkehrsmittel und moderne Ver-
kehrssysteme existentiell.“ 

Den etwa 1.200 Delegierten
aus den Kommunen dankte im
Anschluss Bundeskanzlerin An-
gela Merkel für den täglichen
Einsatz, die herausfordernde Si-
tuation der vielen Flüchtlinge, die
nach Deutschland gekommen
sind, zu bewältigen. Diese Aufga-
be sei mitnichten beendet, Inte-
gration brauche einen langen
Atem. Als weiteres wichtiges
kommunales Thema ging Merkel
auf den Wohnungsbau ein. Der
Bund unterstützt den sozialen
Wohnungsbau mit über 1,5 Milli-
arden Euro und hat damit seine
Mittel gegenüber 2015 verdrei-
facht. Durch Änderungen im
Bauplanungsrecht wurde zudem
mehr Flexibilität bei der Schaf-
fung von Wohnraum in städti-
schen Gebieten erreicht. In „Ur-
banen Gebieten“, einer neuen Ka-
tegorie im Baurecht, können
künftig auch in stark verdichteten
städtischen Gebieten Wohnungen
gebaut oder bestehende Gebäude
als Wohnung genutzt werden.

Die Kanzlerin betonte außer-
dem die hohe Bedeutung leis-
tungsfähiger Verwaltungsstruktu-
ren. Bürgerinnen und Bürger
würden in Zeiten der Digitalisie-
rung einen einheitlichen Zugang
zu staatlichen Leistungen und
Angeboten erwarten. Sie lobte die
Bereitschaft der Länder, mit dem
Bund bei der Errichtung von Bür-
gerportalen zusammenzuarbei-
ten. Letztlich sei es aber die kom-
munale Ebene, auf der es die mei-
sten Berührungspunkte zwischen
Bürger und Staat gebe, so Merkel. 

Als „verlässlichen Partner für
die Kommunen“ bezeichnete In-
nenminister Joachim Herrmann
den Freistaat Bayern: „Jeder vier-
te Euro aus dem Staatshaushalt
fließt an unsere Kommunen. Das
sind 15 Milliarden Euro allein für
das Jahr 2017.“ Wie Herrmann
bekräftigte, werde gerade in den
Kommunen das soziale Mitein-
ander gelebt. „Wer hier lebt,
bringt sich und seine Stärken oft
in die Gemeinschaft ein. Die
Menschen helfen einander. Das
prägt das Lebensgefühl in Bay-
ern.“ Rund 36 Prozent der Men-
schen im Freistaat über 14 Jahre,
also fast 3,8 Millionen Bürger,
setzten sich ehrenamtlich für die
Gemeinschaft ein. Allein von den
rund 470.000 Einsatzkräften bei
Feuerwehren, freiwilligen Hilfs-
organisationen und THW in Bay-
ern engagierten sich rund 450.000
ehrenamtlich. Herrmann: „Nir-
gendwo in Deutschland ist der
Anteil der Ehrenamtler höher.“

Auch zeige die Erfahrung, dass
gerade das örtliche Umfeld Men-
schen sehr viel bedeutet. So sei
Bayern ebenfalls Spitzenreiter bei
den demokratischen Instrumen-
ten wie Bürgerversammlungen,
Bürgerbegehren und Bürgerent-
scheider. Dass Bayern ein Land
des gelingenden Miteinanders ist,
zeige auch die Integration von
Migranten auf dem Arbeitsmarkt.
Herrmann: „Wir haben mit 75
Prozent die höchste Erwerbsquo-
te für Migranten in Deutschland!“

In ihrer „Nürnberger Erklä-
rung“ betonten die Städte in
Deutschland  ihren Willen und ih-
re Bereitschaft, sich den aktuellen
Herausforderungen von Zu- und
Abwanderung, Investitionsbedar-
fen, Finanzschwäche, Demogra-
fie, Klimaschutz und Nachhaltig-
keit zu stellen und geeignete Lö-
sungen zu entwickeln. Sie stehen
als Partner von Bund und Län-
dern bereit, die Zukunftsfähigkeit
des Landes zu sichern. Partner-
schaftliches Miteinander bedeute
aber auch, als Partner respektiert
und vor schleichender Überla-
stung geschützt zu werden. DK
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Weil ihm der Schutz der Menschen am Herzen lag, gründete 
König Max I. vor mehr als 200 Jahren eine Versicherung.

www.versicherungskammer-bayern.de

für die Abenteuer im Leben.
Königlicher Schutz –

Versicherungskammer unverändert erfolgreich:

„Überall im grünen Bereich“
Überdurchschnittliches Wachstum durch marktnahe Produkte

Trotz der nun schon recht lange andauernden Niedrigst- bzw.
Nullzinsphase hat sich die Versicherungskammer Bayern
(VKB) auch 2016 ordentlich geschlagen. „Wir meistern diese
Phase und machen das Beste daraus“, sagte Frank Walthes,
Vorstandsvorsitzender dieses größten öffentlichen Versicherers
in Deutschland. Der Konzern habe sich in allen Bereichen
durchweg gut entwickelt und ein ertragreiches Wachstum er-
reicht. Er sei mit dieser Entwicklung sehr zufrieden, „denn wir
sind überall mehr als im grünen Bereich“. Auch im laufenden
Jahr werde man das Wachstum moderat um 1 bis 2 % fortset-
zen und dabei den Gewinn verstetigen können.

Die gesamten Beitragseinnah-
men legten im Berichtsjahr um
2,7 % auf 7,82 Mrd. Euro zu. Sie
stammen zu etwa 60 % aus Bei-
tragsanpassungen und zu 40 %
aus dem Neugeschäft. Sie lagen
damit deutlich über dem Markt-
durchschnitt und sorgten dafür,
dass der VKB-Konzern, der 79
konsolidierte Unternehmen um-
fasst, Marktanteile gewinnen
konnte. Rund 80 % der Einnah-
men stammen aus dem traditio-
nellen Geschäftsgebiet Bayern/
Pfalz. Die Gesellschaften im Saar-
land und in Berlin und die bundes-
weit tätigen Kranken- und Reise-
versicherer sowie der Direktversi-
cherer BavariaDirekt steuerten 
20 % bei. Im Durchschnitt der
vergangenen zehn Jahre verzeich-
nete der Konzern ein Beitrags-
wachstum von 3,4 % pro Jahr.

Konzernergebnis über Plan

Beim Konzernergebnis liege
man auf Vorjahresniveau und da-
mit über Plan, erläuterte Walthes.
Vor Steuern werden 360,0 (347,5)
Mio. Euro ausgewiesen, nach
Steuern 192,4 (201,4) Mio. Euro.
Die Schmälerung des Ertrages
nach Steuern, also des Jahres-
überschusses, hänge vor allem
mit hohen Investitionen in Zu-
kunftsprojekte zusammen. 89,6
Mio. Euro werden an die Träger
des Grundkapitals ausgeschüttet,
die übrigen Mittel dienen der ei-
genen Stärkung, z.B. durch Do-
tierung der Gewinnrücklagen.
Träger des Grundkapitals sind die
Sparkassen, denn der VKB-
Konzern gehört zur Sparkassen-
Finanzgruppe.

Zum guten Ergebnis haben die
Kapitalanlagen beigetragen, die
2016 mit 48,5 Mrd. Euro den
höchsten Stand aller Zeiten er-
reicht haben. Seit 2015 managt
die Kammer auch den Kapitalbe-
stand der ÖRAG, des Rechts-
schutzversicherers der öffentli-
chen Gruppe. Rechnet man noch
den Kapitalbestand der Sparkas-
senpensionskasse und des Spar-
kassenpensionsfonds hinzu, kom-
men nach Buchwerten 55 Mrd.
Euro zusammen, und einschließ-
lich der Bewertungsreserven ad-
diert sich alles auf mehr als 63
Mrd. Euro. Seit der Konzern-
gründung 1995 hat sich der Kapi-
talbestand der Kammer mehr als
vervierfacht. Rund 80 % des Ka-
pitalanlagenbestandes entfallen
auf die Deckungsrückstellungen
in der Lebens- und Krankenversi-
cherung. Aus den gesamten Kapi-
talanlagen wurde ein Nettoergeb-
nis von 1,58 (1,84) Mrd. Euro er-
zielt, was einer Nettoverzinsung
von 3,3 % entspricht.

In der Schaden- und Unfallver-
sicherung legten die Beitragsein-
nahmen um 6,4 % auf 2,49 Mrd.
Euro zu gegenüber einem Markt-
wachstum von 2,9 %. Beigetragen
haben sowohl Bestandsmaßnah-
men (Beitragserhöhungen) als
auch das Neugeschäft. Zugelegt
hat aber auch die Zahl der Verträ-
ge. Bei den Kompositversicherern
stieg die Zahl um 3 % auf 11,7
Mio. Im privaten Bereich wurde
das Plus insbesondere in der
Wohngebäude-, der Haftpflicht
und der Reiseversicherung erzielt,
im gewerblichen Bereich legten
die Sachversicherungen und auch
die Haftpflichtversicherung zu.

Erfreulich abgeschnitten hat
auch das seit zehn Jahren beste-

hende Unternehmen BavariaDi-
rekt, das sich an eine andere Kun-
dengruppe als die Serviceversi-
cherer im Konzern wendet. Nach
einem durchschnittlichen Wachs-
tum von 27 % pro Jahr hat der Di-
rektversicherer im Berichtsjahr
Beitragseinahmen von 78,9 Mio.
Euro erzielt. Er will ganz flexibel
auf aktuelle Entwicklungen rea-
gieren und passt demgemäß seine
Produkte in sehr kurzer Zeit an.
So wird es in diesem Jahr Lösun-
gen für Share Economy und für
Schutz vor Cyberrisiken geben.
Neue Wege geht man auch bei der
Schadenbearbeitung, indem z.B.
getestete Regeln auf Daten ver-
gleichbarer Fälle angewandt wer-
den und der Einsatz von Software-
Roboter (Robotics) die Bearbei-
tungszeiten signifikant verkürzt.
BavariaDirekt versteht sich als
Treiber und Innovationslabor für
den gesamten Konzern, was auch
die Zusammenarbeit mit Start-Ups
umfasst. Was funktioniert, soll
dem gesamten Konzern zugute
kommen. BavariaDirekt hat etwa
315.000 Risiken im Bestand, da-
von etwa 200.000 Kfz-Policen.

Absicherung gegen
Elementarereignisse

Im Berichtsjahr haben beson-
ders das Hochwasser in Nieder-
bayern und der Brand des Strau-
binger Rathauses das Schadenvo-
lumen steigen lassen, wie der
Brutto-Schadenaufwand von 1,67
Mrd. Euro oder die Brutto-Scha-
denkostenquote im selbst abge-
schlossenen Geschäft von 93,1 %
zeigen. Vor dem Hintergrund der
Flutkatastrophe in Niederbayern
wies Walthes auf die herausragen-
de Bedeutung der privaten Absi-
cherung von Gebäuden und Haus-
rat gegen Elementarereignisse hin.
Dies gelte umso mehr nach der
Entscheidung der Bayerischen
Staatsregierung, vom 1. Juli 2019
an keine staatlichen Soforthilfen
mehr zur Verfügung zu stellen,
wenn Immobilien gegen diese Ri-
siken versicherbar gewesen wären.
Nach Kammer-Angaben können
in Bayern 99,8 % der Gebäude
gegen Elementarrisiken „pro-
blemlos“ versichert werden. Und
für die restlichen 0,2 % ließen
sich nach individueller Begut-
achtung auch individuelle Lösun-
gen finden.

ServicePartner
Netzwerk GmbH

Durch die Zusammenarbeit mit
Partnerwerkstätten hat der Kon-
zern 2016 mehr als 2 Mio. Euro
an Schadenkosten eingespart.
Unter dem Namen ServicePart-
ner Netzwerk GmbH (SPN) ha-
ben die VKB, der ADAC, die Al-
lianz und der SV Sachsen ein ge-
meinsames Werkstattnetz aufge-
baut. Im Kommunlalversiche-
rungsgeschäft bleibe die Lage
weiter angespannt. Was die Versi-
cherung der Hebammen angehe,
ist man bei der Kammer guter
Dinge, dass die bestehende Rege-
lung verlängert werden kann. Ei-
ne Marktlücke glaubt man im Ge-
schäft mit der Vermietung und
Mietung von Wohngebäuden ge-
funden zu haben. 

Die beiden Krankenversiche-
rer, die Bayerische Beamtenversi-
cherung und die bundesweit täti-
ge Union Krankenversicherung
(UKV) erhöhten ihre Prämienein-

nahmen um 1,5 % auf 2,29 Mrd.
Euro, und zwar durch Neuge-
schäft und auch Beitragsanpas-
sungen. Die Anzahl der Versi-
cherten nahm um 1,6 % oder
49.000 Personen auf knapp 
3,1 Mio. zu. Bei der Krankheits-
kostenvollversicherung und der
Zusatzversicherung lag das Neu-
geschäft deutlich über dem Vor-
jahresniveau, die Pflegeversiche-
rung war jedoch etwas rückläufig.
Von Herbst an könne man eine
„leistungsstarke Pflegerente“ er-
werben, kündigte Walthes an.

Nach der Anzahl der Versicher-
ten ist der VKB-Konzern der
drittgrößte private Krankenversi-
cherer in Deutschland. Bei der
Kranken-Zusatzversicherung hat
der Konzern nach einem Jahres-
plus um 22 % seine Marktführer-
schaft ausgebaut, in der Pflege-
versicherung liegt er auf Platz 2.
Die Leistungsquote liegt mit 
81,1 % „in etwa auf Markt-
niveau“. Aus Kapitalanlagen
wurden 465,7 Mio. Euro
(+2,8 %) erzielt, was einer Netto-
verzinsung von 3,4 % entspricht.
Von anstehenden Beitragsanpas-
sungen war keine Rede.

Gemeinsam mit dem Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
band hat die UKV Anfang 2017
erstmals den Deutschen Pflege-
innovationspreis verliehen, denn
„uns ist die ganzheitliche Pfle-
gevorsorge wichtig, weil die Ab-
sicherung nur ein Teil davon
ist“. Die Kammer wirbt weiter-
hin für kapitalgedeckte Policen
in der Kranken- und Pflegever-
sicherung.

Lebensversicherung

Auch in der Lebensversiche-
rung war 2016 für den Kammer-
Konzern ein gutes Jahr. Es wur-
den sogar Marktanteile hinzuge-
wonnen. Die Bruttobeiträge er-
reichten 2,98 (2,96) Mrd. Euro.
Vor allem die laufenden Beiträge
legten um 5,8 % auf 1,56 (1,48)
Mrd. Euro zu, die Einmalbeiträge
erreichten 1,42 Mrd. Euro. Trotz
der Nullzinsphase erbrachten die
Kapitalanlagen immer noch 0,88
(1,16) Mrd. Euro und damit eine
Rendite von 3,34 (4,5) %. Die
Kammer habe mit ihren zukunfts-
weisenden und kapitalmarktna-
hen Produkten ihre Marktposition
in der Lebensversicherung nach-
haltig gefestigt. Noch in diesem
Jahr wird es eine neue kapital-
marktnahe Lebensversicherung
geben, „die besonders Anlegern
von Einmalbeiträgen mit kurzfri-
stigem Anlagehorizont entgegen-
kommt“.

Stark beschäftigen den Versi-
cherer auch die Betriebsrenten.
Seit Jahresbeginn sei die Nachfra-
ge deutlich gestiegen. Mit dem
Entwurf des Betriebsrentenstär-
kungsgesetzes solle zwar die be-
triebliche Altersvorsorge attrak-
tiver gemacht werden, um die 
Vorsorgebereitschaft zu stärken.
Doch der Gesetzentwurf könne
bei den wichtigsten Zielgruppen,
den Arbeitnehmern kleiner und
mittlerer Unternehmen sowie den
Geringverdienern, nicht das ge-
wünschte Ergebnis entfalten. Das
liege vor allem an der Beschrän-
kung der reinen Beitragszusage,
der Enthaftung des Arbeitgebers
und der Beschränkung aus-
schließlich auf tarifgebundene
Modelle. Deshalb müsse es wei-
terführende Lösungen auch für
den nicht-tarifgebundenen Be-
reich geben. Um Arbeitgeber für
diese wichtige Vorsorge zu ge-
winnen, bietet die Kammer in
Kürze ein Service- und Informa-
tionsportal für Firmenkunden in
der betrieblichen Altersvorsorge
an, das für Arbeitgeber und Ar-
beitnehmer gleichermaßen hilf-
reich sein werde. Der Arbeitgeber
wird damit die komplette Ver-

tragsübersicht zu allen Verträgen
erhalten. Er wird Anpassungen
vornehmen oder auch den Versand
von Steuerbescheiden veranlassen
können. Der Arbeitnehmer wird
Informationen zu den Angeboten
der betrieblichen Altersvorsorge
abrufen und langfristig seine Da-
ten dort pflegen können. 

Zahlreiche Apps

Im Zusammenhang mit der
fortschreitenden Digitalisierung
bietet der VKB-Konzern zahlrei-
che Apps an. In der Kfz-Versiche-
rung gibt es Foto-Apps zur Ange-
botserstellung oder Schadenmel-
dung, inklusive Regulierungsfrei-
gabe innerhalb weniger Stunden.
Sodann gibt es die RundumGe-
sund-App in der Krankenversi-
cherung, die bereits jetzt in 10 %
aller Leistungsanträge zum Ein-
satz kommt. Sie ist Teil des digita-
len Leistungsprozesses mit voll-
automatischer Prüfung und Aus-
zahlung. Schrittweise entwickeln
die Krankenversicherer des Kon-
zerns derzeit einen persönlichen
digitalen Gesundheitsordner, in
dem Kunden ihre Gesundheitsda-
ten geschützt ablegen können.
Dieser enthält auch die vom E-
Health-Gesetz geforderten Daten
wie beispielsweise Notfalldaten
oder Impfausweis.

Der VKB-Konzern ist nicht nur
versicherungsgeschäftlich aktiv,
sondern engagiert sich auch ge-
sellschaftlich. Über seine beiden
Stiftungen (Versicherungskammer
Stiftung und Kulturstiftung), über
Sponsoring und Spenden wurden
2016 Initiativen und Vereine (z.B.
DAV, DLRG, Landesfeuerwehr-
verband, Malteser, Sternstunden)
mit 1,8 Mio. Euro unterstützt. Dar-
über Hinaus gibt es kostenlose
kulturelle Angebote wie etwa Aus-
stellungen im Kunstfoyer oder im
Kunsttunnel. dhg.

Söder und Herrmann feiern Richtfest:

Erster Bauabschnitt des 
neuen Steuercampus München

66 Millionen Euro für beste Arbeitsbedingungen
Hochmodernes barrierefreies Gebäudekonzept 

Das größte Finanzamt Deutsch-
lands, das Finanzamt Mün-
chen, wird am Dienstsitz in der
Deroystrasse, im Herzen Mün-
chens, zu einem ‘Steuercam-
pus’ für rund 2.860 Beschäf-
tigte ausgebaut. 

Beim Richtfest für den ersten
Bauabschnitt hat Finanzminister
Dr. Markus Söder betont: „Das
Finanzamt München erwirtschaf-
tet mit rund 48 Milliarden Euro
beeindruckende rund 41 Prozent
des bayerischen Steueraufkom-
mens. Im neuen Steuercampus er-
halten die in München Beschäf-
tigten moderne, den heutigen
technischen Anforderungen ange-
messene und ansprechende Büro-
gebäude.“

Im Zeitplan

Laut Bayerns Innen- und Bau-
minister Joachim Herrmann liegt
der Bau derzeit voll im Zeitplan:
„Nach dem derzeitigen Stand
kann das Finanzamt München
das Gebäude ab Mitte 2018 be-
ziehen.“ Laut Herrmann belaufen
sich die Kosten des ersten Bauab-
schnitts auf rund 66 Millionen
Euro, „hervorragend investiert in
beste Arbeitsbedingungen“.

Das Finanzamt München ist, so
Söder, für die Zukunft ausge-
zeichnet aufgestellt. Die bislang
auf mehrere Standorte verteilte
Verwaltung wird an einer Adresse
zusammengeführt, gut vernetzt
und zentral gelegen. Das Areal
der Deroystraße bietet rund

67.000 Quadratmeter Fläche für
den Steuercampus. Dabei grup-
pieren sich fünf sechsgeschossige
Gebäude mit Innenhöfen um ei-
nen zentralen Campus. Der sech-
ste, etwas niedrigere Bau, wird in
der Mitte des Campus situiert und
enthält die Kantine sowie das Ser-
vicezentrum als zentrale Anlauf-
stelle für die Bürger.

Wie Bauminister Herrmann er-
läuterte, bietet die Nutzfläche die-
ses Bauabschnittes mit etwa
12.000 Quadratmetern Platz für
rund 650 Arbeitsplätze sowie Sit-
zungssaal, Besprechungsräume
und Aus- und Fortbildungsraum.
Insbesondere hob Herrmann die
Vorzüge des Gebäudekonzepts
hervor: „Das ist der erste Neu-
bau der Bayerischen Staatsver-
waltung dieser Größenordnung
im Passivhausstandard. Wir nut-
zen unter anderem die Fernwär-
me der Stadtwerke München
und auf dem Dach eine Photo-
voltaikanlage. Mit unserem in-
novativen Energiekonzept spa-
ren wir allein mit diesem Gebäu-
de pro Jahr rund 125 Tonnen
Kohlendioxid ein.“

Auch die Barrierefreiheit wird
nach Herrmanns Worten groß ge-
schrieben: „Wir haben unter ande-
rem ein spezielles Leitsystem für
Blinde und Sehbehinderte, barrie-
refreie Aufzüge, Parkplätze und
Toiletten sowie eine Induktions-
anlage für Hörgeschädigte.“ Zu-
sätzlich entstehen 86 Fahrradstell-
plätze. Der Innenhof wird begrünt
und mit Bäumen bepflanzt. 
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KfW-Kommunalpanel 2017:

Erste Zeichen
der Entspannung

Nach Jahren eines kontinuierlichen Aufwuchses verzeichnet
das KfW-Kommunalpanel 2017, das das Deutsche Institut für
Urbanistik im Auftrag der KfW Bankengruppe erstellt hat, ei-
nen leichten Rückgang des wahrgenommenen Investitions-
rückstandes. In der repräsentativen Hochrechnung für alle
Kommunen ab 2.000 Einwohner beträgt dieser insgesamt 126
Mrd. Euro (2016: 136 Mrd. Euro). 

Nach wie vor bestehen die
höchsten Nachhol- und Ersatzbe-
darfe in den Bereichen Straßen
und Verkehrsinfrastruktur (34,4
Mrd. Euro) sowie Schulen ein-
schließlich der Erwachsenenbil-
dung (32,8 Mrd. Euro). Mit Ab-
stand folgen die Bereiche öffent-
liche Gebäude (11,3 Mrd. Euro,
Sportstätten und Bäder (9,7 Mrd.
Euro) sowie Wasserversorgung
und Wasserentsorgung (8,6 Mrd.
Euro). Ein erkennbarer Zuwachs

bei den ungedeckten Investitions-
bedarfen ist im Bereich Woh-
nungswesen zu verzeichnen,
während in vielen kleineren Auf-
gabenbereichen leichte Rückgän-
ge zu beobachten sind.

Immerhin 35 % der befragten
Kommunen erwarten für die
nächsten fünf Jahre einen weiter
sinkenden Investitionsrückstand,
während 20 % von einem weite-
ren Anstieg ausgehen. Trotz eines
Anstiegs der Investitionsbedarfe

im vergangenen Jahr geht eine re-
lative Mehrheit insbesondere in
den Bereichen Schulen und Kitas
von einem künftigen Abbau des
Investitionsstaus aus. 

Die Finanz- und Haushaltslage
der Kommunen insgesamt hat
sich in den vergangenen zwölf
Monaten verbessert: Schulden-
stand, Kassenkredite und Zins-
ausgaben konnten 2016 in der
Summe leicht zurückgeführt wer-
den. Auch der Ausgabenanstieg
war moderat, so dass im dritten
Jahr in Folge ein Finanzierungs-
überschuss von 5,4 Mrd. Euro er-
zielt werden konnte. Trotzdem
bestehen die seit Jahren konsta-
tierten regionalen Disparitäten
zwischen den Kommunen fort.

In der Summe planen die be-
fragten Kommunen eine Steige-
rung ihrer Investitionen um etwa
15 %. So waren für 2016 rund
30,8 Mrd. Euro eingeplant, für
2017 sollen es sogar 31,7 Mrd. Eu-
ro sein. Sogar ein wachsender Teil
von Kommunen, die den Haus-
haltsausgleich derzeit nicht schafft
bzw. sogar einem Haushaltssiche-
rungskonzept unterliegt, gibt an,
die eigenen Investitionsausgaben
2016 und 2017 zu steigern. Die
tatsächlichen Investitionsausgaben
lagen in der Vergangenheit jedoch
stets unter den Planungen.

Der vergleichsweise moderate
Anstieg der Investitionsausgaben
– in Relation zum ermittelten In-
vestitionsrückstand und den ver-
fügbaren Finanzmitteln – ver-
weist darauf, dass das Maß der
öffentlichen Investitionstätigkeit
auch von der Verfügbarkeit kom-
munaler Planungskapazitäten so-
wie vom Auslastungsgrad des
privaten Baugewerbes abhängt.
Zeitlich befristete Investitionsför-
derprogramme von Bund und
Ländern schaffen deshalb vor al-
lem für finanz- und struktur-
schwache Kommunen keine hin-
reichende Planungssicherheit.

Kommunalkredite

Der nachhaltige Abbau des
kommunalen Investitionsrück-
standes setzt eine dauerhaft aus-
kömmliche Finanzausstattung
und entsprechende zeitliche Pla-
nungshorizonte voraus. Zur Fi-
nanzierung ihrer Investitionstätig-
keit greifen die Landkreise, Städ-
te und Gemeinden in erster Linie
auf allgemeine Deckungsmittel
sowie Kommunalkredite zurück.
2016 wurden rund 65 % aller In-
vestitionen mit diesen beiden In-
strumenten finanziert. Dabei geht
rund ein Drittel der befragten
Kommunen davon aus, dass der
Kommunalkredit in Zukunft an
Bedeutung gewinnen wird – wie
auch die von den Kommunen zu
beantragenden Fördermittel. Ob-
wohl beispielsweise die größeren

Städte immerhin zu 21 % Kom-
munalkredite zur Investitionsfi-
nanzierung benutzen, können die
Kommunen das derzeit niedrige
Zinsniveau offenbar nicht syste-
matisch für zusätzliche Investitio-
nen nutzen.

Die Finanzierungsbedingungen
sind für die meisten Kommunen
nach wie vor gut. Immerhin 60 %
der Landkreise, Städte und Ge-
meinden geben an, dass sich die
Anzahl der erhaltenen Kreditan-
gebote in den vergangenen fünf
Jahren nicht verändert hat. Ein
Drittel hingegen registriert, dass
die Anzahl der Offerten der Kre-
ditgeber „gesunken“ bzw. sogar
„stark gesunken“ ist. Dies gilt in
besonderer Weise für Großstädte
mit ihren großen Investitions- und
Kreditvolumen. Mit wachsender
Kredithöhe steigt auch der An-
teil der Kommunen, die deutlich
mehr Anfragen an verschiedene
Kreditgeber richten.

Das diesjährige Sonderthema
zum kommunalen Finanzierungs-
management verdeutlicht, dass die
Kommunen in der Schulden-,
Kredit- und Zinssteuerung auf un-
terschiedlichen Wegen auf Verän-
derungen am Kreditmarkt reagie-
ren. Insbesondere der Optimie-
rung von Laufzeiten und Zinsbin-
dung wird von der Mehrheit der
befragten Kämmerer eine hohe
Bedeutung beigemessen. Hinge-
gen wird bei der langfristigen Li-
quiditäts- und Finanzplanung noch
Verbesserungsbedarf gesehen.

Neue Impulse erwartet

„Das KfW-Kommunalpanel
2017 zeigt: Der Investitionsstau
in den Kommunen steigt derzeit
nicht weiter an, sondern geht
leicht zurück. Dieses erste Zei-
chen der Entspannung darf aber
nicht dazu verleiten, das Thema
Investitionen von der politischen
Agenda zu nehmen. Dafür ist die
Summe von 126 Milliarden Euro,
die für Investitionen in den Kom-
munen fehlen, viel zu hoch“,
warnte Helmut Dedy, Haupt-
geschäftsführer des Deutschen
Städtetages.

Die Investitionsfähigkeit der
Städte muss laut Dedy dauerhaft
abgesichert werden. Der aktuelle
Rückgang des Investitionsstaus
dürfe keine Eintagsfliege bleiben,
sondern sollte eine Abkehr vom
dauernden Verzehr der Infrastruk-
tur einläuten. „Dazu erwarten wir
in den kommenden Jahren neue
Impulse von Bund und Ländern,
um die Investitionskraft der Kom-
munen insgesamt zu stärken und
die Unterschiede zwischen finanz-
schwachen und finanzstärkeren
Städten zu reduzieren.“

Zum Sonderthema „Kommu-
nalfinanzierung“ des KfW-Kom-
munalpanels 2017 erklärte De-
dy: „Die Ergebnisse bestätigen,
dass der klassische Kommunal-
kredit weiterhin ein wichtiges
Refinanzierungsinstrument der
Kommunen ist. Dieses etablierte
Instrument darf nicht durch un-
angemessene Regularien auf eu-
ropäischer Ebene für die kredit-
vergebenden Banken gefährdet
werden.“ DK

LfA fördert Bayerische
Theatertage in Hof 

Nachwuchsförderung auch im Kulturbereich im Fokus
Positive Arbeitsplatzeffekte durch Wirtschaftsförderung

Bis Mitte Mai fanden in Hof die Bayerischen Theatertage statt. Un-
terstützt werden sie von der LfA Förderbank Bayern und das be-
reits seit 2005. Im Fokus der Kulturförderung: Der künstlerische
Nachwuchs angelehnt an die Förderung von Gründern und jungen
Unternehmern. Für diese sowie den etablierten Mittelstand ist die
LfA mit dem 2015 eröffneten Förderstützpunkt in Hof Ansprech-
partner vor Ort. Das kommt derWirtschaft in der Region zu Gute:
Allein in den letzten drei Jahren hat die staatliche Spezialbank
Gründern sowie mittelständischen Unternehmen in Stadt und
Landkreis Hof über22 Millionen Euro an Förderkrediten zugesagt.

LfA-Vorstandsmitglied Hans
Peter Göttler hatte sich im Vorfeld
sehr beeindruckt vom vielfältigen
Programm der Theatertage ge-
zeigt: „Die Theatertage sind ein
Aushängeschild für Hof. Denn
ein attraktiver und erfolgreicher
Wirtschaftsstandort braucht eine
lebendige und vielfältige Kultur-
landschaft. Deshalb gehört für
uns der Bereich Kultur zur Wirt-
schaftsförderung. Neben mittel-
ständischen Unternehmen stehen
wir jungen Künstlern am Anfang
ihrer professionellen Laufbahn
zur Seite. Die Bayerischen Thea-
tertage sind hier ein herausragen-
des Beispiel.“ 

Zur Förderbilanz für Stadt und
Landkreis Hof ergänzt Göttler:

„Der Fördereffekt ist beachtlich:
Die von uns in den letzten drei
Jahren unterstützten Unternehmen
konnten Investitionen in Höhe von
über 37 Millionen Euro stemmen.
So konnten die Betriebe fast 1.700
Arbeitsplätze sichern und neu
schaffen. Das stärkt die Region
nachhaltig.“

Seit diesem Jahr fördert die LfA
die neu entwickelte Reihe „Next
Generation: Junge Theatermacher
aus Bayern“, bei der im Rahmen
der Theatertage Produktionen von
jungen professionellen Teams ge-
zeigt werden. Zu dieser Reihe
gehörte das Handlungsballett „Die
Päpstin“, das Anfang Mai vom
Mainfranken Theater Würzburg
aufgeführt wurde. 

vbw zeigt mit Online-Rechner:

Bürgerversicherung würde
Deutschland Milliarden kosten
Durch die von SPD, Grünen und Linken geplante „paritätische
Bürgerversicherung“ müssten die Arbeitgeber in Deutschland
deutlich tiefer in die Tasche greifen. Das zeigt ein neuer Online-
Rechner der vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. 

Die vbw stellt unter www.
buergerversicherungsRechner.de
den Unternehmen in Bayern und
Deutschland online einen Bela-
stungsrechner zur Verfügung. Mit
diesem Tool können Unternehmen
– von der Aktiengesellschaft bis
zum Kleinbetrieb – online den
zum Teil dramatischen Anstieg der
Lohnzusatzkosten für ihre Beleg-
schaft in Euro und Prozent quanti-
fizieren. In der rot-grünen Bürger-
versicherung würden die Lohnzu-
satzkosten der Arbeitgeber um bis
zu 57 Prozent steigen. Die Bürger-
versicherung der Linken dagegen
gleicht einer ungedeckelten, ar-
beitnehmerfeindlichen Lohnsum-
mensteuer.

Der Online-Rechner enthält
zahlreiche Beispiele real existie-
render Unternehmen: Ein Produk-
tionsbetrieb der Automobil-Zulie-
ferindustrie mit fast 7.000 Mitar-
beitern würde nach dem rot-grü-
nen Bürgerversicherungs-Modell
fast 30 Prozent und damit rund 7,5
Millionen Euro jährlich mehr
Lohnzusatzkosten als heute bezah-
len müssen. Bei der Bürgerversi-
cherung der Linken wären es fast
zehn Millionen Euro mehr. Auf
ein Softwareunternehmen mit 34
Mitarbeitern würden in der rot-
grünen Bürgerversicherung Mehr-
kosten von 35 Prozent und damit

fast 40.000 Euro mehr pro Jahr zu-
kommen. In der Bürgerversiche-
rung der Linken würde sich der
Mehrkostenbetrag auf jährlich
rund 85.000 Euro mehr als ver-
doppeln. „Das sind Mittel, die die
Firmen dringend brauchen, um in-
ternational wettbewerbsfähig und
innovativ zu bleiben“, warnt vbw
Hauptgeschäftsführer Bertram
Brossardt. Weil die Bürgerversi-
cherung vor allem – aber nicht nur
– höhere Abgaben für qualifizierte
Beschäftigte vorsieht, gefährdet
sie insbesondere die Arbeitsplätze
gut ausgebildeter Fachkräfte, wie
aus der vbw Analyse „Lohnzu-
satzkosten in der Bürgerversiche-
rung“ hervorgeht. 

„Ein genauer Blick auf die Vor-
schläge von SPD, Grünen und
Linken zeigt, dass ihre Umsetzung
für Arbeitgeber, Arbeitnehmer, das
Gesundheitssystem und die ge-
samte Wirtschaft Belastungen in
Milliardenhöhe bedeuten würden.
Die Bürgerversicherung ist und
bleibt ein Irrweg, die wirtschaftli-
che Dynamik der Wirtschaft wür-
de dadurch spürbar gebremst. Im
Gegensatz dazu steht der System-
wettbewerb zwischen Gesetzlicher
und Privater Krankenkasse im In-
teresse derer, denen Arbeitsplätze
und Wettbewerbsfähigkeit am
Herzen liegen“, so Brossardt. 

Arbeitsstaatssekretär Hintersberger:

„LfA Förderbank Bayern ist 
Partner des Mittelstandes“

Arbeitsstaatssekretär Johannes
Hintersberger hat anlässlich der
Arbeitsmarktzahlen für Mai die
Bedeutung der Wirtschaftsförde-
rung und im Speziellen der LfA
Förderbank für den bayerischen
Mittelstand betont. Bayern liegt
mit einer Arbeitslosenquote von 3
Prozent bundesweit an Platz 1 und
hat den besten Arbeitsmarkt seit
20 Jahren. 

„Dies ist auch ein Verdienst
bayerischer Strukturpolitik“, so
Hintersberger. „Bayern setzt seine
Wirtschaftsfördermittel gezielt
und effizient zu Gunsten des Mit-
telstands ein. Unser Mittelstand ist
die Wirbelsäule für eine stabile
Wirtschaft. Eine besondere Rolle
dabei spielt die LfAFörderbank.“

Der Arbeitsstaatssekretär, der
auch stellvertretendes LfA-Ver-
waltungsratsmitglied ist, würdig-
te die beeindruckende Förderlei-
stung der LfA für die bayerische
Wirtschaft: „Im Jahr 2016 wur-
den allein mit den Förderkrediten
über 4.000 Gründer und mittel-
ständische Betriebe unterstützt.
Dadurch konnte die LfA Förder-
bank Investitionen in Höhe von
gut 2,1 Milliarden Euro anstoßen.
Das stärkt die internationale Wett-
bewerbsfähigkeit der Betriebe
und schafft Wachstum und Ar-
beitsplätze in Bayern. So konnten
mit Hilfe der LfA fast 115.000
Stellen gesichert und über 4.400
neue Arbeitsplätze geschaffen
werden.“ 

Genossenschaftsverband Bayern zur
europäischen Einlagensicherung

Der GVB bekräftigt seine ab-
lehnende Haltung zur europäi-
schen Einlagensicherung. Anläss-
lich des heute von der EU-Kom-
mission vorgestellten Reflexions-
papiers zur Weiterentwicklung der
Wirtschafts- und Währungsunion
warnen die Volksbanken und Raif-
feisenbanken im Freistaat vor ei-
ner Haftungsgemeinschaft auf Ko-
sten der Finanzstabilität. In dem
Papier spricht sich die Brüsseler
Behörde unter anderem für eine
zentrale europäische Einlagensi-
cherung zur Vollendung der Ban-
kenunion aus. 

„Das Ziel der EU-Kommission,
die Finanzstabilität in der Eurozo-
ne zu erhöhen, ist richtig und not-
wendig“, erklärt GVB-Präsident
Jürgen Gros. „Aber der Einstieg in

eine Haftungsgemeinschaft führt
in eine Sackgasse. Das bewährte
deutsche Einlagensicherungssy-
stem ist ein wesentlicher Pfeiler
der Finanzstabilität, der nicht
durch eine europäische Zwangs-
vergemeinschaftung eingerissen
werden darf.“ 

In Deutschland angesparte Mit-
tel dürften nicht zur Rettung mar-
oder Banken in Europa zweck-
entfremdet werden. Ein Anzapfen
der deutschen Sicherungstöpfe
würde zudem dazu führen, dass
das Vertrauen der Sparer erodiert.
„Im Interesse der Finanzstabilität
gilt es, die funktionierenden deut-
schen Haftungs- und Präventi-
onsstrukturen zu erhalten und die
Spargelder der Bundesbürger zu
schützen“, so Gros. 

Benchmark-Hypothekenpfandbrief der MünchenerHyp:

Akzente am Pfandbriefmarkt 
Der erste Benchmark-Emission der Münchener Hypothekenbank

eG in diesem Jahr fand eine sehr starke Nachfrage bei den Pfand-
briefinvestoren. Der Hypothekenpfandbrief über 500 Mio. Euro hat
eine Laufzeit von 10 Jahren und einen Kupon von 0,625 Prozent.
Das Orderbuch wurde bei 650 Mio. Euro geschlossen. Dabei waren
die Emissionsbedingungen nach dem langen Wochenende leicht er-
schwert. Dies wurde jedoch durch die derzeit recht hohe Nachfrage
nach Covered Bonds und Pfandbriefen mehr als aufgewogen. Dies
zeigte sich auch am Preis, der mit 10 Basispunkten unter Swap-Mit-
te angekündigt und aufgrund des großen Investoreninteresses bei 
12 Basispunkten unter Swap-Mitte festgelegt wurde. 

Es wurden 34 Orders aus neun Staaten abgegeben. Regionaler
Schwerpunkt mit über 80 Prozent des Emissionsvolumens war
Deutschland, gefolgt von Asien und dem Mittleren Osten. Größte
Investorengruppe waren mit fast 44 Prozent des Emissionsvolu-
mens Zentralbanken. „Das geringe Angebot an Pfandbriefen in den
letzten Wochen war die Grundlage für einen hervorragend geprei-
sten Bond“, sagte Dr. Louis Hagen, Vorsitzender des Vorstands der
MünchenerHyp. 

Verleihung des VR-Sozialpreises 2017:

Zeichen der
Heimatverbundenheit

Im Landratsamt Landsberg am Lech wurde der VR-Sozialpreis
2017 verliehen. Stefan Jörg, Vorstandsvorsitzender der VR-Bank
Landsberg-Ammersee eG, konnte zu diesem Festakt Finanzmi-
nister Dr. Markus Söder, die zweite Bürgermeisterin der Stadt
Landsberg am Lech, Doris Baumgartl und den Hausherren, Land-
rat Thomas Eichinger, begrüßen. 

Wie Finanzminister Söder be-
tonte, beruhe Bayerns Stärke auf
seinen Menschen. Nirgends wer-
de dies so deutlich wie im Ehren-
amt. Wer ein Ehrenamt über-
nimmt, setze damit ein besonde-
res Zeichen der Verbundenheit
mit der Heimat. 

Die VR-Bank Landsberg-Am-
mersee ist Söder zufolge „eine
wichtige Stütze für Gesellschaft
und Wirtschaft“. Durch ihre Aus-
richtung auf Menschen und Un-
ternehmen vor Ort und deren so-
ziales Engagement sei sie tragen-
des Element der kommunalen Fa-
milie und mit ihrer über 130-
jährigen Tradition eine der älte-
sten Kreditgenossenschaften in
Bayern. Allein im Jahr 2015 habe
sie mit mehr als 200.000 Euro
Bildung, Kunst, Kultur, Sport und
Soziales in der Region unter-
stützt.

Mit dem ersten Preis in Höhe
von 3.000 Euro kürte die Jury das
langjährige Engagement des Ver-
eins zur Förderung von Aus- und
Weiterbildung im Handwerk e.V.
„Handwerk mit Herz“. Vor rund
15 Jahren hat die Kreishandwer-
kerschaft  den Verein gegründet
und hilft damit Kindern und Ju-
gendlichen in Not. Jedes Jahr
wird beispielsweise für Heimkin-
der ein Ausflug in den Europa-
park nach Rust organisiert. Vor al-
lem das Geborgenheitsgefühl ist
für die Kinder wichtig, die dort
meist noch ein Zeltlager mit Gril-
labend erleben dürfen. 

Über den zweiten Preis (2.000
Euro) durfte sich das AWO-
Mehrgenerationenhaus Lands-
berg „Begegnungsstätte Kratzer-
treff“ freuen. Mit der Flüchtlings-
welle sind auch zahlreiche Frauen
in den Landkreis Landsberg ge-
kommen. Während es für Männer
viele Betreuungsangebote gibt,
sah man 2015 im AWO-Mehrge-
nerationenhaus in Landsberg
noch Nachholbedarf für Frauen.
Deshalb wurde der „Frauentreff
Interkulturell“ im Kratzertreff ins
Leben gerufen.

Mit dem dritten Preis (1.000
Euro) wurde schließlich die 2009
gegründete Gesellschaft für Kin-
derKrebsForschung e.V. ausge-
zeichnet. Ihr gehören sowohl
Ärzte als auch Menschen betrof-
fener und nicht betroffener Fami-
lien aus dem ganzen Bundesge-
biet an.

Die Gesellschaft für Kinder-
KrebsForschung fördert und fi-
nanziert bundesweit Forschungs-
projekte, um immer mehr neue
Therapien zu erschließen und so-
mit die Überlebenschancen die-
ser Kinder dauerhaft zu verbes-
sern. Finanziert werden vor al-
lem innovative und patientenori-
entierte Forschungsprojekte, die
ohne Spenden nicht zustande
kommen würden. Inzwischen
hat die GKKF knapp 290.000
Euro in verschiedene For-
schungsprojekte investiert, um
seltene Krebsformen zu erfor-
schen und zu heilen. DK
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sparkasse.de

Brummen ist
einfach.

Weil die Sparkassen den
Motor unserer Wirtschaft
am Laufen halten.

Der Vorstandsvorsitzende der Kreis- und Stadtsparkasse Dil-
lingen, Thomas Schwarzbauer (l.) und Landrat Leo Schrell
(daneben) übergaben an Dr. Cornelia Schneider und Kreis-
brandrat Frank Schmidt eine Spende über 4.400 Euro für die
Anschaffung eines Übungsphantoms. 

Sparkasse Dillingen
unterstützt Anschaffung 

eines Übungs-Defibrillators
Mit einer gezielten Ausbildung

der Feuerwehrkräfte möchte der
Kreisfeuerwehrverband Dillingen
eine erfolgreiche Herz-Lungen-
Wiederbelebung im Notfall lei-
sten. Deshalb hat Kreisbrandrat
Frank Schmidt die Anschaffung
eines Übungs-Defibrillators initi-
iert. Die Kreis- und Stadtsparkas-
se Dillingen unterstützt die Inve-
stition mit einer Spende über
4.400 Euro. 

Landrat Leo Schrell und der
Vorstandsvorsitzende der Spar-
kasse, Thomas Schwarzbauer, be-
tonten bei der Spendenübergabe
unisono, dass eine optimale Aus-
bildung der Feuerwehrkräfte im
Ernstfall lebensrettend für den
Betroffenen sein kann.

Dr. Cornelia Schneider hat be-
reits zum Jahreswechsel in der

Nachfolge von Dr. Harry Böhm
die ärztliche Betreuung der 
Feuerwehren im Landkreis über-
nommen. Sie erläuterte, dass
Kernstück des Trainingspake-
tes neben dem automatischen ex-
ternen Defibrillator auch ein
Übungsphantom sei. 

Mit der Ausrüstung sollen
zukünftig neben allen Trupp-
mann-Anwärtern auch Angehöri-
ge der Feuerwehren in Reani-
mationsmaßnahmen ausgebildet
und in Training gehalten werden,
die über einen automatischen ex-
ternen Defibrillator verfügen.
Gleiches gilt für die First-Res-
ponder-Kräfte, die als Ersthelfer
die Zeit zwischen dem Eintreten
eines Notfalls und der ersten me-
dizinischen Versorgung verkür-
zen sollen. Hurler

„Bescheidübergabe für die 1. KommWFP-Maßnahme Oberfran-
kens: Bereichsleiterin „Planen und Bau“ der Regierung von Ober-
franken Marion Resch-Heckel (rechts) übergibt zusammen mit 
Abteilungsleiter Kommunalkredit der BayernLabo Wolfgang
Schmidt (Mitte) den Förderbescheid und die Zustimmung zum
Maßnahmenbeginn an Oberbürgermeister Dr. Uwe Kirschstein.

Bild: I. Dorschner, Regierung von Oberfranken 

Wohnungspakt Bayern: 

In Forchheim entsteht 
neuer bezahlbarer Wohnraum

Mit dem KommWFP und der Förderung von 
Mietwohnraum EOF gegen angespannte Mietmärkte

Die Regierung von Oberfranken bewilligt für die Schaffung von
zeitgemäßem bezahlbarem Wohnraum in der Stadt Forchheim
Fördermittel in Höhe von rund 3,3 Millionen Euro. Mit den drei
Neubauobjekten entstehen zusammen 28 Wohneinheiten. Bau-
herren sind neben der Stadt selbst die „Wohnungsbau- u. Sanie-
rungsgesellschaft der Stadt Forchheim mbH“ (GWS) und die
„Wohnungsbau- und Verwaltungsgenossenschaft Forchheim eG“.

Die Bewilligungen erfolgen im
Rahmen des sog. Wohnungspakts
Bayern. Dabei handelt es sich um
ein umfangreiches Maßnahmen-
paket für mehr preisgünstigen
Wohnraum, das das Bayerische
Kabinett im Oktober 2015 be-
schlossen hatte. Der Pakt besteht
aus drei Säulen. 

Neben dem staatlichen Sofort-
programm (in dieser ersten Säule
baut der Staat selbst Wohnungen)
stellt das Kommunale Wohnraum-
förderungsprogramm (Komm-
WFP) die zweite Säule dar. Dieses
richtet sich exklusiv an Gemein-
den und fördert die Bereitstellung
von bezahlbarem Wohnraum
durch Gemeinden als Bauherren.

Zweite Säule 

Die Stadt Forchheim baut im
Rahmen dieser zweiten Säule
sechs Wohneinheiten im Stadtteil
Buckenhofen und erhält nun als
erste Kommune in Oberfranken
die Zusage von Fördermitteln des
Freistaat Bayerns und der Bayeri-
schen Landesbodenkreditanstalt
aus dem KommWFP über insge-
samt rund 1,3 Millionen Euro. In
der Kombination aus 30 % direk-
tem Zuschuss des Freistaats und
60 % zinslosem Kredit der Bay-
ernLabo erhält die Stadt einzigar-
tig günstige Finanzierungsmittel
zur Realisierung von neuem,
preiswertem Wohnraum.

Die dritte Säule des Wohnungs-
pakts Bayern stellt die Weiterent-

wicklung der allgemeinen staatli-
chen Wohnraumförderung (Ein-
kommensorientierte Förderung -
EOF) dar. Hiervon profitieren in
Forchheim die Bauherren GWS
und WVG als Empfänger der För-
derung. Für ihr Gemeinschaftspro-
jekt erhalten sie über das Bayeri-
sche Wohnungsbauprogramm ins-
gesamt 2.057.200 Euro an Förder-
geldern. In direkter Nachbarschaft
zueinander entstehen zwei fast
baugleiche Wohnhäuser mit je-
weils elf Wohneinheiten. 

Gemeinschaftssinn zeigt sich
dabei nicht nur im Bauprozess,
sondern auch im Objekt selbst. Es
entsteht barrierefreier Wohnraum
mit einem Zugang zu einem Ge-
meinschaftsraum sowie einem ge-
meinschaftlich nutzbaren Frei-
raum. Die Stadt stellt zur Realisie-
rung  ein Erbbaurecht auf bislang
unbebauten städtischen Liegen-
schaften zur Verfügung und unter-
stützte das Baugenehmigungsver-
fahren intensiv. 

„Diese Projekte sind vorbild-
lich. Forchheim positioniert sich
als attraktiver Wohnstandort für al-
le Gruppen der Bevölkerung am
Markt“, lobt Regierungspräsiden-
tin Piwernetz das Engagement der
Stadt. Die BayernLabo steht den
Bauherren als Förder- und Kom-
munalbank des Freistaats Bayern
in der zweiten wie in der dritten
Säule mit zinsvergünstigten För-
derdarlehen und der kreditwirt-
schaftlichen Betreuung der Förde-
rung zur Verfügung. 

BayernLB startet
mit Quartalsgewinn

ins Jahr 2017
Die BayernLB hat im ersten Quartal 2017 einen Gewinn vor Steu-
ern in Höhe von 230 Mio. Euro erwirtschaftet. Dies bedeutet eine
Steigerung von rund 153 Prozent gegenüber dem Vorjahreszeit-
raum (Vj.: 91 Mio. Euro). Die Eigenkapitalausstattung der Bayern-
LB ist weiterhin solide. Die CET1-Quote lag sowohl „phase in“ mit
14,6 Prozent als auch „fully loaded“ mit 13,1 Prozent auf dem gut-
en Niveau des Jahresultimo 2016. Ihre Eigenkapitalrentabilität
(RoE) hat die BayernLB auf 10,5 Prozent gesteigert (Vj.: 4,2 Pro-
zent), die Cost-Income-Ratio verbesserte sich von 66,3 Prozent auf
60,0 Prozent. Die Belastung durch die europäische Bankenabgabe
und die Beiträge zur Einlagensicherung in Höhe von insgesamt 79
Mio. Euro hat die BayernLB bereits im ersten Quartal vollständig
verarbeitet (Vj.: 76 Mio. Euro).

„Wir sind stark in das neue Jahr
gestartet und setzen damit nach
dem hervorragenden Jahresergeb-
nis 2016 unsere erfolgreiche Ent-
wicklung kontinuierlich fort“, so
der Vorstandsvorsitzende der Bay-
ernLB, Johannes-Jörg Riegler.
„Unser Geschäftsmodell hat sich
in einem schwierigen Marktum-
feld wiederum bewährt. Dass alle
operativen Segmente einen positi-
ven Beitrag zu diesem Ergebnis
geleistet haben, unterstreicht ein-
mal mehr die Stärke der Bayern-
LB im Kundengeschäft.“

Trotz der herausfordernden
Rahmenbedingungen konnte die
BayernLB sowohl den Zinsüber-
schuss als auch den Provisionsü-
berschuss steigern. Der Zinsüber-
schuss erhöhte sich auf 430 Mio.
Euro (Vj.: 372 Mio. Euro), der
Provisionsüberschuss stieg auf 71
Mio. Euro (Vj.: 58 Mio. Euro). 

Aufgrund der guten Qualität ih-
res Portfolios konnte die Bayern-
LB bei der Risikovorsorge im
Kreditgeschäft erneut einen positi-
ven Wert ausweisen. Zu dem An-
stieg auf 95 Mio. Euro haben auch
Eingänge aus früheren Krediten-
gagements beigetragen (Vj.: 15
Mio. Euro). Das Ergebnis aus der
Fair Value-Bewertung lag mit 71
Mio. (Vj.: -22 Mio. Euro) deutlich
über dem Vorjahr, das Ergebnis
aus Finanzanlagen betrug 7 Mio.
Euro (Vj.: 44 Mio. Euro). 

Der Verwaltungsaufwand ist auf
323 Mio. Euro angestiegen (Vj.:
301 Mio. Euro). Treiber für diesen
Kostenanstieg sind regulatorische
Großprojekte. Die positiven Er-
gebnisse aus den laufenden Ko-
stensenkungs- und Effizienzstei-
gerungsprogrammen konnten den
Anstieg zwar abmildern, aber
nicht vollständig kompensieren. 

Die Kapitalausstattung der
Bank ist weiterhin solide. Die
CET1-Quote lag bei 14,6 Pro-
zent (31.12.2016: 14,7 Prozent),
„fully loaded“ bei 13,1 Prozent
(31.12.2016: 13,2 Prozent).

Die Bilanzsumme erhöhte sich
im Vergleich zum Jahresende 2016
um 5,6 Prozent auf 224,1 Mrd.
Euro, die risikogewichteten Aktiva
(RWA) stiegen leicht um 0,8 Pro-
zent auf 65,7 Mrd. Euro.

Die nachhaltig positive Ge-
schäftsentwicklung der BayernLB
in den letzten Jahren und die Erfol-
ge des am Kunden orientierten
Geschäftsmodells wurden auch
durch ein Rating-Upgrade be-
stätigt. Moody’s hat am 13. April
2017 das langfristige Emittenten-
rating der BayernLB um einen
Notch von A2 auf A1 angehoben,
wobei der Ausblick unverändert
stabil bleibt. Die Heraufstufung
basiert insbesondere auf einer Ver-
besserung der Basiskreditrisi-
koeinschätzung infolge eines ver-
besserten Finanzprofils. Daneben
würdigte die Ratingagentur vor al-
lem die solide CET 1-Quote fully
loaded und die gute Asset Qualität
der BayernLB. 

Die BayernLB hat im Segment
„Corporates & Mittelstand“ das
Ergebnis vor Steuern gegenüber
dem ersten Quartal 2016 um rund
65 Prozent auf 84 Mio. Euro ge-
steigert (Vj.: 51 Mio. Euro). Die
wesentliche Ursache für den Er-
gebnisanstieg liegt in der Risiko-
vorsorge, die deutlich stärker von

Eingängen auf abgeschriebene
Forderungen profitierte als im Vor-
jahreszeitraum und dadurch mit 50
Mio. Euro (Vj.: 2 Mio. Euro) posi-
tiv zum Ergebnis beitrug. Die ope-
rativen Erträge aus Zins- und Pro-
visionsüberschuss konnten im
nach wie vor schwierigen Zinsum-
feld stabil gehalten werden und
entsprachen mit insgesamt 103
Mio. Euro (Vj.: 103 Mio. Euro)
dem Vorjahreswert.

Solides operatives Geschäft

Das Ergebnis aus den ersten
drei Monaten kann naturgemäß
nicht auf das Gesamtjahr hochge-
rechnet werden. Sofern sich die
gesamtwirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen nicht verändern, er-
wartet die BayernLB aufgrund
ihres soliden operativen Ge-
schäfts, der guten Portfolioqua-
lität und ihrer stabilen Kundenba-
sis erneut ein positives Ergebnis
vor Steuern im mittleren dreistel-
ligen Millionenbereich. 

5. BayernLB 
Fixed Income Conference

Beim zweitägigen Experten-
austausch für Wirtschafts- und
Finanzmärkte diskutierten Insti-
tutionelle Investoren und Emit-
tenten über Fixed Income und
Corporate Schuldscheine, Nied-
rigzins und Marktentwicklun-
gen. Zur Fachveranstaltung in
München trafen sich über 350
Teilnehmer aus Finanzinstitutio-
nen (Versicherungen, Kapital-
sammelstellen sowie Sparkassen
und Banken). Die Konferenz der
BayernLB hat sich als Branchen-
treff für institutionelle Anleger
und Emittenten etabliert.

Die Keynote-Speech hielt Phi-
lippe Mills, anschließend nahm
er an einer Paneldiskussion mit
BayernLB CEO und VÖB-Prä-
sident Johannes-Jörg Riegler
teil. Weitere Spezialisten aus der
Wirtschaft sowie dem Banken-
und Versicherungssektor be-

leuchteten in rund 30 Fachvor-
trägen und Paneldiskussionen
das weltweite wirtschaftliche
Umfeld sowie Spezialthemen
aus dem Fixed-Income Bereich.
Parallel zum Programm präsen-
tieren sich Emittenten und insti-
tutionelle Investoren haben die
Möglichkeit, One-on-One Ge-
spräche zu führen.

„Die Fixed Income Conferen-
ce liefert Entscheidern aktuelle
Impulse und bietet einen Orien-
tierungsrahmen“, sagt Ralf Woit-
schig, der im Vorstand der Bay-
ernLB das Geschäftsfeld Finan-
cial Markets verantwortet. Chan-
cen und Risiken des aktuellen
Kapitalmarktumfelds werden
eingehend beleuchtet, „denn die
Herausforderung für institutio-
nelle Investoren, die richtigen
Investmententscheidungen zu
treffen, wird immer größer“. 
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Kommunalwirtschaft und kommunales Unternehmerrecht:

Umfassende Rechtsberatung
als Problemlöser

GZ-Gespräch mit Dr Stefan Detig, 
Geschäftsführer DETIG Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

In Folge des demographischen Wandels und chronisch ange-
spannter Kommunalhaushalte werden mittelfristig die Kosten
für den Erhalt und den Betrieb von Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge für immer mehr Kommunen strukturell zu einer
immensen Herausforderung – trotz momentan meist guter
Steuereinnahmen. Das Spektrum betroffener Infrastrukturen
ist groß. Fakt ist, dass deren gewohnte Funktionalität – ohne
anpassendes Handeln – nur noch unter deutlich steigendem
Kostenaufwand je Einwohner aufrechterhalten werden kann.

Als kompetenter Ansprechpart-
ner in Fragen der Kommunalwirt-
schaft, des kommunalen Unter-
nehmensrechts und der Besteue-
rung der öffentlichen Hand vertritt
Rechtsanwalt Dr. Stefan Detig 
als Geschäftsführer der DETIG
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH
die Interessen einer Vielzahl von
Gemeinden, Städten und Land-
kreisen mit all ihren unternehme-
rischen Aktivitäten rechtlich, steu-
erlich und betriebswirtschaftlich
bis hin zur Finanzierung. Detig
war insgesamt zwölf Jahre Ge-
meinderatsmitglied sowie sechs
Jahre Erster Bürgermeister der
Gemeinde Pullach. Seit 2008 fun-
gierte er als Rechtsanwalt und
Partner bei der LKC Rechtsan-
waltsgesellschaft mbH und führt
seit April 2016 eine eigenständige
Kanzlei weiterhin in enger Zusam-
menarbeit mit der LKC Gruppe.

Investitionsbereiche

Bislang, so Detig im Gespräch
mit der Bayerischen Gemeinde-
Zeitung, suchten überwiegend
oberbayerische Kommunen mit
einer soliden Finanzausstattung
und konkreten Zukunftsvisionen
bei ihm als gemeindlichem
Rechtsberater externe Unterstüt-
zung. Zu den wichtigsten kom-
munalen Investitionsbereichen
zählen unter anderem Erneuerba-
re Energien, Fernwärme, Woh-
nungsbau, Wirtschafts- und Tou-
rismusfördereinrichtungen und
Krankenhäuser.

Perspektiven für die Zukunft

wurden beispielsweise im Land-
kreis Ebersberg geschaffen. Wie
der Anwalt erläuterte, habe Land-
rat Robert Niedergesäß ihn vor
gut einem Jahr kontaktiert, um
beim Thema Wohnungsmangel
tätig zu werden. Bezahlbare Miet-
wohnungen sollten auf Grund-

Schaffung von Wohnraum
Detig zufolge stellt insbeson-

dere das mangelnde Wohnungs-
angebot für einkommensschwa-
che Haushalte und anerkannte
Flüchtlinge ein Problem dar. Die
sogenannte dezentrale Unter-
bringung in nicht-staatlichen
Unterkünften sei eine wichtige
Stütze in der deutschen Asylpoli-
tik. Doch bezahlbarer Wohn-
raum sei rar und schon heute hät-
ten es junge Familien, Gering-
verdiener und Senioren schwer,
geeignete preisgünstige Woh-
nungen zu finden. Insofern sei
die Schaffung von Wohnraum
durch Neubau dringend notwen-
dig. Um diesen Neubau zu för-
dern, wurden verschiedene För-
derprogramme aufgelegt.

Förderprogramm

So unterstützt das kommunale
Wohnraumförderprogramm
(KommWFP) des Freistaates
Bayern seit 1. Januar 2016 Ge-
meinden dabei, Wohnungsange-
bote für den örtlichen Bedarf zu
schaffen. Dadurch sollen jährlich
über 1.500 Mietwohnungen mit
einer Durchschnittsfläche von 
65 Quadratmetern entstehen. Als
Förderrahmen steht dafür jährlich
ein Betrag von 150 Millionen Eu-
ro zur Verfügung.

Gefördert wird nicht nur der
Neubau von Mietwohnungen,
sondern auch die Änderung von
Bestandsgebäuden und die Mo-
dernisierung sowie der Grund-
stücks- und Gebäudekauf. Zu-
wendungsempfänger sind Ge-
meinden und Zweckverbände.
Dabei kommen nur Standorte mit
erheblichem, nicht nur vorüber-
gehendem Bedarf an Mietwoh-
nungen in Frage. 

Detig zufolge stellen beispiels-
weise die Gemeinden dem Kom-

munalunternehmen ein Grund-
stück zur Verfügung und schlie-
ßen mit diesem eine Zweckver-
einbarung (keinen Erbpachtver-
trag). Das KU wird von verschie-
denen Gemeinden zusammen mit
dem Landkreis als Anstalt des öf-
fentlichen Rechts gegründet. Den
Zuschuss in Höhe von 30 Prozent
aus dem Wohnungspakt durch
den Freistaat nutzt das gKU, um
die Baukosten und damit die
Miete möglichst niedrig zu hal-
ten. Dadurch eröffnet sich die
Chance, mit der 2. Säule der
staatlichen Zuschüsse günstigen
Wohnraum zu schaffen und zwar
unter Berücksichtigung einer ent-
sprechenden Wirtschaftlichkeit.
Die zu erwartenden Mieten kön-
nen ausreichen, um Zins, Tilgung
und Bewirtschaftung zu decken –
vorausgesetzt, es wird nicht zu
teuer gebaut.

Die Belegungsrechte liegen bei
der jeweiligen Gemeinde. Im
gKU gilt die gesamtschuldneri-
sche Haftung, d.h., wenn es ein
Problem mit einem unwirtschaft-
lichen Grundstück gibt, betrifft
dies auch alle anderen Gemein-
den. Deshalb ist es wichtig, dass
sich jedes einzelne Objekt rech-
net. Die Überschüsse fließen in
eine Instandhaltungsrücklage,
was im gemeindlichen kameralen
Haushalt nicht zulässig wäre. Da-
mit wird der Gebäudewert dauer-
haft erhalten.

Beispielhaftes Modell

Die Mieter schließen einen
Vertag mit dem gKU. Die Miet-
einnahmen sind steuerfrei. Es soll
so viel wie möglich in die Tilgung
fließen. Nach etwa 20 Jahren soll
der Kredit getilgt sein, was nur
funktionieren kann, wenn man
preisgünstig baut. Laut Detig ist
das Modell Ebersberg beispiel-
haft und könnte auch in anderen
Landkreisen und Kommunen
umgesetzt werden. 

Ein weiteres, von Stefan Detig
als gemeindlicher Rechtsberater
begleitetes und gestaltetes Infra-
strukturprojekt ist die Errichtung
mehrerer Windkraftanlagen im
Landkreis Pfaffenhofen. In Ge-
rolsbach entstanden vier Wind-
kraftanlagen, wovon drei von
der Gemeinde zusammen mit
der Bürgerenergiegenossen-
schaft Pfaffenhofen eG (BEG)
gebaut wurden.

Wasser und Abwasser

Externe Beratungshilfe benöti-
gen die Kommunen laut Detig
auch beim Thema Wasser/Ab-
wasser, „wobei sich hier eher das
Problem stellt, sehenden Auges
in einen Instandhaltungsstau zu
geraten“. Bei diesem wesentli-
chen Bestandteil kommunaler
Daseinsvorsorge sei der Fokus
auf kontinuierliches Sanieren zu
richten.

Letztlich, so der Rechtsanwalt,
gehe es darum, wie man die örtli-
che kommunale Infrastruktur den
Rahmenbedingungen entspre-
chend sinnvoll aufsetzt und den
öffentlichen Zweck bestmöglich
verfolgt und realisiert. Sich dar-
über Gedanken zu machen, sei
aufgrund der Organisationshoheit
der Kommunen auch deren An-
gelegenheit.

Der Faktor Mensch zählt

Nach Detigs Beobachtung sind
Kommunen dankbar dafür, „je-
manden an ihrer Seite zu haben,
der als ehemaliger Bürgermeister
und Kreisrat auch mit dem Rat-
hausblick ausgestattet ist und
Mehrheiten findet“. Man gebe
Stufen vor, damit sich alle Betei-
ligten auch mitgenommen fühl-
ten. Rechtzeitiges Thematisieren
sei ratsam.

„Letztlich muss das Gefüge des
Konzepts sowohl rechtlich als
auch steuerlich und betriebswirt-
schaftlich ineinander passen, also
dynamisch sein“, stellte Detig
fest. „Das A und O aber ist und
bleibt der Faktor Mensch.“ Er
mache den Unterschied. DK

Umsetzung der Europäischen Kapitalmarktunion:

Notwendige Korrekturen
Reaktionen von Sparkassenverband Bayern, 

Genossenschaftsverband Bayern und 
Bundesverband deutscher Banken 

Die Umsetzung der Kapitalmarktunion gilt als eine der Meilen-
steine in der Geschichte der europäischen Finanzmarktintegrati-
on. Bei dem Mammutprojekt geht es um die gezielte Unterstüt-
zung alternativer Finanzierungsformen jenseits der etablierten
Bankfinanzierung. Die Integration der europäischen Kapital-
märkte soll sowohl grenzüberschreitende Investitionen als auch
die Kredit- und Kapitalaufnahme in Europa fördern. Dadurch
sollen insbesondere kapitalintensive Branchen unterstützt wer-
den, die auf ein stabiles Finanzierungsumfeld angewiesen sind. In
Brüssel wurde nunmehr ein Bericht („mid-term review“) über
den Umsetzungsstand des Großprojekts präsentiert.

„Der Bericht zur Umsetzung
der Kapitalmarktunion zeigt, dass
noch einige Weichenstellungen
vorzunehmen sind, bevor die Re-
geln der Wirtschaft wirklich nüt-
zen können“, erklärte Dr. Ulrich
Netzer, Präsident des Sparkassen-
verbands Bayern, in einer ersten
Stellungnahme. Den Unterneh-
men breitere Finanzierungsmög-
lichkeiten über den EU-Kapital-
markt anzubieten und damit mehr
Wirtschaftswachstum zu ermögli-
chen, sei ein guter Gedanke.
„Doch jeder Vorschlag, das Fi-
nanzierungssystem in Europa zu
ändern, muss an den tatsächlichen
Bedürfnissen der Unternehmen
gemessen werden. Aufgrund der
mittelständischen Struktur unse-
rer Wirtschaft zielen diese aber in
der Regel auf einen Bankkredit,
da eine Kapitalmarktfinanzierung
zu teuer käme.“ 

Finanzierungsbedingungen
der Wirtschaft stärken

Wie Netzer hervorhob, „unter-
stützen wir die Pläne der EU-
Kommission zur Schaffung einer
Kapitalmarktunion, denn auch wir
wollen, dass die Finanzierungsbe-
dingungen der Wirtschaft gestärkt
werden. Die Finanzierung von
mittelständischen Unternehmen
und Projekten kann aber nur mit
einem System aus starken Banken
und Sparkassen gelingen, das ein
leistungsfähiger Kapitalmarkt er-
gänzt.“ Maßnahmen im Rahmen
der Kapitalmarktunion dürften
die Kreditfinanzierung durch
Banken und Sparkassen daher
keinesfalls beinträchtigen. Viel-
mehr müsse die Bankfinanzie-
rung für den Mittelstand kurzfri-
stig gestärkt werden. 

Netzer zufolge bieten die Bera-
tungen zur Kapitalmarktunion
deshalb eine weitere gute Gele-
genheit, um spezifische mitglied-
staatliche Finanzmarktstrukturen
zu stärken und regional ausgerich-
tete Kreditinstitute auch europa-
weit zu verankern. „Die Wettbe-
werbsfähigkeit von mittelstands-
nahen Regionalbanken sollte ge-
stärkt werden, indem sie von
überzogenen Reporting- und Auf-
sichtsanforderungen entlastet wer-
den. Damit wird automatisch auch
die Mittelstandsfinanzierung ge-
stärkt und das Wirtschaftswachs-
tum verstärkt.“

Mittelstand im Visier

Die EU-Kommission geht
beim Aufbau der Kapitalmarkt-
union nicht ausreichend auf die
Finanzierungsbedürfnisse des
Mittelstands ein, lautet das Fazit
des Genossenschaftsverbands
Bayern (GVB). Der Verband hält
Korrekturen für erforderlich, um
die traditionell auf Bankkrediten
basierende Fremdfinanzierung
kleiner und mittlerer Unterneh-
men nicht zu beeinträchtigen.

„Die EU-Kommission muss
bei der Kapitalmarktunion die
Belange der mittelständischen
Wirtschaft stärker berücksichti-
gen“, kommentierte GVB-Prä-
sident Jürgen Gros. Er begrüßt
das grundsätzliche Ziel der Brüs-
seler Behörde, durch verbesserte
Rahmenbedingungen für die Un-
ternehmensfinanzierung mehr
Wachstum und Beschäftigung zu
schaffen. Doch der Kapitalmarkt

sei speziell für kleinere Unterneh-
men auch in Zukunft keine Opti-
on. Die Kapitalmarktunion müsse
deshalb mittelstandsfreundlicher
ausgestaltet werden. Gros: „Dazu
zählt insbesondere, den Kredit als
Pfeiler der Mittelstandsfinanzie-
rung zu stärken und ihn eben nicht
politisch durch Kapitalmarktin-
strumente ersetzen zu wollen.“

Nach Ansicht des GVB sollte
sich die EU-Kommission inten-
siver dafür einsetzen, unnötige
Hindernisse bei der Kreditverga-
be zu beseitigen. Dazu zählt
auch der Abbau von unverhält-
nismäßigen Regulierungsvor-
schriften, die Regionalbanken
wie die Volksbanken und Raiffe-
isenbanken in der Summe erheb-
lich belasten. „Mit einer Befrei-
ung der Kreditinstitute von über-
zogenen bürokratischen Auflagen
ist kleinen und mittleren Betrie-
ben mehr geholfen als durch eine
Integration der Kapitalmärkte“,
so Gros. Erste Vorschläge im
Rahmen des EU-Bankenpakets
gingen noch nicht weit genug. 

„Der Bericht zur Umsetzung
der Kapitalmarktunion zeigt, dass
wir auf einem guten Weg sind,
auch wenn das Ziel noch ein gut-
es Stück entfernt ist“, urteilte
Michael Kemmer, Hauptge-
schäftsführer des Bundesverban-
des deutscher Banken. Die priva-
ten Banken begrüßen die Absicht
der Europäischen Kommission,
den EU-Kapitalmarkt zu vertie-
fen, um so den Unternehmen
breitere Finanzierungsmöglich-
keiten anzubieten und damit
mehr Wirtschaftswachstum zu er-
möglichen.

Suche nach der
richtigen Balance

„Voraussetzung dafür ist jedoch
ein solider und ertragsstarker 
Bankensektor“, erklärte  Kemmer.
„Banken spielen in Europa nicht
nur bei der Kreditvergabe eine
zentrale und erfolgreiche Rolle,
sondern übernehmen in der Regel
auch bei der Kapitalmarktfinan-
zierung die Mittlerfunktion. Diese
Aufgaben dürfen durch die Kapi-
talmarktunion nicht untergraben
werden.“

Für den Erfolg der Kapital-
marktunion sei es daher entschei-
dend, „ob wir eine Finanzmarkt-
regulierung finden, die Inkonsi-
stenzen vermeidet und die Ban-
ken in ihrer Tätigkeit als Finanzier
der Wirtschaft nicht behindert. Der
Gesetzgeber muss die richtige Ba-
lance zwischen Stabilität, Effizi-
enz und Anlegerschutz finden.“

Ein unerlässlicher Ansatz, um
die Kreditversorgung der kleinen
und mittleren Unternehmen mit
der Kapitalmarktfinanzierung zu
verknüpfen, ist nach Kemmers
Auffassung der Verbriefungs-
markt. Ob der kürzlich im politi-
schen Trilog geschlossene Kom-
promiss zur Einführung einer
STS-Verbriefung (simpel, trans-
parent, standardisiert) geeignet ist,
den europäischen Verbriefungs-
markt zu beleben, bleibe jedoch
abzuwarten.

„Vor dem Hintergrund eines
Ausscheidens des Vereinigten
Königreiches besteht zudem die
Herausforderung, den EU27-Ka-
pitalmarkt weiterhin eng mit dem
britischen zu verbinden“, machte
Kemmer deutlich. DK

Dr. Stefan Detig. 

stücken im Eigentum der Kom-
munen errichtet werden. Dazu
wurde schließlich Ende 2016 das
Kommunalunternehmen „Wohn-
baugesellschaft Ebersberg“ ge-
gründet, an dem sich Gemeinden
schrittweise beteiligen können.
Private Investoren sind hingegen
ausgeschlossen. Der Stadtrat Gra-
fing beschloss als erste Gemeinde,
diesem Unternehmen beizutreten
und ein Grundstück einzubringen.
Darauf wird nunmehr ein Mehrfa-
milienhaus-Neubau errichtet.

Ergebnisse der Steuerschätzung vom Mai 2017:

Steuereinnahmen sorgen für
ein positives Stimmungsbild

Bund, Länder und Gemeinden können auch in den kommenden
Jahren als Folge der guten Konjunktur mit wachsenden Steuer-
einnahmen rechnen. Allerdings ergeben sich mit Blick auf die 
Dynamik auf der Ausgabenseite keine zusätzlichen finanziellen
Spielräume für die bayerischen Städte und Gemeinden. 

Für das Jahr 2017 erwarten die
Steuerschätzer für den Gesamt-
staat Steuereinnahmen in Höhe
von 732,4 Milliarden Euro. Das
wäre ein Plus von 3,8 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr und ein Zu-
wachs von 7,9 Milliarden Euro im
Vergleich zur vorangegangenen
Novemberschätzung. In den Fol-
gejahren (2018 mit 2021) soll der
Aufwuchs zwischen 3,4 und 4,2
Prozent liegen. Die Gemeinden
können mit einem bundeswei-
ten Gesamtsteueraufkommen von
103,7 Milliarden Euro kalkulieren
(+ 5 Prozent). Überträgt man die
Ergebnisse auf die bayerischen
Städte und Gemeinden, so steigen
die Steuereinnahmen (Netto) im
Jahr 2017 um 4,8 Prozent auf
18,67 Milliarden Euro. Bei der
Gewerbesteuer (Netto) gehen die
Steuerschätzer für das laufende
Haushaltsjahr von einem Zuwachs
um 2,7 Prozent auf 8,16 Milliar-
den Euro aus. Allerdings sind in
den Prognosen rechtsprechungs-
bedingte Mindereinnahmen ent-
halten, die nicht flächendeckend
zu Gewerbesteuerrückzahlungen
führen werden. Die tatsächliche
Entwicklung bleibt abzuwarten,
für die kommenden Jahre gehen
die Steuerschätzer beim Nettoauf-

kommen der Gewerbesteuer von
Steigerungsraten zwischen 2,9 und
4,9 Prozent aus.

Bei der zweitgrößten Steuerein-
nahmesäule, dem Gemeindeanteil
an der Einkommensteuer, zeichnet
sich aufgrund der guten Lage auf
dem Arbeitsmarkt und steigenden
Bruttolöhnen und Bruttogehältern
auch für die nächsten Jahre ein
deutliches Wachstum ab. Im Jahr
2017 erwarten die Steuerschätzer
ein Plus von 5,6 Prozent, was in
Bayern zu einem Gesamtaufkom-
men von 7,6 Milliarden Euro
führen würde. Der weitere Auf-
wuchs im Schätzzeitraum 2018
mit 2021 (3,8 – 5,8 Prozent) ist
ebenfalls beachtlich. Nach dem
aktuellen Prognoseszenario würde
das Gesamtaufkommen (9,34 Mil-
liarden Euro) im Jahr 2021 gleich-
auf mit der Netto-Gewerbesteuer
liegen. Die Entwicklung, wonach
die Einkommensteuerbeteiligung
die Gewerbesteuer als wichtigste
Einnahmequelle im Haushalt ab-
löst, hat sich in den letzten Jahren
verstärkt. 

Zwar kommt dem Gemeinde-
anteil an der Umsatzsteuer am Ge-
samtsteueraufkommen eine unter-
geordnete Bedeutung zu (Anteil
am Gesamtsteueraufkommen lag

2016 bei weniger als 5 Prozent),
dennoch ist ein Hinweis auf die
deutlichen Sprünge in den Jahren
2017 (+ 25 Prozent) und 2018 (+
23,7 Prozent) angebracht. Dieser
stufenweise Aufwuchs resultiert
aus Bundesmitteln zur Entlastung
der kommunalen Ebene, die in
wesentlichen Teilen über den Um-
satzsteueranteil der Gemeinden
transferiert werden. 

Nicht nachvollziehbar ist, war-
um die Steuerschätzer in den Jah-
ren ab 2020 von einer gleichblei-
benden Gewerbesteuerumlagebe-
lastung (aktuell 68,5 Prozentpunk-
te) ausgehen. Die Rechtslage nach
dem Gemeindefinanzreformge-
setz ist eindeutig. Demnach redu-
ziert sich die Gewerbesteuerumla-
ge ab 2020 um den Anteil der Soli-
darpaktumlage (=29 Prozentpunk-
te). Die Kommunen vertrauen dar-
auf, dass die erhöhte Umlagenbe-
lastung tatsächlich wegfällt und
damit ein höherer Anteil an der
Gewerbesteuer in den kommuna-
len Haushalten verbleibt. Trotz des
positiven Stimmungsbilds auf der
Steuereinnahmeseite bleiben die
finanziellen Handlungsspielräume
der Städte, Märkte und Gemein-
den begrenzt, weil auf der Ausga-
benseite eine ähnliche steigende
Dynamik festzustellen ist. Hinzu
kommt ein enormer kommunaler
Investitionsbedarf, der den Druck
auf der Ausgabenseite noch ver-
stärkt. IBSt
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WIR FÖRDERN 
RUND UND ECKIG
Bayerns Kommunen stehen vor großen Herausforderungen. Als Förderbank für
Bayern finanzieren wir klassische kommunale Projekte genauso wie Investitionen
in regenerative Energien und höhere Energieeffizienz. Gerne beraten wir Sie, wie
Sie mit unseren zinsgünstigen Darlehen Ihre Region fit für die Zukunft machen.
Tel. 0800 21 24 24 0

Neuer Rekord beim
10.000-Häuser Programm

Aigner: „2.500 Förderanträge in nur zwei Wochen“
Das 10.000-Häuser Programm kann einen neuen Rekord ver-
melden: Allein in den vergangenen zwei Wochen wurden 1.300
Förderanträge für den Bau oder die Sanierung zum Energie-
SystemHaus gestellt. Bayerns Energieministerin Ilse Aigner:
„Der Erfolg des 10.000-Häuser Programms setzt sich seit sei-
ner Wiederaufnahme fort. Besonders der Programmteil Ener-
gieSystemHaus stieß zuletzt auf großes Interesse. Die hohe
Nachfrage gerade in diesem Bereich freut mich sehr, sie über-
trifft alle Erwartungen.“

Für das Jahr 2017 ist mit dem
jüngsten Run auf den Programm-
teil EnergieSystemHaus das ver-
fügbare Programmvolumen be-
reits heute ausgeschöpft, so dass
dieser Programmteil geschlossen
wird.

Auch der Programmteil Hei-
zungstauschPlus erfreut sich reger
Inanspruchnahme. Die Bewilli-
gungsstellen konnten bereits mehr
als 1.200 Förderanträge verzeich-
nen. 2017 fördert das Bayerische
Wirtschaftsministerium im Pro-
grammteil HeizungstauschPlus
insgesamt 5.000 Maßnahmen.

Beachtliche Effekte

In den vergangenen zwei Wo-
chen wurden Fördermittel in
Höhe von ca. zehn Millionen 
Euro im Programmteil Energie
SystemHaus sowie 900.000 Euro
im Programmteil Heizungs-
tauschPlus angefragt.

Aigner: „Die volkswirtschaftli-
chen Effekte des 10.000-Häuser
Programms für Bayern sind be-
achtlich. Jeder Euro Förderung
löst zehn Euro an privaten Investi-
tionen aus, etwa bei Baufirmen,
Handwerksbetrieben und Archi-
tekten vor Ort.“ Darüber hinaus
habe die Nachfrage nach Energie-

beratung in Bayern erheblich zu-
genommen, erklärt die Ministerin.
Und die heimische Industrie rea-
giere mit innovativen Produkten,
um die Anforderungen an die
Förderfähigkeit zu erfüllen. „Die
Innovationskraft unserer Betrie-
be ist bemerkenswert“, so Aig-
ner weiter.

Neustart des Programms

Der Programmteil Energie
SystemHaus zielt auf grundlegen-
de Sanierungen oder energieeffi-
ziente Neubauten. Mit dem Neu-
start des Programms am 12. April
traten einige Änderungen in Kraft.
Die Altbausanierung wurde dabei
stärker in den Fokus gerückt, da
hier das größte Energieeinsparpo-
tenzial liegt. „Die Bürgerinnen
und Bürger, die mit Unterstützung
des 10.000-Häuser Programms
energieeffizient bauen oder sanie-
ren, leisten einen wesentlichen
Beitrag zur Energiewende in Bay-
ern“, hebt die Ministerin hervor.

Anfang 2018 können erneut
Anträge im Programmteil Ener-
gieSystemHaus gestellt werden.
„Die Jahrestranche für 2018 wird
deutlich größer ausfallen können
als in diesem Jahr“, versichert
Aigner. 

10.000-Häuser Programm: Große Freude herrscht bei 
Ministerin Aigner über die enorme  Nachfrage. 

Kraft-Wärme-Kopplung:

Amberg auf dem Weg
zur bayernweit 

zentralen Anlaufstelle 
Bayern ist bei der Umsetzung der Energiewende gut vorangekom-
men. Ein konkretes Projekt ist dabei das Kompetenzzentrum für
Kraft-Wärme-Kopplung der OTH Amberg-Weiden. „DerAusbau
zu einer bayernweit zentralen Anlaufstelle eröffnet neue Chancen
sowohl für die Hochschule, als auch für die ansässigen Unterneh-
men sowie für die gesamte Region. Die dabei in praktische Anwen-
dungen umgesetzten Forschungsergebnisse tragen maßgeblich zum
Gelingen der Energiewende in Bayern bei. Sie machen uns unab-
hängiger und bringen zudem innovative Arbeitsplätze, Wohlstand
und auch mehr Lebensqualität durch saubere Umwelt“, stellte Fi-
nanzstaatssekretärAlbert Füracker bei einem Informationsbesuch
beim Kompetenzzentrum Kraft-Wärme-Kopplung der OTH Am-
berg-Weiden in Amberg fest.

Im Kompetenzzentrum arbei-
ten Hochschulen, Forschungsin-
stitute und Unternehmen gemein-
sam an einer effizienteren Ener-
gienutzung. Im Vordergrund steht
der unmittelbare Anwendungsbe-
zug durch Umsetzung neu ent-
wickelter Technologien in die
Praxis. „Der wechselseitige Er-
fahrungsaustausch bringt allen
Beteiligten Fortschritte. Gleich-
zeitig ist das Kompetenzzentrum
ein exzellenter Innovationsschub
für die gesamte Region und Job-
motor für die Zukunft mit hoch-
karätigen neuen und krisensiche-
ren Arbeitsplätzen. Neue Umsatz-
potenziale werden erschlossen für
viele mittelständische Unterneh-
mer und Handwerksbetriebe.
Und das ist auch ein wichtiger
Beitrag zu mehr Energieeffizienz

und zur Begrenzung der CO-2-
Emissionen“, hob Füracker her-
vor.

Zweite Projektphase

Der Freistaat hatte für die erste
Förderperiode in den Jahren 2012
bis 2016 bereits insgesamt 5,23
Millionen Euro bereitgestellt. In
der zweiten Projektphase soll nun
das KWK Amberg bayernweit als
zentrale Anlaufstelle für For-
schung und Entwicklung zur
Kraft-Wärme-Kopplung etabliert
werden. Hierzu sind für die Jahre
2017 bis 2020 weitere Fördermit-
tel über das zuständige Staatsmi-
nisterium für Bildung und Kultus,
Wissenschaft und Kunst in Höhe
von insgesamt 2,93 Millionen
Euro vorgesehen. 

Brennstoffzelle aus
Mikroorganismen

Kläranlagen der Zukunft liefern sauberes Wasser und Energie 

Die Wasserwirtschaft kann einen wichtigen Beitrag zur Energie-
wende leisten. Ihre Anlagen lassen sich in ein intelligentes, auf vie-
le Standorte verteiltes Energiesystem einbinden, wie es für den
Umbau der Energieversorgung erforderlich ist. 

Ein neues Verfahren, das in
Forschungsprojekten nun ent-
wickelt wurde, ist beispielsweise
eine Bio-Brennstoffzelle in Klär-
anlagen. Anders als in herkömm-
lichen Brennstoffzellen - die che-
mische Energie, meist aus Was-
serstoff, in Strom umwandeln -
erzeugen hier Mikroorganismen
elektrische Energie direkt aus or-
ganischen Stoffen. Dadurch reini-
gen sie nicht nur einen Teil des
Abwassers, sie wandeln auch
gleichzeitig die darin enthaltene
chemische Energie in Strom um. 

Forschern ist es gelungen, mit
der Biobrennstoffzelle eine neue
Technologie für die „Stromernte
zu entwickeln; Laborergebnisse
werden nun in einen größeren
Maßstab übertragen. Die erste Pi-
lotanlage wurde Ende 2016 in
Goslar in Betrieb genommen. 

Für die Abwasserbehandlung
könnte dies eine Technikwende
bedeuten - indem Bio-Brennstoff-
zellen dazu beitragen, dass die
Kläranlage der Zukunft nicht nur
Energie einspart, sondern über-
schüssigen Strom an das Energie-
netz liefert. Dies wird gerade an
einem Standort in Darmstadt er-
probt. Dort haben sich unter-
schiedliche Anlagen zu einem so-
genannten „Virtuellen Kraftwerk
zusammengeschlossen. Kläranla-

gen könnten so zukünftig als An-
bieter am Energiemarkt auftreten. 

Kläranlagen sind die größten
Stromverbraucher in den Kom-
munen. Für die Betreiber verur-
sacht dies erhebliche Kosten, die
letztlich der Gebührenzahler 
tragen muss. Trotz des hohen
technologischen Standards in
Deutschland besteht in der Was-
serwirtschaft immer noch ein
Energieeinsparpotenzial von bis
zu 25 Prozent des Stromverbrau-
ches. 

Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung hat im
Jahr 2014 ein Forschungspro-
gramm gestartet, um Technologi-
en und Konzepte für eine energie-
effiziente und ressourcenscho-
nende Wasserwirtschaft zu för-
dern und mit 28 Millionen Euro
Fördermitteln ausgestattet. Nach
drei Jahren Forschung stellen die
zwölf geförderten Verbundpro-
jekte heute in Berlin ihre Ergeb-
nisse vor, die Bobrennstoffzelle
ist eines davon.

Insgesamt arbeiteten über 80
Partner aus Wissenschaft, Wirt-
schaft und aus Kommunen und
Ländern daran, neue Lösungen
für die Wasserversorgung und
Abwasserentsorgung zu finden,
die Ressourcen und Energieein-
satz schont. 

Energieversorger erzeugen
immer weniger Strom

Die für die öffentliche Stromversorgung zuständigen Energiever-
sorgungsunternehmen in Bayern haben 2016 gegenüber 2007 um
rund 30 Prozent weniger Strom erzeugt. Der Rückgang 2016 ist
insbesondere auf das erste vollständige Jahr ohne Stromerzeugung
aus dem Kernkraftwerk Grafenrheinfeld zurückzuführen. Es
wurde Mitte des Jahres 2015 außer Betrieb genommen. 

Nach der Kernkraft ist die Was-
serkraft weiterhin die mit Abstand
größte Quelle der öffentlichen
Stromerzeugung in Bayern. Die
Erdgaskraftwerke konnten auf
niedrigem Niveau im Vergleich zu
den Vorjahren zulegen. „Dies un-
terstreicht die wachsende Bedeu-
tung der Stromerzeugung aus Erd-
gas und Wasserkraft in den näch-
sten Jahren für Bayern, denn die-
se garantieren unsere Versorgung
immer dann, wenn der Strom aus
Sonne und Wind nicht zur Verfü-
gung steht,“ machte Wolfgang
Brandl, Vorstandsvorsitzender des
Verbands der Bayerischen Ener-
gie- und Wasserwirtschaft VBEW,
deutlich.

Im Jahr 2007 haben die
Kraftwerke der allgemeinen Ver-
sorgung noch rund 74.140 Millio-
nen kWh Strom erzeugt. Im Jahr
2016 waren es nach der Erhebung
des Bayerischen Landesamtes für
Statistik und Datenverarbeitung
noch rund 51.647 Millionen kWh.
Maßgeblich für diese Entwicklung
sind das Abschalten der Kernkraft-
werke Isar 1 im Jahr 2011 und
Grafenrheinfeld im Jahr 2015 so-
wie der Rückgang der Stromer-
zeugung aus Erdgas insbesondere
in den Jahren 2012 bis 2014.

Bei der Stromerzeugung der
weiteren Energieträger ist die
Wasserkraft besonders beachtens-
wert. Im Vergleich zum zuletzt
sehr ordentlichen Wasserkraft-
jahr 2013 erzeugten die bayeri-
schen Wasserkraftwerke 2016
aufgrund des eher unterdurch-
schnittlichen Wasserdargebotes
mit rund 10.773 Millionen kWh
rund 1.000 Millionen kWh weni-
ger Strom als in 2013, aber doch
rund 750 Millionen kWh mehr als
im Jahr 2015.

Zum Stromverbrauch in 2016
liegen noch keine amtlichen stati-
stischen Zahlen vor. Er ist in Bay-
ern auch in den letzten Jahren
weiterhin deutlich angestiegen
und liegt derzeit nach VBEW-
Schätzung bei rund 90.000 Mil-
lionen kWh. Allein in den letzten
10 Jahren hat nach offizieller Sta-
tistik der Stromverbrauch um 
25 % zugelegt. Die „fehlenden“
Strommengen durch die Energie-
versorger werden beispielsweise
von Landwirten und Bürgern mit
Biogas- und Photovoltaikanlagen
in das lokale und regionale Strom-
netz eingespeist oder aus anderen
Ländern über Stromleitungen im-
portiert. Zudem wird auch immer
mehr Strom von der Industrie und
privaten Haushalten selbst erzeugt
und gleich vor Ort verbraucht. 
Die statistische Erfassung dieser
Strommengen gestaltet sich zu-
nehmend schwierig. Die Struktur
der bayerischen Stromerzeugung
verändert sich fundamental. In die-
sem Jahr geht ein weiteres Kern-
kraftwerk vom Netz.

Spätestens bis Ende 2022 gehen
mit den Kernkraftwerken Gund-
remmingen (Block B: 2017,

Block C: 2021) und Isar 2 (2022)
weitere 4.000.000 kW Leistung
vom Netz und erzeugen jährlich
rund 30.000 Millionen kWh we-
niger Strom. Dann haben die
bayerischen Elektrizitätserzeuger
innerhalb von 15 Jahren rund
zwei Drittel ihrer angestammten
Stromproduktion verloren. „Es
wird von allen große Anstrengun-
gen erfordern, diese Lücke un-
ter Aufrechterhaltung von Ver-
sorgungssicherheit, Preiswürdig-
keit und Umweltfreundlichkeit
schließen zu können. Wer dabei
nur auf heimische Sonne, Wind
und Biomasse setzt, gibt sich einer
Illusion hin und wird dieses Ziel-
dreieck verfehlen“, so Brandl. 

„Das eigene 
Energiesparfestival planen“
Veranstaltung des Bayerischen Landesamtes für

Umwelt am 06. Juli 2017 in Regensburg

Energiesparen ist langweilig? „Synergie – das Energiespar-
festival“ tritt zum Gegenbeweis an und bietet mit kreativen
Workshops, Nachhaltigkeitsmarkt und buntem Bühnenpro-
gramm ein ganzes Festival zum Thema Energie und Energie-
sparen. Wie eine Kommune ein eigenes Festival umsetzen
kann, erfahren die Gäste auf der Praxisveranstaltung für Kom-
munen am 06. Juli 2017 in Regensburg. 
Das Programm ist unter www.synergie-festival.de zu finden.
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Die Geothermieanlage in Unterhaching ist eines der ersten 
beiden tiefengeothermischen Kraftwerke. 

Bauarbeiten an der Staustufe Oberelchingen:

Öko-Damm für die Donau 
BEW setzen EU-weites Pilotprojekt zur ökologischen

Sanierung von Dämmen an der Donau fort 
Eine ganz besondere Dammsanierung hat an der Staustufe der
Donau in Oberelchingen begonnen. Auf der Nordseite des Flusses
baut die Bayerische Elektrizitätswerke GmbH (BEW) auf einer
Länge von 500 Metern sogenannte Öko-Bermen. Mit dieser öko-
logischen Art der Dammsanierung verbessert BEW den Hoch-
wasserschutz und schafft gleichzeitig ökologisch wertvolle Le-
bensräume für Tiere und Pflanzen. Das Pilotprojekt wird von der
EU im Rahmen des Programms Life gefördert und soll Vorbild-
funktion für ähnliche Vorhaben in Europa haben. 

Die erste Phase der Bauarbei-
ten zur Dammsanierung in Obe-
relchingen wurde Mitte April ab-
geschlossen. Im Herbst wird
BEW dann die ökologischen
Maßnahmen zusammen mit Fi-
scherei und Naturschutz in An-
griff nehmen.

Bei dieser innovativen Art der
Dammsanierung entsteht der Platz
für den Hochwasserschutz nicht
an Land, sondern direkt am Ufer.
Auf diese Weise werden die an-
grenzenden Auwälder geschont.
Der Damm wird dabei verbreitert
und auf der Wasserseite mit Wur-
zelschutzmatten ausgestattet. Die
speziellen Matten haben eine
Dichtungsfunktion und schützen
so die Dämme der Staustufe.
Anschließend werden Kies und
Sedimente aufgeschüttet und die
Uferbereiche neu gestaltet. 

Hier kommt der ökologische
Aspekt hinzu: Mit Hilfe von Tot-
holz und Wasserbausteinen ent-
stehen auf den Sedimenten natur-
nahe Strukturen und damit wert-
volle neue Lebensräume für Tiere
und Pflanzen. Bisher war die Sa-
nierung von Dämmen mit erheb-
lichen Eingriffen in die Natur und
langwierigen Genehmigungsver-
fahren verbunden.

Auch an der Staustufe in Offin-
gen hat BEW Öko-Bermen auf ei-
ner Länge von rund 500 Metern
im Staubereich eingebaut. Die
ökologischen Bauarbeiten wurden
hier Ende März abgeschlossen.

Die Gesamtkosten für die bei-
den Vorhaben belaufen sich auf
rund 1,4 Millionen Euro. Die EU
unterstützt den ökologischen Teil
des Gesamt-Projekts, das den Na-
men INADAR (Innovative ap-

proach for dam restoration) trägt,
mit 600.000 Euro. 

„Die Förderung des Projekts
durch die EU ist für die Projekt-
partner eine großartige Auszeich-
nung. Wir wollen die nachhaltige
Wasserkraft mit neuen Ideen und
Konzepten weiter voranzubringen.
Entscheidend ist dabei die gute
und vertrauensvolle Zusammenar-
beit mit Behörden, Naturschutz,
Fischerei und Wissenschaft“, sagt
Ralf Klocke, Leiter Wasserbau bei
BEW und zuständig für das Pro-
jekt.

Das Prinzip der Öko-Berme hat
sich bereits bewährt. Das zeigen
Ergebnisse von Musterstrecken,
die BEW bereits bei Leipheim,
Günzburg und Offingen gebaut
hat. In Günzburg wurde daraufhin
im vergangenen Sommer auf einer
Länge von 800 Metern eine Öko-
Berme realisiert, die allerdings
nicht Teil des EU-Projektes ist. 

Wie konkret die positiven Aus-
wirkungen auf die Umwelt sind,
wird ebenso wissenschaftlich un-
tersucht wie die Auswirkungen
auf die Dammstabilität und die
Wirtschaftlichkeit des Verfahrens.
Diese Aufgaben übernimmt die
Universität Innsbruck, die die
Projekte bis 2019 begleitet. „Das
Monitoring soll den Vorbildcha-
rakter der Maßnahmen unterstrei-
chen. Ziel des Projektes ist
schließlich auch, das Verfahren
auf vergleichbare Flüsse in Euro-
pa zu übertragen und die Geneh-
migungsverfahren zu vereinfa-
chen“, sagt Ralf Klocke. An dem
Projekt sind auch die Obere Do-
nau Kraftwerke GmbH und der
VGB PowerTech e.V. als Partner
beteiligt. 

Willkommen im Windrad
Bundesverband WindEnergie startet landesweite Aktion

„Willkommen im Windrad!“ – unter diesem Motto hat der Lan-
desverband Bayern des Bundesverbands WindEnergie e.V. (BWE-
Bayern) im mittelfränkischen Uffenheim eine landesweite Auf-
klärungs-Aktion gestartet. Bayerische Windmüller laden die Bür-
gerinnen und Bürger aus dem ganzen Land in die rund 1.000 be-
stehenden Windenergieanlagen ein, um aufzuzeigen, was die
Windkraft in Bayern leistet – und was sie leisten könnte.

„Damit uns die Energiewende
und der Atomausstieg gelingen
und wir unsere Klimaschutzziele
erreichen, müssen wir weiter den
Ausbau der Erneuerbaren Ener-
gien auch in Bayern vorantrei-
ben“, forderte BWE-Landesvor-
sitzender Raimund Kamm zum
Auftakt der Veranstaltung. Dabei
sei die Windenergie zusammen
mit der Photovoltaik der wichtig-
ste Baustein. 

Eine moderne Windenergiean-
lage in Süddeutschland liefert sau-
beren Strom für etwa 2.500 Haus-
halte, erspart dabei jährlich die
Verbrennung von rund 2.400 Ton-
nen Steinkohle und vermeidet et-
wa 7.000 Tonnen CO2. Die für
Bau und Betrieb eines Windrads
benötigte Energie ist binnen weni-
ger Monate Betrieb wieder ge-
wonnen. Windräder und ihre ge-
samten Bauteile können nach der
Betriebszeit vollständig rückge-
baut und wiederverwertet werden,
Atommüll hingegen strahlt ewig.
Die Erträge der Windräder fließen
als Löhne, Gewinne und Steuern
in die regionale Wertschöpfung
ein. 

Um den Menschen vor Ort die
faszinierende Technik der Wind-

energie und die Vorteile der er-
neuerbaren Stromerzeugung na-
he zu bringen, sollen die Türen
der bayerischen Windenergiean-
lagen mehr als bisher für interes-
sierte Besuchsgruppen, Bürge-
rinnen und Bürger, Schulklassen,
Vereine und Parteien geöffnet
werden. 

Den Startschuss in Uffenheim,
das auch zu den von der Staatsre-
gierung ausgewählten Bayeri-
schen Windstützpunkten gehört,
gaben der Vorsitzende des BWE-
Regionalverbands Mittelfranken,
Erwin Keller, und der BWE-Lan-
desvorsitzende Raimund Kamm
an einem Bürgerwindrad im mit-
telfränkischen Windpark Adel-
hofen-Gollachostheim. 

Anwesend waren zahlreiche
Gäste aus der Politik, interessierte
Bürgerinnen und Bürger sowie
Mitglieder des BWE-Bayern.
Nach dem Auftakt der Aktion sind
in allen Regierungsbezirken zahl-
reiche weitere Veranstaltungen
geplant. Die Vermittlung der
zukünftigen Führungen läuft über
die bayerische Landesgeschäfts-
stelle des Bundesverbands Wind-
Energie e.V. in Landsberg am
Lech. 

Geothermiebranche:

Kritik an Klimaschutzpolitik
der Bundesregierung

Der Bundesverband Geothermie (BVG) kritisiert die Zaghaf-
tigkeit der Bundesregierung bei Klimaschutz und Energiewen-
de und fordert eine ambitionierte Förderung der Erdwärme-
nutzung und anderer Erneuerbarer Energien. Der Ausstieg
aus fossilen Heiztechnologien muss schnell eingeläutet werden,
sonst könnte das Klimaschutzziel 2050 jetzt bereits beerdigt
werden. Der jüngst veröffentlichte Energieforschungsbericht
„Innovation durch Forschung 2016“ zeigt, dass besonders
kommunale Wärmeprojekte, die auf Geothermie setzen, be-
stens geeignet sind, um den Erfolg der Wärmewende zu ge-
währleisten. 

Die Bundesregierung hat sich
das Ziel gesetzt, bis 2050 80 bis
95 % der CO2-Emissionen ein-
zusparen. Mit der neuen För-
derstrategie des Bundeswirt-
schaftsministeriums hat sie ein
Konzept vorgelegt, wie die För-
derung weiterentwickelt werden
soll. 

Zaghafter Schritt

Dr. Erwin Knapek, Präsident
des Bundesverbandes Geother-
mie e.V., kritisiert sie als zu zag-
haften Schritt. „Die Absicht
stimmt, aber das Tempo nicht.
Nur durch den zügigen Aus-
tausch von fossilen Heizungen
durch erneuerbare Heizsysteme
erreichen wir die angepeilten
Ziele. Jetzt und nicht morgen
werden die Weichen für die Er-
neuerbare Wärmewende ge-
stellt. Umso bedauerlich ist es,
dass klimaschädliche, fossile
Heizsysteme weiterhin finanzi-
ell unterstützt werden und Hy-
bridanlagen auch noch nach
2020 gefördert werden kön-
nen.“ Knapek geht noch einen
Schritt weiter und fordert: „Die
Zeit ist knapp. Daher sollte die
Bundesregierung sich auch mit
einem Verbot des Einbaus von
Öl- und Gasheizungen bei Neu-
bauten und Sanierungen be-
schäftigen – so wie es andere
Länder bereits praktizieren. Je-
de fossile Heizung, die heute
eingebaut wird, fehlt den Kli-
maschutzzielen von morgen.“

Die BMWi-Förderstrategie

will zudem die Förderung der
Energieeffizienz und der Erneu-
erbarer Wärmen zukünftig zu-
sammenführen. Diesem Anlie-
gen widerspricht der Bundes-
verband Geothermie nicht, sehr
wohl aber der Richtung, die da-
bei eingeschlagen wird.

„Wenn man sich die Förder-
strategie anschaut, wird klar,
dass die Bundesregierung die
Energieeffizienz quasi als Kö-
nigsweg an die erste Stelle
stellt. Dies ist falsch. Für die 
Erreichung der ambitionierten
Klimaschutzziele benötigen wir
eine Kombination aller Techno-
logien, die zur Verfügung ste-
hen. Energieeinsparungen allein
können es nicht richten“, stellt
der promovierte Physiker Kna-
pek fest. 

Einfache Lösungen

Oberflächennahe und Tiefe
Geothermie bieten einfache Lö-
sungen für den Umstieg auf
saubere Wärmeenergie. Der
durch die Förderstrategie skiz-
zierte Ausbau der Wärmeinfra-
struktur sowie die Verbesserung
der Förder- und Forschungs-
landschaft bilden diesen Um-
bruch am Markt ab. Knapek
lobt: „Positiv ist, dass Geother-
mie explizit Eingang in die neue
Förderstrategie gefunden hat.
Mit dem Förderschwerpunkt
Wärmeinfrastruktur macht das
BMWi klar: Ohne Geothermie
ist die Erneuerbare Wärmewen-
de nicht zu schaffen.“ 

ZAE Bayern feierte 
25-jähriges Bestehen

Das Bayerische Zentrum für Angewandte Energieforschung
(ZAE Bayern) hat sein 25-jähriges Bestehen mit einem Staats-
empfang im Kaisersaal der Residenz Würzburg gefeiert. Laut
Bayerns Wirtschafts- und Energieministerin Ilse Aigner wur-
de das ZAE 1991 von Visionären gegründet, als Energiefor-
schung noch nicht en vogue war. 

Aigner weiter: „Heute blicken
wir auf ein Vierteljahrhundert ge-
meinsame bayerische Erfolgsge-
schichte zurück: Der Anteil Erneu-
erbarer Energien an der Stromer-
zeugung im Freistaat hat sich seit-
dem verdreifacht. Die exzellente
anwendungsbezogene Forschung
am ZAE Bayern hat entscheidend
hierzu beigetragen. Das ZAE als
Wegbereiter und Beschleuniger
technologischer und wirtschaftli-
cher Veränderungen im Energie-
bereich wollen wir künftig weiter
ausbauen. Daher fördern wir das
Zentrum jährlich mit vier Millio-
nen Euro. Bestens investiertes
Geld in die Erforschung der Ener-
gie von morgen.“

Das ZAE beschäftigt rund 230
Mitarbeiter an den drei Standor-
ten Würzburg, Erlangen und Gar-
ching. Forschungsthemen sind
‚Energieeffizienz‘, ‚erneuerbare

Energien‘ und ‚Energiespeiche-
rung‘, wobei insbesondere auf de-
ren Vernetzung Wert gelegt wird.

Das ZAE arbeitet an der
Schnittstelle zwischen Grundla-
gen- und angewandter Forschung
und kooperiert dabei mit zahl-
reichen Industriepartnern, vom
bayerischen KMU bis hin zum eu-
ropäischen Großkonzern. Die letz-
ten 25 Jahre waren von zahllosen
Highlights geprägt, etwa der ‚So-
larfabrik der Zukunft‘ in Nürn-
berg, wo neuartige, umweltscho-
nende Verfahren zur Herstellung
von Solarzellen entwickelt wer-
den, hauchdünn wie Papier und
dadurch flexibel einsetzbar oder
dem hochinnovativen ‚Energy Ef-
ficiency Center‘ in Würzburg, das
als bundesweit einzigartiges For-
schungs- und Demonstrationsge-
bäude Maßstäbe für zukunftsori-
entiertes Bauen setzt. Die BEW sorgt für eine Dammsanierung der besonderen Art. 
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Der stärkste
Energiemix

Erdgas // Bio-Erdgas
Strom // Bio-Strom
Geld sparen, Klima schonen – 
unser Mix macht’s möglich

www.erdgas-schwaben.de

Jetzt ist auch in Langweid Strom tanken möglich, und zwar di-
rekt vor dem Rathaus. erdgas schwaben beliefert die Ladesäu-
le mit Strom aus 100 % Wasserkraft. Jürgen Gilg, erster Bür-
germeister von Langweid (3.v.l.), hat gemeinsam mit Margit
Spöttle, Klimaschutzbeauftragte des Landkreises Augsburg,
und Helmut Kaumeier, Leiter Kommunalkunden erdgas
schwaben (ganz links), die neue Ladesäule für Elektroautos
von erdgas schwaben in Langweid in Betrieb genommen. Mit
dabei: Josef Stuhler, Leiter des Bauamtes in Langweid und Ru-
dolf Jehmiller, Gemeinderat in Langweid (von rechts). 

Peter Wendel, Erster Bürgermeister in Aystetten (2.v.l.) und Uwe
Sommer, Prokurist schwaben netz (2.v.r.) unterzeichneten den
Konzessionsvertrag, der bis 2038 läuft. Mit dabei waren Helmut
Kaumeier, Leiter Kommunalkunden- und Marktpartnerbetreu-
ung erdgas schwaben (ganz links) und Peter Bahner, zweiter
Bürgermeister in Aystetten. Bild: erdgas schwaben

Aystetten und schwaben netz:

Wegenutzungsvertrag 
verlängert

Vor kurzem unterzeichneten
Peter Wendel, Bürgermeister in
Aystetten, und Uwe Sommer,
Prokurist schwaben netz, den
neuen Konzessionsvertag offizi-
ell im Rathaus Aystetten. Damit
ist der Energiedienstleister erdgas
schwaben mit seiner 100prozenti-
gen Tochter schwaben netz auch
in Zukunft für die Planung und
den Bau des Erdgas-Netzes Ay-
stetten verantwortlich.

„Unsere Bürgerinnen und Bür-
ger können mit dem Wegenut-
zungsvertrag, den wir jetzt ver-
längert haben, langfristig planen“,
sagte Bürgermeister Wendel bei

der Vertragsunterzeichnung. „Ich
freue mich, dass wir gemeinsam
mit schwaben netz die effiziente
und umweltschonende Energie-
versorgung mit Erdgas für Aystet-
ten auch in Zukunft sicherstellen
können.“

Uwe Sommer, Prokurist schwa-
ben netz, betonte: „Erdgas schont
die Umwelt und leistet damit ei-
nen unverzichtbaren Beitrag zur
Klimawende. Wir gewährleisten
Versorgungssicherheit mit dem
klimaschonenden Energieträger
Erdgas und freuen uns deshalb
über die Entscheidung.“

Der Vertrag läuft bis 2038. 

Langweid setzt auf 
Fahren mit Strom

erdgas schwaben eröffnet 
erste Elektroladesäule im Ort

Jürgen Gilg, erster Bürgermeister von Langweid, hat gemein-
sam mit Margit Spöttle, Klimaschutzbeauftragte des Land-
kreises Augsburg, und Helmut Kaumeier, Leiter Kommunal-
kunden erdgas schwaben, die neue Ladesäule für Elektroautos
von erdgas schwaben in Langweid in Betrieb genommen. Sie
steht direkt vor dem Langweider Rathaus.

„Wir machen mit dieser ersten
Stromtankstelle in Langweid ei-
nen großen Schritt in Richtung
Zukunft“, sagte Bürgermeister
Gilg. „ Denn Elektroautos fah-
ren leise und emissionsfrei – das
bringt noch mehr Lebensqualität
für alle, die in unserer Gemeinde
leben, arbeiten und wohnen. Ich
freue mich deshalb sehr, dass
Langweid hier mit erdgas
schwaben eng zusammenarbeitet
– für mehr Klimaschutz und
mehr Attraktivität für unsere Ge-
meinde.“

erdgas schwaben-Strom
aus 100 Prozent
Wasserkraft

Die Ladesäule von erdgas
schwaben vor dem Langweider
Rathaus liefert Strom aus 100
Prozent Wasserkraft. Die beiden
Ladepunkte vom Typ 2, der sich
als Standard in Europa durchge-
setzt hat, haben eine Leistung
von jeweils 22 Kilowatt (kW).
Das bedeutet einmal aufladen,
während wir zum Beispiel ei-
nen Bauantrag abgeben, Ein-
kaufen gehen oder Freunde be-
suchen. Das Parken ist während

des Ladevorgangs kostenlos.
Dem Fahren mit Strom gehört

die Zukunft“, sagte die Klima-
schutzbeauftragte des Landkrei-
ses Augsburg, Margit Spöttle,
„aber nur, wenn der Strom aus
erneuerbaren Quellen kommt.
Denn dann können wir Umwelt
und Klima schonen und die En-
ergiewende bewältigen. Dass
erdgas schwaben die Ladesäule
mit Strom aus 100 Prozent Was-
serkraft beliefert, begrüße ich
deshalb sehr.“

Heuer bis zu 
30 Ladesäulen geplant

„Mit der neuen Stromtank-
stelle hier in Langweid neh-
men wir die erste Elektrola-
desäule im Landkreis Augs-
burg in Betrieb“, stellte Hel-
mut Kaumeier, erdgas schwa-
ben, fest. „Unser Engagement
sehen wir vor allem als wich-
tigen Baustein für die Region.
Indem wir das Ladenetz immer
dichter machen, unterstützen
wir auch das Ziel der Bundesre-
gierung, eine Million Elektro-
fahrzeuge auf die Straße zu be-
kommen.“ 

Thüga beteiligt sich
an smartlab

Erweitertes Lösungsportfolio im Bereich Elektromobilität 
Die Thüga Aktiengesellschaft hat sich mit 15,1 Prozent an
smartlab beteiligt. Die smartlab entwickelt innovative Dienst-
leistungen, Produkte und Konzepte für Elektromobilität und
steht hinter dem Stadtwerke-Verbund ladenetz.de und der Ro-
aming-Plattform e-clearing.net. Weitere Gesellschafter sind die
STAWAG Stadtwerke Aachen AG, die Duisburger Versor-
gungs- und Verkehrsgesellschaft mbH, die Stadtwerke Osn-
abrück AG sowie die erdgas schwaben gmbh. Über den Kauf-
preis haben die Vertragspartner Stillschweigen vereinbart.

Ziel der Thüga Aktiengesell-
schaft ist es, die Zukunfts- und
Wettbewerbsfähigkeit ihrer Stadt-
werke zu sichern. „Für die Unter-
nehmen der Thüga-Gruppe ist
Elektromobilität ein strategisches
Handlungsfeld mit langfristiger
Ausrichtung.

Das Dienstleistungsangebot
von smartlab mit den wesentli-
chen Produkten ladenetz und
e-clearing sowie deren Know-
how aus Forschungsprojekten im
Bereich E-Mobilität hat uns über-
zeugt. Mit unserer Beteiligung an
smartlab erweitern wir für die
Unternehmen der Thüga-Gruppe
unser Lösungsportfolio im Be-
reich E-Mobilität rund um die
Vernetzung von Ladesäulen“,
sagt Dr. Gerhard Holtmeier, Mit-
glied des Vorstandes der Thüga
Aktiengesellschaft. 

Die Beteiligung der Thüga ist
für den Wachstumspfad der
smartlab ein wichtiger Schritt.
„Die Thüga ist mit ihren rund 100
Stadtwerken das größte Netzwerk
kommunaler Energie- und Was-
serdienstleister in Deutschland
und bringt uns damit deutsch-
landweit enormen Zuwachs“, er-
klärt Dr. Mark Steffen Walcher,
Geschäftsführer der smartlab.

Thüga bietet 
Partnerunternehmen 
breites Leistungsportfolio

Die Thüga unterstützt ihre Part-
nerunternehmen bereits mit ver-
schiedenen Leistungen operativ
und konzeptionell bei der Etablie-
rung der Elektromobilität auf
kommunaler Ebene. Der Ausbau
der Ladeinfrastruktur steht im Fo-
kus: So bestehen neben der Ko-
operation mit smartlab für den
Backendbetrieb von Ladesäu-
len auch Rahmenverträge für
Wallboxen und AC-Ladesäulen.
Außerdem unterstützt Thüga in
der Netzplanung, der Durch-
führung von Standortanalysen und
berät bei der Strategieentwicklung.
Pilotprojekte mit Partnerunterneh-
men, allen voran zum Carsharing,
testen Ansätze zur kommunalen
Mobilität der Zukunft. Seit 2010

schließen sich auf kommunaler
Ebene Energieversorger im Ver-
bund ladenetz.de zusammen,
ganz nach dem Motto „Von Stadt-
werken für Stadtwerke“. Sie bau-
en deutschlandweit Ladesäulen
auf und vernetzen diese. Innova-
tive Produkte der smartlab er-
möglichen ein ganzheitliches
Elektromobilitätsangebot für 
die Stadtwerke-Kunden. Dazu
gehören verschiedene Autorisie-
rungsmedien sowie erprobte
Konzepte für Service und Ab-
rechnung. 

Grenzenlose E-Mobilität

Ihren Kunden bieten die Stadt-
werke durch ladenetz.de grenzen-
lose E-Mobilität: Das bedeutet ei-
ne einfache Nutzung sämtlicher
Ladestationen von ladenetz.de
mit aktuell rund 1000 angeschlos-
senen Ladepunkten von über 100
Stadtwerke-Partnern. Hinzu kom-
men über 10.000 weitere Lade-
punkte, die durch Roaming-Ab-
kommen auf nationaler sowie
internationaler Ebene den Kun-
den der Stadtwerke-Partner zur
Verfügung stehen. 

Urteil zur Kernbrennstoffsteuer: 

Der Bund kann sich nicht unbeschwert
über die Verfassung hinwegsetzen

Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass dem Bund
die Gesetzgebungskompetenz für den Erlass des Kernbrenn-
stoffsteuergesetzes gefehlt hat. Dies hat aus Sicht des Deut-
schen Landkreistags Bedeutung über die Steuergesetzgebung
hinaus, da das Gericht in seinem Urteil generell bestätigt, dass
die Verantwortungszuordnung im Grundgesetz vom Bund zu
respektieren ist.

Hauptgeschäftsführer Prof. Dr.
Hans-Günter Henneke kommen-
tiert das Urteil wie folgt: „Damit
hat das Bundesverfassungsge-
richt den Bund nach dem Urteil
zur fehlenden Gesetzgebungs-
kompetenz beim Betreuungsgeld
bereits zum zweiten Mal inner-
halb von zwei Jahren in seine
grundgesetzlichen Schranken
gewiesen. Dies ist leider mehr
als nötig, denn wir haben gerade
in der letzten Woche im Zuge der
Verabschiedung des Gesetzespa-
kets zu den Bund-Länder-Finan-
zen erleben müssen, dass die
grundgesetzlich klar getroffene
Abgrenzung von Bundes- und
Länderzuständigkeiten am Ende
als nachrangig und disponibel

betrachtet worden ist. Dasselbe
droht jetzt beim Digitalpakt zur
Digitalisierung der Schulen, wo
der Bund sogar bei Lerninhalten
und Lehrerbildung mitbestim-
men und damit in den absoluten
Kernbereich der Verantwortlich-
keiten der Länder eindringen
will.“

Sichtweise des 
Deutschen Landkreistags

Vor diesem Hintergrund habe
das heutige Urteil auch eine
grundlegende Aussage, die lau-
te: „Der Bund kann sich nicht
unbeschwert über die Kompe-
tenzordnung des Grundgesetzes
hinwegsetzen und ungebunden

im Verantwortungsbereich der
Länder Regelungen treffen“, so
Henneke. Dies müsse insbe-
sondere bei den bis zum Jah-
resende andauernden Verhand-
lungen von Bund und Ländern
zum Digitalpakt berücksichtigt
werden.

Fehlendes
Steuerfindungsrecht

Das Bundesverfassungsgericht
hat festgestellt, dass insbesondere
der Bund außerhalb der durch 
das Grundgesetz vorgegebenen
Kompetenzordnung kein Steuer-
erfindungsrecht hat. Da sich die
Kernbrennstoffsteuer nicht dem
Typus der Verbrauchsteuer im
Sinne des Art. 106 GG zuordnen
lasse, fehle dem Bundesgesetzge-
ber die Gesetzgebungskompetenz
für den Erlass des Kernbrenn-
stoffsteuergesetzes (KernbrStG),
das das Gericht rückwirkend für
nichtig erklärte. 
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Intelligente Vernetzung von
Strom und Wärme 

Bayerische Gemeinde Bodenmais mit innovativer Wärmeversorgung
für private Anwohner wie Gewerbetreibende 

Bislang war die beschauliche niederbayerische Gemeinde 
Bodenmais hauptsächlich bekannt als attraktive Touristenregion –
mit gut 900.000 Übernachtungsgästen im Jahr zählt Boden-
mais  sogar zu den beliebtesten Touristenregionen im Bayerischen
Wald. Ein weiterer Imageträger ist die ortsansässige Firma Joska,
eine der traditionsreichsten Glashütten in Deutschland und zu-
gleich Weltmarktführer für Kristall- und Glaspokale. Doch seit
dem Frühjahr 2015 verfügt Bodenmais nun noch über ein weite-
res Aushängeschild, denn als eine der ersten Gemeinden in
Deutschland verfügt die 3000-Seelen-Ortschaft über ein so ge-
nanntes kaltes Nahwärmenetz. 

Das in einer Mischstruktur
angelegte Gewerbegebiet hat
sich sowohl mit seinen Privat-
haushalten als auch mit den an-
sässigen Gewerbetreibenden
dazu entschlossen, seine Wär-
meversorgung über diese neue,
äußerst innovative regenerative
Technologie laufen zu lassen.
Dabei hat alle Anschlussteilneh-
mer die enorme Leistungsfähig-
keit eines „kalten“ Nahwärm-
netzes überzeugt, wodurch sich
eine klare ökologische Zielset-
zung für die zukünftige Wärme-
versorgung der Gewerbegebiets
Bodenmais definieren lässt: ei-
ne Reduzierung des Energieauf-
wands um rund 70% - bei
gleichzeitiger CO2-Einsparung
von ebenfalls fast 70 %.

Echtes Versorgungsnetz

Das Gewerbegebiet in Bo-
denmais besteht aus einer bun-
ten Mischstruktur, was sich ent-
sprechend in der Charakteristik
der Anschlussteilnehmer an das
Nahwärmnetz wiederspiegelt:
So findet sich unter den An-
schlussteilnehmern die Dorf-
bäckerei, eine Tankstelle, die
beliebte Pizzeria im Ortskern
genauso wie 12 private Ein- und
Mehrfamilienhäuser. Das 4-
Sterne Wellness Hotel „Berg-
knappenhof“ ist als nächster
Anschlussteilnehmer in Pla-
nung.  Insgesamt erstreckt sich
die autarke Energieversorgung
der Anschlussteilnehmer über
eine Fläche von 50.000 qm.

Umfangreiche
Dimensionierung

Die recht umfangreiche Di-
mensionierung des Nahwärme-
netzes in Bodenmais war ur-
sprünglich eigentlich gar nicht
so geplant, wie Christian Zelzer,
Initiator dieser besonders Res-
sourcen schonenden Form der
Wärmeversorgung sowie Inha-
ber der ortsansässigen Sanitär-
und Heizungsfirma, verrät.
„Am Anfang wollte ich eigent-
lich nur für mein Wohnhaus und
meine gewerblichen Flächen
die Energieversorgung über ein

Nahwärmenetz realisieren.
Aber dann hat sich mein Vorha-
ben – typisch für eine kleine
Gemeinde wie Bodenmais –
schnell herumgesprochen. Mich
haben mit der Zeit immer mehr
Nachbarn auf das Konzept an-
gesprochen. Und anscheinend
hat sie das umweltfreundliche
und energieeffiziente Konzept
überzeugt, sodass wir heute in
Bodenmais tatsächlich von ei-
nem echten Versorgungsnetz
sprechen können. 

Attraktive Fördergelder

Zudem gab es in Bodenmais
den „glücklichen“ Umstand,
dass die meisten Anschlussteil-
nehmer eine veraltete Öl- oder
Gasheizung besaßen und somit
sowieso ein Anlagenaustausch
auf dem Programm stand. Den
letzten „Motivationsschub“ für
die Realisierung des kalten
Nahwärmenetzes gaben dann
die sehr attraktiven Fördergel-
der. So konnten in Bodenmais
gut 35% der Gesamtinvestitio-
nen von 850.000 Euro einge-
spart werden, konkret knapp
300.000 Euro.

Kompetentes Unternehmen

Bei der Suche nach einem
kompetenten Planungsunter-
nehmen für die professionelle
Realisierung des Nahwärmenet-
zes in Bodenmais musste Chri-
stian Zelzer gar nicht groß in die
Ferne schweifen. Es bestand
schon, aufgrund früherer erfolg-
reicher Zusammenarbeiten, ein
guter Kontakt zwischen dem
Handwerksbetrieb Zelzer und
dem Unternehmen ratiotherm
aus dem oberbayerischen Dolln-
stein. ratiotherm gilt in Deutsch-
land als einer der führenden
Wärmespeicherspezialisten. 

Vor einigen Jahren begann ra-
tiotherm über sein Geschäfts-
feld ratioplan seinen Kunden
nun auch umfassende Wärme-
konzepte anzubieten. Durch den
Erfolg des Geschäftsfelds ratio-
plan wurde zum Jahreswechsel
die ratioplan GmbH ausgegrün-
det. Im Fokus stehen bei ratio-

plan Lösungen für nachhaltige
Nahwärmenetze, vorrangig für
größere Anschlusseinheiten wie
Gemeinden, Kommunen oder Ge-
werbegebiete. So erarbeitete ratio-
plan auch für besagtes Mischge-
biet in Bodenmais ein umfassen-
des Wärmeversorgungskonzept –
angefangen von der Bestandsana-
lyse über die konkrete Konfigura-
tion der technischen Komponen-
ten bis hin zur gesamten Rege-
lungstechnik. 

Kaltes Nahwärmenetz

Das Konzept für ein kaltes
Nahwärmenetz ruht im Wesent-
lichen auf zwei Säulen: der Nut-
zung erneuerbarer Energien 
und flexiblen Temperaturen, die
sich dem tatsächlichen Ver-
brauch anpassen. In einem
konventionellen Netz stellt die
Heizzentrale permanent 70 bis
80°C warmes Wasser bereit.
Während der Sommermonate
gibt es aber zumeist nicht die-
sen Bedarf für solch hohe Tem-
peraturen, so dass große Netz-
verluste entstehen. 

Um diese Verluste zu minimie-
ren, wird das System im Sommer
als so genanntes „kaltes Netz“ be-
trieben. Dafür wird die Netztem-
peratur von Mai bis Ende Septem-
ber – in Bodenmais sogar von
April bis Oktober - auf 20 bis 40
°C abgesenkt. Mit einem solchen
„kalten“ Betriebsmodus lässt sich
der Wärmebedarf der Anschluss-
teilnehmer in der warmen Jahres-
zeit vollständig durch erneuerbare
Energien abdecken, in Bodenmais
durch Solarthermie-Kollektoren
an der Außenfassade der Heizzen-
trale.

Positive Vor-Ort-
Bedingungen

Von zentraler Bedeutung für
die Umsetzung eines kalten
Nahwärmenetzes in Bodenmais
war natürlich die positive Be-
wertung der Vor-Ort-Bedingun-
gen durch ratioplan. Sprich eine
ausreichende Ressource erneu-
erbarer Energiequellen, in die-
sem Fall Solar und Holzhei-
zung. Dabei war durch das an-
grenzende Waldgebiet die Be-
reitstellung von Hackschnitzeln
kein Problem, mit denen die
400kW Hackgut-Anlage in der
Heizzentrale, dem Zentrum des
Nahwärmesystems, betrieben
werden kann. Als Heizzentrale
fungiert im Übrigen ein Anbau
an das Firmengebäude der Fir-
ma Zelzer. An die Außenfassade
der Heizzentrale wurden dabei

über eine Fläche von 110m² be-
sagte Solarthermie-Kollektoren
eingebaut. 

Mit fast fünf Stunden Son-
nenscheindauer pro Tag liegt
die Region Bodenmais gut 10 %
über dem Jahresdurchschnitt im
Bundesgebiet, so dass eine effi-
ziente Auslastung der Solar-
Kollektoren gewährleistet ist.
Die technische Ausstattung der
Heizzentrale wird komplettiert
durch einen leistungsstarken
Pufferspeicher mit einem
25.000 Liter Fassungsvermö-
gen.

Hinzu kommen in der Peri-
pherie für jeden der bisher 
19 angeschlossenen Haushalte
bzw. Gewerbetreibenden noch
jeweils eine „kleine“ Wärme-
pumpe als Übergabestation so-
wie ein Speicher mit mindestens
500 Liter Fassungsvolumen. Die
Wärmepumpen sind dabei je-
weils auf ca. 50 % der jeweili-
gen Gebäudeheizlast ausgelegt.
Alle Komponenten sind über ei-
ne Datenleitung miteinander
verbunden und können sich so-
mit – dank einer hochkomple-
xen Regelungsleittechnik - über
die jeweilige Wärmebereitstel-
lung und den Bedarf der Ver-
braucher informieren.

Zwei Phasen

Die Leitungsverlegung ge-
schah in Bodenmais in zwei
Phasen: Die erste Trasse wurde
im Februar 2014 verlegt, die
zweite Trasse im Oktober des
gleichen Jahres. Und bereits
drei Monate später waren alle
Teilnehmer an das Wärmenetz
angeschlossen. Wobei das kalte
Nahwärmenetz in Bodenmais als
offenes System konzipiert ist,
was bedeutet, dass jederzeit neue
Anschlussteilnehmer in das Sy-
stem integriert werden können.
Insgesamt beläuft sich die Tras-
senlänge zur Einbindung aller
Netzteilnehmer auf nur 950 Me-
ter. Diese relativ geringe Tras-
senlänge bedeutet sehr kurze
Rohrleitungswege und damit ei-
ne Minimierung möglicher Wär-
meverluste auf dem „Transport-
weg“. Dadurch kann die Anlage
in Bodenmais äußerst energieef-
fizient arbeiten.

Zu einem ersten Fazit nach
nun gut 1,5 Jahren Betriebszeit
des kalten Nahwärmenetzes
meint Christian Zelzer: „Ich
glaube, ich kann hier guten Ge-
wissens für alle Anschlussteil-
nehmer sprechen, wenn ich sage,
dass die Anlage vom ersten Tag
an ohne nennenswerte Störun-
gen oder Zwischenfälle gelaufen
ist. Und auch über mehr Geld in
der Haushaltskasse kann sich je-
der Teilnehmer freuen, denn der
Energieeinspareffekt liegt für je-
des Gebäude – unabhängig ob
privat oder gewerblich – bei
mindestens 20%.“

Nachteile ausgeglichen

Mit diesem Konzept eines
„kalten“ bzw. Niedrigenergie-
Nahwärmenetzes wurden in Bo-
denmais gezielt zwei zentrale
Nachteile klassischer Nahwär-
meversorgung ausgeglichen:
Zum einen die Vermeidung re-
lativ hoher Leitungsverluste
aufgrund starker Temperaturdif-
ferenzen. Zum anderen der
Wegfall der Anschaffungsko-
sten für eine eigene Heizanlage
für die eingebundenen An-
schlussteilnehmer. Und letzt-
endlich sind alle Beteiligten
nicht mehr dem unkalkulierba-
ren Risiko steigender Energie-
preise ausgesetzt, da Hack-
schnitzel und Sonnenstunden
ausreichend vorhanden.

Das Beispiel Bodenmais zeigt
eindrucksvoll, wie eine kleine
Gemeinschaft aus überzeugten
und engagierten Bürgern und
Unternehmen einen großen
Schritt in Richtung nachhaltige
und autarke Energieversorgung
gegangen ist, die sicherlich Bei-
spielcharakter in der Region ha-
ben wird. 

Die gewerblichen Nutzer des kalten Nahwärmenetzes in
Bodenmais bestehen aus einer recht bunten Mischung. Von der
Dorfbäckerei bis zur Großtankstelle am Ortseingang reicht die
Charakteristik der Anschlussteilnehmer. Bild: ratioplan

Probebetrieb Fischpass
Perach gestartet

Nach dem Bau, der aus Rücksicht auf Flora und Fauna vorrangig
außerhalb von Brut- und Wachstumszeiten erfolgte, konnte nun
der Probebetrieb am Fischpass Perach aufgenommen werden.
Die Erfahrungen aus dem Probebetrieb werden zeigen, ob punk-
tuelle Nachbesserungen erforderlich sind oder der Fischpass so-
fort in den Regelbetrieb übernommen werden kann. Der Fisch-
pass Perach ist rund 3,3 km lang und ist eine Besonderheit: es
wurde versucht, im Verlauf alle Lebensraumkomponenten zu ge-
stalten oder zu fördern, die so am Inn nicht mehr vorkommen.

Für Georg Loy, bei den bayeri-
schen VERBUND Innkraftwer-
ken verantwortlich für die Öko-
maßnahmen, war es ein besonde-
rer Augenblick: „Wir haben viele
Monate geplant und umgesetzt.
Wenn nun das erste Mal Wasser
durch den Fischpass fließt, so ist
das auch ein emotionaler Mo-
ment. Vor allem aber ist es der
Moment, wo der Mensch einen
Schritt zurück macht und der Na-
tur Raum zur Entfaltung gibt.“

Ohne Hürden

Während des Probebetriebes
fließen rund 1.000 Liter Wasser je
Sekunde durch den Fischpass.
Damit ist das Kraftwerk für Was-
serlebewesen nicht länger eine
unüberwindbare Hürde. Dank des
Lebensraumansatzes ist es jedoch
mehr als ein Umgehungsgewäs-
ser oder eine Umleitung für Was-
serlebewesen.

Es wurden viele flach über-
strömte Kiesbänke, Flachwasser-
zonen und Stillwasserbereich ge-
staltet. Natürliche Erosion an den
Ufern und der Sohle werden zuge-
lassen. Damit werden vorrangig
den Kies liebenden Fischarten ne-
ben Lebensraum auch Laichplätze
angeboten. Der Ausblick dabei ist
positiv: Wie auch bereits im Fisch-
pass Gars mehrjährig beobachtet
wurde, laichen Huchen, Nasen
und Äschen etc. in dem Gerinne
und Jungfische finden Flachwas-

serzonen und Auengewässer, be-
vor diese in den Hauptstrom
zurückwandern können. Die offe-
nen Kies- und Sandflächen, die
gestalteten Tümpel und Gewässer
werden nicht bepflanzt. 

Es ist davon auszugehen, dass
die in den historischen Innsedi-
menten enthaltene Samenbank
auch in Perach beeindruckende
Ergebnisse liefert und mit seltenen
Arten beeindrucken wird. Der ter-
restrische Lebensraum in der Aue
wird vermutlich ähnlich spannend
wie der in den Gewässern. Für
den Forstausgleich werden ent-
sprechende Flächen bepflanzt.

Den Naturkräften
freien Raum lassen

Georg Loy abschließend: „Wir
lassen nun den Kräften des Was-
sers und der Natur in den ersten
Wochen freien Raum und Zeit
und freuen uns auf jede sichtbare
Veränderung mit einem positi-
vem Beitrag zum Erhalt von Na-
turraum und Biodiversität. Da es
sich auch um einen Raum han-
delt, der noch durch den Fluss
und seine Hochwässer beeinflusst
wird, werden die Veränderung die
Gerinne dominieren und wir so-
wohl bzgl. geeignete Dotations-
wassermenge, Gewässerstruktu-
ren und Unterhalt Erfahrungen
sammeln, die in ein Dotations-
und Unterhaltskonzept eingear-
beitet werden.“ 

Stärkung der Elektromobilität
in der Region 

Umfrage in den Landkreisen 
Berchtesgadener Land und Traunstein gestartet

Mit einer gemeinsamen Strategie zur Weiterentwicklung der
Elektromobilität in der Region wollen die beiden Landkreise
Berchtesgadener Land und Traunstein die Elektromobilität
zielorientiert stärken. 

Wie sieht eine leistungsstarke und bedarfsgerechte Ladeinfra-
struktur in den beiden Landkreisen aus und wie kann Elektromo-
bilität den öffentlichen Nahverkehr ergänzen und damit stärken?
Diese Fragen soll das Elektromobilitätskonzept beantworten, um
die Attraktivität der Region für die Bürgerinnen und Bürger, die
Wirtschaft und den Tourismus weiter zu steigern. 

Für die Entwicklung einer Strategie zur Stärkung der Elektro-
mobilität in der Region sind die Erfahrungen der Bürgerinnen und
Bürger vor Ort zum Thema Mobilität entscheidend. Daher wurde
im Rahmen des Projektes eine Online-Umfrage gestartet, die u.a.
die Anforderungen der Anwohner im Landkreis an die Elektro-
mobilität in der Region sowie an eine bedarfsgerechte Ladeinfra-
struktur erfragt. Um an der Umfrage teilnehmen zu können, ist es
jedoch nicht erforderlich, bereits eigene Erfahrungen mit dem
Thema E-Mobilität gemacht zu haben. Vielmehr ist das gesamte
Mobilitätsverhalten der Bürgerinnen und Bürger vor Ort aus-
schlaggebend für die Entwicklung umweltfreundlicher Mobi-
litätslösungen. 
Die Online-Umfrage ist direkt unter folgendem Link zu errei-
chen: https://www.umfrageonline.com/s/bbd7332 
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Ein Statusbericht zur
eMobilität in Deutschand

E-WALD Fachforum Elektromobilität in Teisnach bietet 
praktische Einblicke in Trends und Entwicklungen

„eMobilität bewegt“ war der eindeutige Tenor der sieben Fachre-
ferenten des ersten Fachforums für Elektromobilität der E-
WALD GmbH am 27.04.2017. Mehr als 75 Zuhörer aus Gewer-
be, kommunalen Einrichtungen und Bildungsstätten informier-
ten sich über die Entwicklung der Elektromobilität in Deutsch-
land und konnten aus erster Hand die neuesten Modelle von Elek-
troautos in Augenschein nehmen und eine begleitende Fachaus-
stellung besuchen. Eingangs begrüßte der Geschäftsführer der E-
WALD GmbH, Otto Loserth, die anwesenden Workshopteilneh-
mer und wünschte eine diskussionsfreudige Fachvortragsreihe.

Der Key-Note Sprecher Kurt
Sigl, Präsident des Bundesver-
bandes eMobilität (BEM), eröff-
nete  die Veranstaltung mit deutli-
chen Worten. Unter dem Titel
„Emobilität in Deutschland: Zwi-
schen Traum und Wirklichkeit“
kritisierte der Experte für Elek-
tromobilität deutlich die politi-
schen Entscheidungsträger und
natio-nalen Koordinationsstellen.
Deutschland sei im Moment nicht
wie gefordert „Leitmarkt, son-
dern Leidmarkt“. Sigl forderte ein
eigenes Ressort auf Bundesebe-
ne, das die Themenfelder Umwelt
und Mobilität bündele, und ver-
wies auf die positive Entwicklung
des E-Bikes im Mobilitätssektor.
Unternehmen wie die E-WALD
GmbH, die den Sprung aus einem
Modellprojekt zu einem bundes-
weit agierenden Player im Elek-
tromobilitätssektor geschafft ha-
ben, lobte Sigl ausdrücklich. Ge-
rade der Ausbau von Ladeinfra-
struktur sei unabdingbar für den
Erfolg des Elektroautos.

Als Experte für Ladetechnik re-
ferierte Maximilian Vetter von der
Schweizer Firma EVTEC AG
über den „Unsinn oder Notwen-

digkeit“ von Superchargern. Er
betonte, dass sich Schnelllade-
stationen mit 150 kW als Stan-
dard für die neue Modellreihe
von Elektroautos mit einer
durchschnittlichen Akkulei-
stung von 60 kWh etablieren
werden, um die Ladedauer wei-
ter zu reduzieren.

Optimale Vermarktung

Karl-Heinz Kaiser von der Fir-
ma mikar GmbH aus Deggendorf
eröffnete Optionen, wie man
Elektromobilität vor Ort am bes-
ten vermarkten kann. Sein eCar-
sharing-Konzept zielt auf das
Anwerben eines Nutzerkreises
(z.B. Vereine), die für besondere
Aktivitäten ein Elektrofahr-
zeug benötigen. Durch diese
zielgerichtete Vermarktung kön-
nen Synergieeffekte entstehen
und bestehende eCarsharing-
Fahrzeuge optimal eingebunden
werden. „Solche Angebote sind
für Vereine bis zu 60 % günstiger
als vergleichbare Fahrzeugmie-
ten“ erläuterte Kaiser, der beson-
ders auf eine enge Kooperation
mit der E-WALD GmbH setzt.

Dr. Johann Schwenk, Leiter
der Projektstelle Elektromobi-
lität von Bayern Innovativ, gab
einen Einblick über die aktuelle
Situation zur Elektromobilität in
Bayern. Er sah eine positive Ent-
wicklung bei den Themen
Reichweite und Akzeptanz von
Elektroautos und verwies dar-
auf, dass es aktuell mehrere För-
derprogramme auf Bundesebene
gäbe, die die Anschaffung von
Ladeinfrastruktur und Fahrzeu-
gen begünstigen. Er stellte zu-
dem in Aussicht, dass auch auf
Landesebene bald ein eigenes
Förderprogramm gestartet wer-
de und motivierte alle Akteure,
aktiv zu werden.

Zukunftsweisende 
Technologie

Katrin Juds von der THD prä-
sentierte das dort entwickelte In-
duktionsschnellladesystem, mit
dem Ladeleistungen bis zu 30
kW erzielt werden können. Diese
Technologie sei zukunftsweisend

Die Referenten des Fachforums (von links): E-WALD Ge-
schäftsführer Otto Loserth, Katrin Juds (TH Deggendorf), Dr.
Johann Schwenk (Bayern Innovativ), Diana Sellner (TH Deg-
gendorf), Prof. Dr. Peter Sperber (Präsident der TH Deggen-
dorf), Kurt Sigl (Präsident des Bundesverbandes eMobilität),
Karl-Heinz Kaiser (mikar), Anton Achatz (COO, E-WALD
GmbH) und Maximilian Vetter (EVTEC).

für den Elektromobilitätsmarkt
und würde den Ladevorgang
optimieren, da mit Induk-
tionsladestationen das Problem
der verschiedenen Ladeste-
cker gelöst sei.

Als zweite Referentin der
THD stellte Diana Sellner das
Optimierte Reichweitenmodell
(ORM) vor, das in Echtzeit Fahr-
ten und topographische Daten,
sowie Umwelteinflüsse verarbei-
tet und dadurch eine vielfach ver-
besserte Reichweitenangabe prä-
sentiert. Zudem stellte sie das
EU-Projekt Electrific vor, in wel-
chem die Europäische Union er-
forscht, wie sich ein zunehmen-
der Einsatz von Elektrofahrzeu-
gen auf das Stromnetz auswirkt
und ob Ladevorgänge hierzu op-
timiert werden können.

Den Abschluss der Vortrags-
reihe bot Anton Achatz, COO
der E-WALD GmbH, zum The-
ma Abrechnung bei Ladevorgän-
gen. Er verwies darauf, dass es
eine Vielzahl an Abrechnungs-
modellen gibt, die nicht zwin-
gend zielführend für die Ent-
wicklung der Elektromobilität
wären. So konnte er berichten,
dass aufgrund der bis dato gän-
gigen Praxis mancher Energie-
versorger, Strom gratis zu ver-
schenken, Ladestationen auf-
grund der verursachten Kosten
abgeschaltet würden. Er appel-
lierte daran, einen fairen Preis

für Endkunden und Betreiber zu
finden.

Neben der Vortragsreihe
konnten man sich an den ver-
schiedenen Ständen der Fach-
ausstellung informieren. Hier
präsentierten sich neben der TH
Deggendorf und E-WALD auch
das Autohaus Kraus aus Erlan-
gen, die Firma Zollner und
EMA-eMobilität für Alle.
Außerdem wurden neben Elek-
trofahrzeugen von der E-WALD
GmbH auch verschiedene Elek-
troautos von den Autohäusern

BMW Hubauer, Hirschvogel,
Ringler und Breu aus Cham
ausgestellt. Hier konnte man
zum Beispiel einen BMW i8,
den Hyundai Ioniq, einen Kia
Soul eV, den Mercedes Benz B
250e und viele andere Fahrzeu-
ge begutachten. Als Besonder-
heiten konnte man auch den sel-
tenen VW XL-1 und den sportli-
chen BMW i8 bestaunen.

In einer abschließenden Dis-
kussionsrunde mit den Experten
konnten noch Fragen aus dem
Publikum beantwortet werden.

Straßen im neuen Licht 
Kommunen sparen Energie mit LED-Straßenbeleuchtung

unterstützt vom An-Institut der Hochschule Landshut
Straßenbeleuchtung ist oft ineffizient. Kommunen könnten hier
bis zu 80 Prozent Energie einsparen, wenn sie auf moderne LED-
Technologien umrüsten. „Ein lohnenswertes Ziel, denn die
Straßenbeleuchtung macht rund 30 bis 50 Prozent des gesamten
Stromverbrauchs der kommunalen Liegenschaften aus“, so Prof.
Dr. Petra Denk. Sie leitet das Institut für Systemische Energiebe-
ratung an der Hochschule Landshut (ISE), das Kommunen un-
terstützt, energiesparende Maßnahmen zu finden und umzuset-
zen. Die Teilnehmer des kommunalen Energieeffizienznetzwerks
trafen sich kürzlich zum zweiten Mal in Ampfing. 

Mit dabei war auch Staatsmi-
nister Dr. Marcel Huber: „Der
Schutz unserer Umwelt und un-
serer natürlichen Lebensgrund-
lagen ist ein Megathema unse-
rer Zeit und geht uns alle an.
Neue Technologien nutzen, Ef-
fizienz erhöhen und den Ver-
brauch minimieren – das ist der
richtige Ansatz und ich freue
mich, dass meine Heimatge-
meinde Ampfing hier eine Vor-
reiterrolle einnimmt. Der Auf-
bruch in ein neues Energiezeit-
alter fängt vor Ort an, in den
Kommunen, bei den Bürgerin-
nen und Bürgern, mit vielen
kleinen und nachhaltigen
Schritten und Initiativen. Daran
knüpft das Energieeffizienz-
netzwerk an und bietet eine
Plattform für Diskussion und
Austausch unter fachkundiger
Leitung des ISE. Ich begrüße
den Zusammenschluss ober-
und niederbayerischer Kommu-
nen sehr und wünsche dieser
Ideenschmiede weiterhin viel
Erfolg!“

160 MWh Ersparnis

Ampfing geht mit gutem Bei-
spiel voran: Bis Mitte des Jahres
wird die Kommune die gesamte
Straßenbeleuchtung auf energie-
effiziente Leuchten umgerüstet
haben. Ausgenommen werden
nur wenige historische Leuchten
im Ortskern. Ampfing spart da-
durch pro Jahr etwa 160 Mega-
wattstunden – so viel Strom wie
rund 65 Haushalte mit je zwei

Personen verbrauchen – und 100
Tonnen CO2 ein. Damit ist
Ampfing eine der ersten bayeri-
schen Kommunen, die die Um-
rüstung der Straßenbeleuchtung
auf moderne und energieeffizi-
ente LED-Technologien konse-
quent umgesetzt hat.

Weitere Themen
auf der Agenda

Die Straßenbeleuchtung ist
nur ein Thema, das zur Energie-
effizienz beiträgt. Weitere Inhal-
te wie zum Beispiel kommuna-
les Energiemanagement, Gebäu-
desanierung und Heizungsaus-
tausch werden in den folgenden
Treffen diskutiert.

„Ziel des kommunalen Ener-
gieeffizienznetzwerks ist es,
dass die neun Kommunen mit
Unterstützung des Instituts für
Systemische Energieberatung
Energieeffizienzmaßnahmen
identifizieren und umsetzen.
Wir beraten sie dazu indivi-
duell. Gleichzeitig sollen die
Kommunen auch voneinander
lernen. Wichtig ist, dass die Pro-
jekte auch umgesetzt werden“,
betonte Prof. Denk. 

Das kommunale Energieeffizi-
enznetzwerk hat eine Laufzeit
von drei Jahren und wird vom
Bund gefördert. Mitglieder sind
die Gemeinden Ampfing, Asch-
heim, Buch am Erlbach, Höhen-
kirchen–Siegertsbrunn, Kum-
hausen, Mengkofen, der Markt
Arnstorf, der Markt Pilsting und
der Markt Reisbach. 
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AKTIVES
ENERGIEMANAGEMENT
IN DER KOMMUNE

LGA COCKPIT

LGA COCKPIT CHECK
Unsere Initialuntersuchung:
• Wie sind die Energieverbräuche?
• Welche Energiedaten werden wie 

erfasst?
• Wie organisiert die Kommune ihre 

Energie?
• Wie werden Maßnahmen identifi ziert, 

priorisiert und umgesetzt?
• Wie sieht die Energiepolitik bzw.

strategische Planung aus?
• Wie gestaltet die Kommune ihren

lokalen Energiemarkt?

LGA COCKPIT PORTAL
Unser Online Portal für ein
ganzheitliches Energiemanagement:
• Webbasiertes Energiecontrolling
• Aussagekräftige Auswertungen
• Jährlicher Energiebericht mit

Maßnahmenempfehlungen
• Fachliche Unterstützung bei allen

energierelevanten Fragen
• Integriertes schlankes Anlagen-,

Gebäude- und Vertragsmanagement

www.lga-cockpit.de

Aktives Energiemanagement in der Kommune mit dem LGA Cockpit:
Statusuntersuchung mit dem „Cockpit Check“ und kontinuierliches Energiemanagement
mit dem „Cockpit Portal“. Für alle energierelevanten Bereiche!

BayWa Energie Dienstleistungs GmbH:

Holz-Hackschnitzel nach
ENplus zertifiziert 

Viele Städte und Gemeinden haben in der Vergangenheit in
Hackschnitzel-Heizzentralen investiert, um ihrer Vorbildfunk-
tion auch hinsichtlich der Wärmewende gerecht zu werden. Sie
erwarten zu Recht, dass ihre Holz-Hackschnitzelheizungen ef-
fektiv, sauber und mit minimalen Emissionen betrieben wer-
den. Auch die Verlässlichkeit der Feuerungen ist ein Thema.
Wenn das Rathaus oder die Schule morgens kalt sind, weil die
Heizung über Nacht ausgefallen ist, ist dies sehr ärgerlich. Ins-
besondere bei mit feuchten Hackschnitzeln betriebenen Anla-
gen gibt es vielerorts deutliche Probleme.

Heute am Markt verfügbare
Hackschnitzelsortimente unter-
scheiden sich ganz erheblich hin-
sichtlich der Brennstoffparameter
und daraus resultierend in ihrer
Qualität. Vor diesem Hintergrund
hat das Deutsche Pelletinstitut
(DEPI) ein Zertifikat für qua-
litätsgesicherte Hackschnitzel
entwickelt, das klare Anforderun-
gen an die Gleichmäßigkeit 
(Partikelgröße), den Feinanteil
(Staub, Sand etc.) sowie den Was-
ser- und Aschegehalt stellt. Erst
wenn eine gute Kesseltechnik
durch einen hochwertigen Brenn-
stoff ergänzt wird, sind die Vor-
aussetzungen für einen komforta-
blen Heizbetrieb geschaffen. 

Das Ziel des Zertifizierungs-
programms ENplus-Hackschnit-
zel ist die Bereitstellung eines
standardisierten, qualitätsgesi-
cherten Energieträgers für Feue-
rungen im kleinen und mittleren
Leistungsbereich. Typische Ab-
nehmer hierfür sind kommunale
Betreiber von Hackgutheizungen,
die auf eine kontinuierliche Ver-
sorgung mit gleichbleibender
Qualität angewiesen sind. Diese
Anforderungen müssen zertifi-
zierte Anbieter nachweisen. 

Die Einhaltung der Vorgaben

wird regelmäßig durch unabhän-
gige Auditoren und Prüflabore
überwacht und die Kombination
verschiedener Inspektionsmetho-
den ermöglicht praktikable und
glaubwürdige Lösungen. Die
wichtigsten Hersteller von Heiz-
kesseln befürworten für ihre
Hackschnitzelkessel einen Betrieb
mit ENplus-Ware.

Markteinführung
im vergangenen Jahr

Die Markteinführung erfolgte
im Herbst 2016 und in Bayern
war das Interesse der Anbieter,
sich nach ENplus auszeichnen zu
lassen, von Beginn an groß. Be-
reits fünf Unternehmen sind er-
folgreich nach ENplus zertifiziert,
darunter die BayWa Energie
Dienstleistungs GmbH (BayWa
EDL), die eine Reihe kommuna-
ler Heizzentralen mit aufbereite-
ten Holzhackschnitzeln versorgt.

Nach dem hohen Standard der
ENplus A1 zertifiziert sind bei-
spielsweise seit März 2017 die
von der BayWa EDL in Tagla-
ching bei Grafing erzeugten
Holzhackschnitzel. Bei dem Qua-
litätsprodukt flokets® handelt es
sich um Wald-Hackschnitzel, die

mit der Abwärme einer Biogasan-
lage auf einen kontrollierten Was-
sergehalt von weniger als 15 Pro-
zent in einem kontinuierlichen
Prozess (Wälzbetttrockner) tech-
nisch getrocknet werden. Zudem
werden neben der Trocknung bei
zwei Siebvorgängen übergroße
Holzstücke sowie Fein- und Na-
delanteile von den Hackschnitzeln
getrennt. Eine engmaschige Ei-
gen- und Fremdüberwachung si-
chert die Einhaltung des Qua-
litätsstandards nach ENplus A1.

Qualitätsprodukt flokets®

Die Eigenschaften des Qualität-
sprodukts flokets® sind für den
Einsatz in Hackschnitzelkesseln
bis 1.000 kW Leistung besonders
geeignet. Der Heizwert ist bis zu
50 Prozent höher als gegenüber
ungetrockneten Hackschnitzeln.
Aufgrund des gleichbleibenden
Wassergehalts der Hackschnitzel
lässt sich der Heizkessel optimal
auf das Produkt einstellen und
führt so zu einem effizienten Kes-
selbetrieb. Durch den höheren
Heizwert sinkt die Einkaufsmenge
des nötigen Brennstoffs. 

Störungen des Kessels auf-
grund von Übergrößen in der
Brennstoffzufuhr werden vermie-
den und führen zu einem stabilen
Betrieb der Anlage. Der Aschean-
teil liegt durch die Aussiebung
des Feinanteils bei unter 1 Pro-
zent, dadurch reduzieren sich die
Entsorgungskosten. 

Mit der Zertifizierung der
Holzhackschnitzel flokets® nach
ENplus A1 geht die BayWa EDL

den Weg der Sicherstellung aller
Qualitätseigenschaften von der
Anlieferung zur Trocknungsanla-
ge über die dortige Aufbereitung
bis zum Einsatz im Heizkessel
konsequent weiter. 

Eigene Contracting-
Heizzentralen

Einen Teil der Produktion ver-
heizt die BayWa EDL in eigenen
Contracting-Heizzentralen zur
Wärmelieferung an ihre Wärme-
kunden, der andere Teil geht an
externe Kunden, die von der Pro-
duktqualität bereits überzeugt
sind. Um neuen Kunden den
Wechsel von den klassischen
feuchten Wald-Hackschnitzeln
zum aufbereiteten Qualitätspro-
dukt zu erleichtern, bietet die

BayWa EDL zusätzlich auch den
kompletten Heizhausbetrieb bis
zur Abrechnung nach Wärme-
menge an.

Als breit verfügbarer, wirt-
schaftlicher und CO2-neutraler
Energieträger macht Holz aktuell
rund zwei Drittel der erneuerba-
ren Energien am Wärmemarkt
aus und bildet einen der wichtig-
sten Pfeiler der Energiewende.
Besonders in Bayern ist die 
Holzenergie schon verbreitet
und bietet in ganz Deutschland
noch ein ganz großes natürliches
Potential. Einen weiteren deutli-
chen Zubau wird sie aber auch
hier nach Einschätzung von
BayWa EDL-Vertriebsleiter Ber-
tram Kölsch nur dann erfahren,
wenn sie den gestiegenen Anfor-
derungen an Effizienz, Emissio-

nen und Komfort gerecht wird. 
Besonders die erhöhten An-

sprüche an die Luftreinhaltung
stellten eine Herausforderung für
automatisch beschickte Holz-
feuerungen mit naturbelassenem
Brennstoff dar. Eine qualitätsgesi-
cherte Aufbereitung der Holz-
Hackschnitzel, wie sie das Pro-
gramm ENplus vorsieht, sei eine
Voraussetzung für den sicheren
und sauberen Betrieb, so Kölsch.
Kommunen könnten sich viel Är-
ger ersparen, wenn sie ENplus A1
als Qualitätskriterium in ihre Aus-
schreibungen aufnehmen. Wenn
sich dann noch ein erfahrener Be-
treiber um die Anlage kümmert,
stehe einem zuverlässigen Be-
trieb der kommunalen Hack-
schnitzel-Heizung nichts mehr im
Wege. DK

Energiewende in Bürgerhand:

Solarregion Freisinger Land 
als Partner der Kommunen

Was im Pariser Klimaabkommen erst Ende 2015 beschlossen wur-
de, hat der Landkreis Freising bereits vor zehn Jahren konsequent
in Angriff genommen: 2007 entschied der Freisinger Kreistag, dass
der Landkreis bis zum Jahr 2035 die Energiewende geschafft ha-
ben soll. Konkret heißt dies, bis dahin den Energiebedarf auf 
100 % Erneuerbare Energien (Sonne, Wind, Wasser, Bioenergien
und Geothermie) vollständig umzustellen. Aktuell werden bereits
über 70 Prozent des verbrauchten Stroms aus Erneuerbaren En-
ergien selbst erzeugt, wie aus der neuesten sogenannen 100 %-Bro-
schüre, herausgegeben vom Landratsamt Freising, hervorgeht.

In der mittlerweile fünften Aus-
gabe von „Strom aus Erneuerba-
ren Energien“ wird ein umfassen-
der Überblick über den Stromver-
brauch im Landkreis, über die Er-
zeugung von Strom aus Erneuer-
baren Energien (EE) und über die
Wege hin zu einer vollständig re-
generativen Stromversorgung ge-
geben. Die Broschüre hilft, den
Weg zu dokumentieren, Heraus-
forderungen frühzeitig zu erken-
nen und Lösungen zu finden. 

In zwei neuen Kapiteln zu
Elektromobilität und Energie-
einsparung zeigen die Hauptauto-
ren Raimund Becher und And-
reas Henze, Mitglieder der 2004
gegründeten Solarregion Freisin-
ger Land, konkrete Wege für die
Kommunen auf. Die Solarregion
ist der Markenname für die „En-
ergiewende in Bürgerhand“: Die
beiden Solarvereine – Sonnen-
kraft Freising und Solarfreunde
Moosburg – sowie der Landkreis
und je nach Thema weitere Um-
welt- und Agendagruppen packen
gemeinsam an, um die Umstel-
lung auf 100 % Erneuerbare Ener-
gien möglichst rasch umzusetzen. 

Sehr positiv auf die Machbar-
keit der Energiewende wirkt sich
nach Auffassung der Autoren da-
bei die sog. Sektorkopplung von
Strom, Wärme und Mobilität aus.
Der gesamte Endenergiebedarf in
Deutschland würde dadurch von
rund 2.400 Mrd. kWh um knapp
ein Drittel auf rund 1.600 Mrd.
kWh sinken und der Strombedarf
sich in etwa auf 1.320 Mrd. kWh
verdoppeln. Für den erhöhten
Strombedarf sowie für die beglei-
tende Speicher- und Netz-Infra-
struktur seien entsprechende Aus-
baupfade erforderlich und mög-
lich. Landkreis und Kommunen
sollten diesen Transformations-
pfad deshalb tatkräftig unterstüt-
zen. Ohnehin, so prognostiziert
Raimund Becher von den So-
larfreunden Moosburg, werde die
Bundespolitik die Kommunen
künftig verstärkt in die Pflicht
nehmen. Diese müssten die Auf-
gabe annehmen, aktiv sein und
sich eigene Ziele setzen.

Einen sportlichen Wettbewerb
zwischen den Kommunen im
Landkreis will die seit einigen
Jahren stattfindende Solar-Kreis-
liga anregen; damit sollen die Dy-
namik und die Möglichkeiten der
Erneuerbaren Energien auf spie-
lerische Weise deutlich gemacht
werden. Bewertet werden die in
der Kommune installierte Photo-
voltaikleistung sowie die Fläche
für thermische Solarkollektoren.
Geehrt werden bei dieser Veran-

staltung aber nicht nur die „Solar-
kreismeister“, sondern auch die
100 %-Gemeinden. 

„Vor allem ländliche Gemein-
den sind beim Strom auf dem
Weg zur ‚Plus-Energie-Gemein-
de‘“, heißt es in der Publikation.
Elf Gemeinden im Landkreis ver-
sorgen sich inzwischen selbst mit
mehr Strom aus Erneuerbaren
Energien als sie verbrauchen.
Wieviel man mit Photovoltaik er-
reichen kann, zeigt Attenkirchen,
das sogar 31,2 % mehr Strom er-
zeugt als verbraucht. Insgesamt
konnte die noch 2008 beträchtli-
che Stromlücke von über 420
Mio. kWh bis 2015 auf 239 Mio.
kWh reduziert werden. 

Die Energiewende stockt

Gleichwohl – und das ist die
schlechte Nachricht – stockt die
Energiewende sowohl im Land-
kreis als auch bundesweit. Die
Wasserkraft schwankt zwar, ist
aber nicht in Gefahr. Ein weiterer
Ausbau ist dagegen kaum noch
möglich, genauso wenig wie bei
der Bioenergie. Dort muss ohne
Anschlusslösung im EEG ab
2021 sogar mit starken Rückgän-
gen gerechnet werden.

Wirklich kritisch aber sei der
bundesweit massive Rückgang
des Zubaus bei der Photovoltaik
seit 2013 und aktuell bei der
Windkraft. „Der Gesetzgeber und
die Staatsregierung haben die
Bürger als Macher und Motor der
Energiewende mit neuen Vor-

schriften im EEG – vor allem den
Ausschreibungen – und mit der
10 H-Regelung ausgebremst. Da-
bei wären gerade diese gefragt,
um die ‚Arbeitspferde‘ Wind und
Solarenergie auf den meist priva-
ten Grundstücken umzusetzen“,
heißt es. Die ökologische Krise
werde sich zweifellos in den
nächsten Jahrzehnten verschlim-
mern, weil im System Erde viele
Verzögerungseffekte wirken.
„Auch an Klima-Flüchtlinge in
großen Mengen werden wir uns
gewöhnen müssen, wenn wir nicht
schnell und energisch handeln.“

„Ohne einen weiteren starken
Zubau bei Sonne und Wind wird
auch der Landkreis sein Energie-
wendeziel verfehlen“, lautet die
Warnung der Mitglieder der So-
larregion. Der Landkreis habe
zwar beim Strom schon einiges
erreicht, doch Wärme und Ver-
kehr träten auf der Stelle. Lippen-
bekenntnisse reichten nicht mehr
aus, um den bereits spürbaren
Klimawandel aufzuhalten. Daher
sollten Landkreis und Kommu-
nen jetzt gezielte politische, pla-
nerische und unternehmerische
Impulse setzen.

Zehn Jahre nach dem wegwei-
senden Energiewendebeschluss
seien  konzertierte Anstrengungen
für einen Umsetzungsplan drin-
gend geboten. Die Energiewende
dürfe nicht stecken bleiben. Sie
dürfe nicht als Zwang, sondern
müsse als Chance gesehen wer-
den, um die katastrophalen Fol-
gen einer Klimaüberhitzung abzu-
wenden. Es gebe nichts Globale-
res als das Klima, weshalb die
Umstellung auf 100 % Erneuerba-
re Energien jede Anstrengung
wert sei. „Wir, die Solarregion
Freisinger Land, verstehen uns
dabei als Partner der Kommunen,
Bürger und Unternehmen - ehren-
amtlich und jeden Tag“, unter-
streicht Andreas Henze. DK

Neue Version des Energie-Atlas Bayern
Der Energie-Atlas Bayern (www.energieatlas.bayern.de), das ko-

stenfreie Internetportal der Bayerischen Staatsregierung zur Ener-
giewende steht in einer neuen Version mit vielen zusätzlichen Funk-
tionen zur Verfügung. Bayerns Energieministerin Ilse Aigner: „Der
Energie-Atlas Bayern informiert Bürger umfassend über die Ener-
giewende und steht gleichzeitig Experten als digitale Planungshilfe
zur Verfügung. Die neue Version ist jetzt noch informativer, noch
benutzerfreundlicher und bietet den Benutzern zahlreiche neue An-
wendungsmöglichkeiten. Für Planer wird der Energie-Atlas so zum
digitalen Reißbrett. Und die Bürger können sich informieren, wie
der Energie-Mix in ihrer Region aussieht.“

Mit der neuen Digitalisierungs- bzw. Zeichenfunktion können
beispielsweise Kreise, etwa zur Abstandsmessung, erstellt und mit
Daten in der Karte kombiniert werden. Wer wissen möchte, wie vie-
le Photovoltaikanlagen es in seiner Gemeinde gibt, wird in Sekun-
denschnelle mit der kombinierten Orts- und Themensuche fündig.
Wer detailliertere Informationen sucht, kann mit der erweiterten Re-
cherchefunktion individuelle Suchkriterien (zum Beispiel alle 
Windenergieanlagen mit einer Leistung von 2 bis 3 MW im Regie-
rungsbezirk Unterfranken) angeben und die Ergebnisse als Excel-
oder kml-Datei herunterladen und weiterverwenden.

Die vielseitigen Karten-Funktionen werden ergänzt durch aus-
führliche Themenseiten, deren Inhalte in der neuen Version als PDF
gespeichert werden können. So können Texte ganz einfach offline
gelesen, abgelegt oder ausdruckt werden. 
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ENERGIE

ZUKUNFT

Wir gestalten mit!

10.000 Euro 
für Bürger, Schulen  
   und Vereine  !

Sie engagieren sich in den Bereichen Energieeffizienz 

oder Ökologie und geben damit einen Impuls für die 

Energiezukunft in Ihrer Region oder Ihrem persönlichen 

Umfeld? 

Dann bewerben Sie sich für den Bürgerenergiepreis. 

Weitere Informationen unter 

www.bayernwerk.de/buergerenergiepreis

V. l.: Technikvorstand Dr. Egon Westphal, Personalvorstand 
Andreas Ladda und Vorstandsvorsitzender Reimund Gotzel. 

Bayernwerk stellt 
Firmenflotte um

1.300 Pkw-Fahrzeuge umfasst die Firmenflotte des Bayernwerks.
Das Regensburger Energieunternehmen wird diese in den nächs-
ten Jahren vollständig auf reine E-Fahrzeuge umrüsten. Damit ist
das Bayernwerk einer der ersten Netzbetreiber, der sich vollum-
fänglich zur Elektromobilität als Zukunftsmodell bekennt.

Der Bayernwerk-Vorstand
stellt die Weichen Richtung 
E-Mobilität und rüstet den Fuhr-
park des Unternehmens um. „Wir
werden unsere gesamte Firmen-
flotte auf reine E-Fahrzeuge um-
stellen“, erklärte Bayernwerk-
Vorstandsvorsitzender Rei-
mund Gotzel. 

Gute Erfahrungen
im Praxiseinsatz

Gerade als Energieunternehmen
sehe sich das Bayernwerk in einer
Vorreiterrolle. „Wir haben im
Herbst letzten Jahres rund 30 neue
E-Fahrzeuge in unseren Fuhrpark
integriert und machen mit diesen
Fahrzeugen schon heute gute Er-
fahrungen im Praxiseinsatz. Das
ist nur ein erster Schritt. In den
nächsten Jahren werden wir suk-
zessive beginnen, den Anteil von
E-Fahrzeugen in unserer Flotte
deutlich auszubauen, bis alle unse-
re rund 1.300 Firmen- und Servi-
cefahrzeuge elektrisch, lautlos und
emissionsfrei durch Bayerns Re-
gionen fahren“, so Gotzel.

Als hauptsächlichen Umrüs-
tungszeitraum sieht der Vorstand
die Jahre ab 2020. „Ab dann wer-
den wir jährlich große Fuhrpark-
tranchen austauschen. Die E-Mo-
bilität wird dann sehr bald unse-
ren Fuhrpark dominieren. Wir ge-
hen einher mit der Entwicklung
im Nutzfahrzeugbereich, da unse-
re Servicefahrzeuge spezifische
Anforderungen haben. Spätestens
im Jahr 2025 wird der letzte kon-
ventionell betriebene Bayern-
werk-Pkw seinen Dienst quittie-
ren“, so Gotzel.

Klimaschutz: Einsparung
von 5.000 Tonnen CO2

Mit der Umstellung des Fuhr-
parks spart das Bayernwerk jähr-
lich 5.000 Tonnen CO2 und den
Verbrauch von rund zwei Millio-
nen Litern an fossilen Brennstof-
fen ein. Nach den Worten Gotzels
will der Bayernwerk-Vorstand
mit diesen Planungen auch die ei-
gene Haltung zur E-Mobilität un-
terstreichen. Es müsse mehr und
mehr gelingen, die Menschen mit
E-Mobilität in Berührung zu brin-
gen, Interesse zu wecken und
Vorbehalte abzubauen. 

Eine Schlüsselrolle für den
Fortschritt der E-Mobilität sieht
das Bayernwerk zudem in der
Ladeinfrastruktur. „Die muss bes-
ser werden, sonst wird sie zum
Hemmschuh für E-Mobilität“, so
Gotzel. Wichtig sei dabei das 
Ladesäulen-Förderprogramm des
Bundes. Gotzel: „Insbesondere
für unsere kommunalen Partner
und Kunden haben wir Förderan-
träge für rund 400 Ladepunkte in
Bayern beantragt“. Jede Ladesäu-
le mehr sei ein mobiler Fortschritt
und ein wichtiger Beitrag zum lo-
kalen Klimaschutz. 

Mit verschiedenen Modellen
bietet das Bayernwerk Ladelö-
sungen für alle Anforderungen
öffentlicher oder gewerblicher
Parkflächen. Alle Ladelösungen
können mit einem individuell
zugeschnittenen Service-Paket
kombiniert werden, das auf
Wunsch alle Schritte beim Auf-
bau oder der Modernisierung ei-
ner Ladeinfrastruktur abdeckt:
von der Vorabberatung zu Pro-
dukten und Fördermitteln bis
hin zu intelligentem Lastmana-
gement, Betrieb und Wartung.
Einzelne Serviceleistungen kön-
nen alternativ modular gebucht
werden. 

Bayernwerk bündelt 
gesamtes Netzgeschäft
Zum 3. Juli 2017 führt das Regensburger Energieunternehmen
Bayernwerk eine sogenannte Holdingstruktur ein. Dazu bün-
delt die heutige Bayernwerk AG ihr gesamtes Netzgeschäft in
der zukünftigen Bayernwerk Netz GmbH. Die Bayernwerk
AG fungiert ab diesem Zeitpunkt als Holding der Unterneh-
mensgruppe. Damit trennt das Unternehmen das regulierte
Netzgeschäft noch konsequenter als bisher von den wettbe-
werblichen Geschäftsfeldern. 

Das Bayernwerk stellt sich neu
auf. Zum 1. Juli 2017 wird das
gesamte Netzgeschäft der heuti-
gen Bayernwerk AG auf eine
100%ige Tochtergesellschaft, die
zukünftige Bayernwerk Netz
GmbH, übertragen. Diese wird
das Netzgeschäft in der bisheri-
gen Form weiter betreiben. Diese
Ausgliederung umfasst alle we-
sentlichen Betriebsgrundlagen
wie Anlagen, Vertragsbeziehun-
gen und dem Netzbetrieb zuzu-
ordnende Mitarbeiter. Die Bay-
ernwerk-Gruppe besteht dann aus
der Holding Bayernwerk AG und
den Tochtergesellschaften Bay-
ernwerk Netz GmbH, Bayern-
werk Natur GmbH und Bayern-
werk Energietechnik GmbH. Zu-
dem führt die Bayernwerk AG
die Beteiligungen des Unterneh-
mens.

„Indem wir alle Netzaktivitäten
in einer eigenen Gesellschaft bün-
deln, trennen wir unser reguliertes
Netzgeschäft noch konsequenter
als bislang von den Wettbewerbs-
feldern des freien Marktes. Damit
fokussieren wir uns auf der einen
Seite auf Versorgungssicherheit
und die technologische Entwick-
lung des intelligenten Netzes. Auf
der anderen Seite schaffen wir
uns im freien Markt unternehme-
rischen Spielraum, um Wachs-
tumspotentiale für uns zu er-
schließen“, betonte Reimund
Gotzel, Vorstandsvorsitzender der
Bayernwerk AG. 

Der neue Zuschnitt der Bayern-
werk-Gruppe mit einer Holding
als Klammer über die unter-
schiedlichen Geschäftsfelder sei
zudem auch im Sinne des Ener-
giewirtschaftsgesetzes (EnWG),
das eine klare Trennung von Netz
und wettbewerblichen Aktivitä-
ten erfordere. „Mit Blick auf die
Zukunft ist eine Holding-Struktur
auch in dieser Hinsicht die konse-
quentere Organisationsform“, so
Gotzel. 

Auf Mitarbeiter und Standorte
hat die innere Neuorganisation
keine Auswirkungen. „Berufliche

Aufgaben, Mitarbeiterzahlen und
Einsatzorte ändern sich nicht“,
betonte Reimund Gotzel. Das sei
auch eine wichtige Botschaft an
Kunden und Partner des Unter-
nehmens. Auch die Zusammen-
setzung des Vorstands der Bay-
ernwerk AG bleibt mit Reimund
Gotzel als Vorstandsvorsitzen-
dem und den Vorstandsmitglie-
dern Andreas Ladda und Dr.
Egon Westphal unverändert. Die
Tochtergesellschaften werden je-
weils von einer eigenen Ge-
schäftsführung geleitet. 

Die Bayernwerk-Gruppe bietet
mit der Bayernwerk AG und
ihren Tochtergesellschaften Bay-
ernwerk Netz, Bayernwerk Natur
und Bayernwerk Energietechnik
rund fünf Millionen Menschen in
Bayern eine sichere Energiever-
sorgung und unterschiedliche En-
ergiedienstleistungen an. 

Die Unternehmensgruppe
forscht, entwickelt, arbeitet an
Energielösungen von morgen und
gestaltet die Energiezukunft in
Bayern in verantwortlicher Rolle
mit. Dazu zählen die Integration
regenerativer Erzeugungsanlagen
in das Energienetz, die Entwick-
lung intelligenter Netzkompo-
nenten, die Energiepartnerschaft
zu Bayerns Kommunen mit viel-
fältigen Energiedienstleistungen
sowie kundenbezogene moderne
Energiekonzepte.

Mit einem Stromnetz von rund
154.000 Kilometern Länge und
einem etwa 5.800 Kilometer lan-
gen Erdgasnetz ist die Bayern-
werk Netz GmbH der größte re-
gionale Netzbetreiber in Bayern.
Zudem betreibt Bayernwerk Netz
ein Straßenbeleuchtungsnetz mit
einer Länge von 34.600 Kilome-
tern. Das Netzgebiet erstreckt
sich über Unter- und Oberfran-
ken, die Oberpfalz sowie Nieder-
und Oberbayern. An ihr Netz hat
die Gesellschaft rund 265.000 re-
generative Erzeugungsanlagen
angeschlossen und verteilt so zu
mehr als 60 Prozent ausschließ-
lich regenerative Energie. 

Mettenheim und Bayernwerk AG:

Konzessionsvertrag über
weitere 20 Jahre

Die sichere Stromversorgung der Gemeinde Mettenheim im
oberbayerischen Landkreis Mühldorf am Inn ist in Zukunft
Aufgabe des Bayernwerks. Das Energieunternehmen und die
Gemeinde waren bereits früher Partner bei der Stromversor-
gung. Nach dem Ablauf des vorhergehenden Vertrags schrieb
die Gemeinde die Konzession neu aus und vergab diese schließ-
lich wieder an das Bayernwerk. 

Erster Bürgermeister Stefan
Schalk und Ursula Jekelius, zu-
ständige Leiterin für Kommunen
und Kooperationen in Oberbayern
beim Bayernwerk, unterzeichne-
ten im Beisein von Kommunalbe-
treuer Armin Irlbeck den neuen
Konzessionsvertrag. Die Gemein-
de räumt mit der Vergabe der Kon-
zession dem regionalen Netzbe-
treiber Bayernwerk formal das
Recht ein, für die kommenden 20
Jahre das Stromnetz auf ihrem Ge-
biet zu betreiben sowie Versor-
gungsanlagen und Leitungen auf
gemeindlichen Wegen und Grund-
stücken für die Versorgung der
Bürgerinnen und Bürger und der
örtlichen Wirtschaft zu errichten.

Sowohl die Gemeinde als auch
das Unternehmen zeigten sich mit
der langfristigen Verlängerung
überaus zufrieden. Für das Bay-
ernwerk bedeute diese Verlänge-
rung einen großen Vertrauensbe-
weis, erklärte Ursula Jekelius:
„Wir freuen uns, dass wir weiter-
hin der Wunschpartner der Ge-
meinde für den Betrieb des Strom-
netzes sind.“ Der Mettenheimer
Bürgermeister Stefan Schalk zeig-
te sich ebenfalls erfreut: „Die Zu-
sammenarbeit mit dem Bayern-
werk war und ist geprägt von
Kompetenz und gegenseitigem
Respekt. Deshalb ist diese Unter-
zeichnung des Konzessionsver-

trags ein wichtiger Schritt in die
Energiezukunft.“

Durch den Zuwachs dezentra-
ler Erzeugungsanlagen auf rund
265.000 im Bayernwerk-Netz und
den damit verbundenen Anstieg
des eingespeisten Stroms aus Er-
neuerbarer Energie stehe die Lei-
stungsfähigkeit der regionalen
Verteilnetze im Zuge der Energie-
wende vor zunehmenden Heraus-
forderungen, erläuterte Jekelius.
Diese werde das Bayernwerk ge-
meinsam mit der Kommune an-
gehen „Die Grundlage einer um-
fassenden Versorgungssicherheit
vor dem Hintergrund der Ener-
giewende sind eine kontinuierli-
che Wartung und Instandhaltung,
der Einsatz innovativer Technolo-
gien, ein moderner Netzbetrieb
und die strukturelle Nähe zum
Netz.“

Zum Stromnetz der rund 3.500
Einwohner zählenden Gemeinde
Mettenheim gehören Kabel und
Leitungen im Nieder- und Mittel-
spannungsbereich in einer Länge
von 40, beziehungsweise 45 Kilo-
metern. Zur sicheren Stromversor-
gung der etwa 900 Hausanschlüs-
se sind 37 Trafostationen und 215
Kabelverteilerkästen installiert.
Außerdem sind in der Region
mobile Serviceeinheiten statio-
niert, die bei Störungen sofort
eingreifen können. 

E-Carsharing für den
Landkreis Bamberg

Alles neu macht der Mai! Der Landkreis Bamberg startete zu-
sammen mit 14 seiner 36 kreisangehörigen Gemeinden das E-
Carsharing-Modell „E-mobil Landkreis Bamberg“. Seit Mai
können sich Bürgerinnen und Bürger der Stadt und des Land-
kreises Bamberg insgesamt 14 BMW i3 ausleihen. 

Landrat Johann Kalb: „Der
Landkreis Bamberg fördert
anhand eines 10-Punktepro-
gramms die Elektromobilität in
der Region. Das E-Carsharing
ist ein wichtiger Baustein, um
die Bevölkerung für den Be-
reich der Elektromobilität zur
sensibilisieren und die Mobilität
in unserem Flächenlandkreis -
auch im Hinblick auf die demo-
grafische Entwicklung - zu stär-
ken.“

33 Ladesäulen

Ein erstes Projekt des Land-
kreises im Bereich Elektromo-
bilität war die Schaffung einer
flächendeckenden Ladeinfra-
struktur, so stehen derzeit in 28
von 36 Gemeinden insgesamt
33 Ladesäulen. Die Einführung
eines E-Carsharing-Modells ist
nun der nächste Schritt. Am ver-
gangenen Freitag holte Landrat
Johann Kalb zusammen mit den
Bürgermeisterinnen und Bür-
germeister der teilnehmenden

Kommunen die 14 BMW i3 ei-
gens bei der BMW Niederlas-
sung in Nürnberg ab. 

Erst im vergangenen Herbst
war der Landkreis Bamberg für
sein vorbildliches Klimaschutz-
management mit dem Bayeri-
schen Energiepreis 2016 ausge-
zeichnet worden.

Die E-Fahrzeuge können
ganz unkompliziert ausgeliehen
werden: Anhand einer Bu-
chungsanfrage per Telefon, E-
Mail oder persönlich bei der je-
weiligen am E-Carsharing teil-
nehmenden Kommune erfolgt
die Buchungsterminbestätigung
und Vertragsunterzeichnung zur
Nutzung des E-Fahrzeuges.
Nach Abgabe der Unterlagen
und Vorlage des gültigen Perso-
nalausweises und Führerschei-
nes bekommt die Fahrerin bzw.
der Fahrer die Fahrzeugschlüs-
sel und kann den BMW i3 am
angegebenen Standort abholen.
Alle Infos sind auch unter
www.klimaallianz-bamberg.de
erhältlich. 
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Ideenwerkstatt in Altötting:

energylab – Energiezukunft
regional gestalten

Abschlussveranstaltung mit länderübergreifender Expertenrunde 
Bayerische GemeindeZeitung als Medienpartner

Wie gelingt die Strom-, Wärme- und Mobilitätswende in der
Region? Dies war die zentrale Frage einer länderübergreifenden
Expertenrunde aus Industrie, Gewerbe, Gemeinde-, Regional-
und Landespolitik, die monatelang an konkreten Lösungsszena-
rien arbeitete. Bei der Abschlussveranstaltung im Kultur + Kon-
gress Forum Altötting stellten sie ihre Vorschläge zur Diskussion.
Die Bayerische GemeindeZeitung begleitete die Veranstaltung als
Medienpartner.

Das „energylab – Energiezu-
kunft regional gestalten“ ist eine
gemeinsame Initiative von VER-
BUND mit den Landratsämtern
Passau, Traunstein, Altötting,
Berchtesgadener Land, den regio-
nalen Planungsverbänden Lands-
hut und Südostoberbayern, der
Energieagentur Südostbayern,
Zentrum Digitalisierung.Bayern,
Bayern Innovativ, Bayerischer In-
dustrie- und Handelskammertag,
Industriellenvereinigung Öster-
reich, Wirtschaftskammer Öster-
reich, Energie- und Umweltagen-
tur Niederösterreich, Wien Ener-
gie, Siemens und OMV.

In verschiedenen Themen-Clu-
stern und Kleingruppen wurde im
dynamischen Entwicklungsfor-
mat an Umsetzungsprototypen
gearbeitet. Die Gruppe „Erneuer-
bare Energie“ machte den Vor-
schlag, regionale Cluster-Maß-
nahmen zu konzipieren. Regiona-
le Energiecluster sorgten dafür,
dass im Sinne eines marktwirt-
schaftlichen Modells der Ausbau
von Erneuerbaren Energien vor-
angetrieben wird. Durch Cluste-
rung/Bündelung kleiner Ausbau-
leistungen von entsprechenden
Anlagen werde  ein förderunab-
hängiger Massenmarkt geschaf-
fen. Die Cluster-Ausbauten ba-
sierten auf Potenzialanalysen
bzw. Energiekonzepten.

Diverse Expertenteams

Im Expertenteam „Regionale
Marktteilnehmer“ war man der
Auffassung, dass es notwendig
ist, eine Initiative zu gründen, um
regenerative Energieprojekte um-
zusetzen. Konkret soll dies durch
den Aufbau einer Dialogplatt-
form und einer regionalen Finan-
zierungsplattform bewerkstelligt
werden. Zudem sollen regionale
Unternehmen gemeinsam mit
überregionalen Playern eine
Open-Source-Plattform gründen,
um gemeinsam Produkte zu ent-
wickeln. 

Die Arbeitsgruppe „Finanzie-
rung und Regulierung“ hatte die
Idee, dass zunächst die Finanzie-
rung der erneuerbaren Energien
neu geordnet werden muss. Dazu
seien viele regulatorische Anpas-
sungen notwendig. Die EEG-
Umlage sollte in einem ersten
Schritt auf mehr Schultern verteilt
werden, um insbesondere den ak-
tuell wenig zur Energiewende
beitragenden Wärme-Sektor an
der Finanzierung zu beteiligen.
Am geeignetsten wäre eine Fi-
nanzierung der Energiewende auf
EU-Ebene, um auch in allen Mit-
gliedsstaaten gleiche Bedingun-
gen zu schaffen. Dabei sollte der
Fokus u. a. auf der CO2-Reduk-
tion liegen.

Ergänzt werden sollte die An-
passung der Finanzierung durch
die Ausweitung dezentraler Pro-
sumer-Modelle, insbesondere
Quartiermodelle mit regionalem
Label. Ein Mehrfamilienhaus
könne dabei die Bewohner des
Hauses sowie jene umliegender
Gebäude mit hauptsächlich ei-
gens produziertem Strom und
Wärme versorgen. Dabei soll das
Modell einen regionalen Anstrich
erhalten (z.B. Altöttinger Ener-
gie). Ein Dienstleister könnte die
gesamte Regulierung und Umset-
zung übernehmen. 

Das Team „Regionales Ener-
giesystem“ machte den Vor-

schlag, das bestehende Verteil-
netz zu einem intelligenten Netz
+ smart metering auszubauen.
Die Marktbasierte Steuerung von
Erzeugung und Verbrauch sowie
die lokale Steuerung und zentrale
Koordination seien ebenso be-
grüßenswert wie eine Sektor-
kopplung.

Die Gruppe „Digitalisierung
und Datenmanagement“ brachte
die Idee eines Data Trust Centers
(DTC) in die Diskussion mit ein.
Das DTC macht transparent, wie
Daten regional verteilt und ge-
nutzt werden. Dem Produzenten
von Daten wird gezeigt, was mit
seinen Daten passieren wird –
und ggf. ein vorgefertigter Ver-
trag geschlossen, der diesen
Zweck absichert. Ein Trusted Da-
ta Siegel garantiert die rein regio-
nale Nutzung der Daten und
macht den Effekt der Nutzung für
die Region sichtbar und beob-
achtbar. Der Konsument wird
über die Nutzung informiert und
behält die Kontrolle.

Wärmewende

Im Expertenteam „Wärme-
wende“ wurde für innovative
Dienstleistungskonzepte rund um
das Heizen plädiert. Die Idee ist,
Dienstleistungen rund um das
Heizen zu bündeln und den Kun-
den komplette Problemlösungen
anzubieten. Darüber hinaus soll
der Kundenkontakt dazu genutzt
werden, auch andere Dienstlei-
stungen wie Strom, Telekommu-
nikation, Home Automatisierung,
Sicherheit und Versicherungen zu
vertreiben. Darüber hinaus wurde
eine „lokale Mobilisierung von
Eigentümern bestehender Gebäu-
de zur Nutzung von erneuerbarer
Wärme“ vorgeschlagen. 

Die Idee beruht auf der Kombi-
nation einer (eventuell gesetzlich
zu verankernden und von der Ge-
meinde zu veranlassenden) Bege-
hung aller (alten) Heizanlagen
durch Experten (Rauchfangkeh-
rer, Energieberater, Gemeinde-
vertreter, evtl. Dienstleistungsan-
bieter) und diversen Kommuni-
kationsmaßnahmen, die motivie-
rende Wirkung haben sollen.

E-Mobilität

Die Arbeitsgruppe „E-Mobi-
lität“ vertrat die Auffassung, dass
es zwar bereits zahlreiche Akti-
vitäten und Angebote zur Elektro-
mobilität gibt, eine zentrale Platt-
form jedoch hier die Sicht- und
Nutzbarkeit deutlich verbessern
kann. Das Ziel sei daher der Auf-
bau einer Informations- und Ver-
netzungsdrehscheibe für alle Be-
völkerungsgruppen und Markt-
teilnehmer als „Schaufenster
Elektromobilität im Alltag“.

Das Team „Verbrauchersicht
und Bewusstseinswende“ machte
schließlich den Vorschlag, das
RegioLab-energylab-Format vor
Ort umzusetzen und damit vor-
handenen, regionalen Klima- und
Energiestrategien Nachdruck zu
verleihen. Es gehe darum, das
Bekenntnis zur Umsetzung auf
eine breite Basis zu stellen.

Im Rahmen zweier Dialogrun-
den (Moderation: GZ-Chefredak-
teurin Anne-Marie von Hassel)
wurden die Resultate der einzel-
nen Arbeitsgruppen reflektiert
und diskutiert. An der Podiums-
diskussion nahmen neben Dr.

Marcel Huber, Leiter der Bayeri-
schen Staatskanzlei, auch Wolf-
gang Anzengruber, Vorstandsvor-
sitzender der Verbund AG, Land-
rat Erwin Schneider (Altötting),
Prof. Dr. Manfred Broy, Grün-
dungspräsident des Zentrums Di-
gitalisierung Bayern, Gunnar
Braun, Geschäftsführer der Lan-
desgruppe Bayern im Verband
kommunaler Unternehmen, Tho-
mas Gangl, Senior Vice President
der OMV, Dr. Dieter Gilles,
Burghauser Werksleiter der
Wacker Chemie und Peter Koren,
Vize-Generalsekretär der Indu-
striellenvereinigung in Öster-
reich, teil. Die Diskutanten waren
sich einig, dass das „energylab“
der Beginn eines Prozesses ist,
der langfristig zur positiven Ener-
giezukunft beitragen wird.

Neue Dynamik

„Die Energiewende stellt uns al-
le vor große Herausforderungen“,
betonte Landrat Erwin Schneider.
Der forcierte Ausbau erneuerbarer
Energieträger habe in den vergan-
genen Jahren eine neue regionale
Wertschöpfung ermöglicht. In der
„zweiten Phase der Energiewen-
de“ sei nun mehr Markt gefragt,
um die Zielsetzungen volkswirt-
schaftlich bestmöglich zu errei-
chen. Darüber hinaus bringe die
digitale Revolution auch in den
Energiesektor eine neue Dynamik. 

Grundsätzlich fehle ein „richti-
ger Masterplan“. Man befinde
sich immer noch „mitten im Feld-

versuch“. Ob es den heutigen
„Gemischtwarenladen“ auch in
zehn Jahren noch geben wird,
stellte Schneider in Frage. Gleich-
zeitig gab er seiner Freude darüber
Ausdruck, dass die ideenwerkstatt
„energylab“ viele interessante
Aspekte und mögliche Lösungs-
szenarien aufgezeigt habe. 

Da gute Ideen „zwar in Ord-
nung sind, zwischen ihnen und
der Umsetzung jedoch das weite
Meer liegt“, äußerte der Land-
kreischef die Hoffnung, diesen
Dialog fortzusetzen. „Mein
Wunsch wäre, künftig regionale,
landkreisbezogene energylabs zu
veranstalten.“

VERBUND als 
Partner der Regionen

Wolfgang Anzengruber, CEO
von VERBUND, dem größten
Erzeuger von Strom aus Wasser-
kraft in Bayern, bekannte sich zur
Regionalität, die im Energiebe-
reich immer wichtiger werde.
Man stehe erst am Anfang einer
dynamischen Entwicklung in
Richtung „mehr Dezentralität“,
so der Vorstandsvorsitzende.
Durch neue Speicher und digitale
Anwendungen werde diese Ent-
wicklung weiter an Fahrt zulegen.
Das Prädikat „regional“ könne
hier „das neue Qualitätssiegel“
werden. VERBUND sei in die-
sem Prozess „Partner der Regio-
nen, der Unternehmen und aller,
die die Energiezukunft – insbe-
sondere auch vor Ort – aktiv ge-
stalten“. 

Das Ziel der Energiewende ba-
siere auf Decarbonisierung, De-
zentralisierung, Demokratisie-
rung sowie Digitalisierung und
deren sinnvolle Verbindung, er-
klärte Anzengruber. Es gelte, die
Balance zu finden „zwischen der
Volatilität der Erzeugung und der
konkreten Nachfrage des Kun-
den“. Als Ausgleichsmechanis-
men dienten hierzu schaltbare

Einheiten in der Industrie (Stich-
wort: Demand Response) und
Speicher. Unumstritten sei die
Tatsache, dass die Pumpspeicher-
kraftwerke mit einem Wirkungs-
grad von 80 % die mit Abstand
effizienteste großtechnische Spei-
chertechnologie darstellen. Oh-
nehin werden Speicher ein „Rie-
senthema“ werden, prognostizier-
te der CEO – „egal, ob es sich um
Batteriespeicher, Power-to-Gas-
Einheiten oder das Thema Mobi-
lität handelt“.

Lob für Kreativwerkstatt

Staatskanzleiminister Dr. Mar-
cel Huber lobte die Kreativwerk-
statt „energylab“ mit ihrem bran-
chen- und länderübergreifenden
Austausch an passgenauen Ideen
und Visionen. Sie könne beispiel-
haft für alle Regionen sein. Hu-
ber: „Wer die Energiewende aktiv
mitgestalten will, muss bei den
Menschen vor Ort anfangen. Ihre
Akzeptanz ist richtungweisend.
Nur wenn sich alle Beteiligten an
einen Tisch setzen, um die Um-
stellung auf erneuerbare Energien
voranzubringen, wird die Ener-
giewende gelingen.“

Bei Betrachtung der bundes-
deutschen Energiepolitik würden
aktuell freilich nicht nur Ver-
nunftargumente, sondern auch ar-
beitsmarkt-, regional- und indu-
striepolitische Argumente ange-
führt, bemerkte Huber. Diese seien
nicht selten alles andere als zielge-
richtet, wenn es um die optimale
Gestaltung der Energiewende und
die Minimierung der Kosten geht.

Mit Blick auf die E-Mobilität
konzedierte der Staatskanzleichef
dem Freistaat Bayern einen
„deutlichen Anschub“. So seien
in Nürnberg ein Batteriefor-
schungszentrum aufgebaut und
auf der A 9 eine Teststrecke für
autonomes Fahren eröffnet wor-
den. Zudem würden Pilotregio-
nen für Elektromobilität gegrün-
det. E-Mobilität werde allerdings
erst dann funktionieren, „wenn
Preis-Leistungsverhältnis und
Reichweite in einer vernünftigen
Relation stehen und die Kommu-
nen auch mit eigenen Ladestatio-
nen in Vorleistung gehen“.

Für mehr Speichertechnik

Gunnar Braun, Geschäftsführer
der Landesgruppe Bayern im
VKU, wies darauf hin, dass 
95 Prozent der Erneuerbaren 
Energien in die von den Stadtwer-
ken und kommunalen Unterneh-
men überwiegend betriebenen
Verteilnetze gehen. Sie hielten das
System am Laufen, indem sie Ver-
sorgungssicherheit schafften. Der
Politik wünschte Braun dringend
„ein paar anders gedrehte Stell-
schrauben“ wie den vermehrten
Einsatz von Speichertechnik.

Vor Ort zu reagieren und flexi-
bel zu sein, sei wichtig; hierfür
seien Plattformen unverzichtbar.
Braun zufolge „arbeiten wir auch
im VKU auf Bundesebene an 
Datenplattformen. Unternehmen
kümmern sich dabei um Kritische
Infrastrukturen.“

In punkto Informationsplatt-
form verwies Braun auf den In-
ternetauftritt der ASEW – Ar-
beitsgemeinschaft für sparsame
Energie- und Wasserverwendung
im VKU. Mit dem Business-
Check EDL erleichtere die
ASEW Unternehmen den Ein-
stieg in den Energiedienstlei-
stungsmarkt. Erfahrene Experten
begleiteten Unternehmen mit
dem standardisierten Analyse-
Tool bei der Untersuchung ihres
Marktumfelds. „Sie erfahren, wo
sie stehen und welche nächsten
Schritte strategisch sinnvoll sind,
um sich erfolgreich auf dem
Markt zu positionieren.“ 

Laut Prof. Dr. Manfred Broy,
Gründungspräsident des Zen-
trums Digitalisierung Bayern,
„begeben wir uns derzeit in eine
Situation, in der die Stabilität 
der Energienetze zunehmend in
Schwierigkeiten gerät“. Das
Wichtigste im Energiebereich sei
aber die sichere Versorgung.

Nach Broys Worten „können wir
heute mit den vorhandenen vola-
tilen Netzen ohne digitale Steue-
rung nicht mehr zurechtkom-
men“. Das Augenmerk liege auf
dem „Wechselspiel zwischen den
digitalen Möglichkeiten und den
Chancen der Stromversorgung“.
Die Digitalisierung ermögliche
beispielsweise Endverbrauchern,
stärker an der Strompreisgestal-
tung teilzunehmen. „Dies ist nicht
nur eine Frage der Technologie,
sondern auch der Organisation.“ 

Peter Koren, Vize-Generalse-
kretär der Industriellenvereini-
gung in Österreich, verwies auf
„spannende Ansätze gerade für
die produzierende Industrie“,
wenn es darum geht, Energiever-
brauchsspitzen auszugleichen
und die Netze stabil zu halten.
Auch sei die Lieferung industriel-
ler Abwärme für kommunale
Dienstleistungen sowohl auf dem
Land als auch in der Stadt ver-
stärkt zu beobachten. 

Kein Selbstzweck

„Die Energiewende ist aus un-
serer Sicht kein Selbstzweck“, so
Koren. Die Kosten-Nutzen-Relati-
on müsse allerorten stimmen.
Energylabs trügen zur verstärkten
Partizipation der Bürger, der klei-
nen Kommunen genauso wie der
großen Unternehmen, bei. „Wenn
wir diese Involvierung nicht schaf-
fen, wird die Energiewende nicht
gelingen“, urteilte Koren.

Die Digitalisierung sieht er als
„echte Chance für die Energie-
wirtschaft, cooler zu werden und
damit junge Leute wieder mehr
für Technologien zu begeistern“.
An die deutsche Politik gerichtet,
vertrat Koren die Auffassung,
dass die Energiewende mögli-
cherweise etwas vorausschauen-
der hätte geplant werden sollen. 

Nach den Worten von Thomas
Gangl, Senior Vice President der
OMV, „brauchen wir viel Energie
und diese vor allem verlässlich“.
Netzstabilität beginne für ihn bei
der Planungssicherheit und den re-
gulatorischen Maßnahmen und en-
de bei der Verfügbarkeit der Elek-
tronen. Die OMV versorge welt-
weit ca. 200 Mio. Menschen mit
Energie, doch  sei man – siehe
Burghausen – auch regional unter-
wegs. 

„Wir müssen aber auch wissen,
was wir erwarten können“, unter-
strich Gangl. „Sprechen wir von
Stabilität, meinen wir auch die
Wirtschaftlichkeit, d.h. der Strom
muss wettbewerbsfähig sein.“
Schließlich stehe man als öster-
reichisches Öl- und Gasunterneh-
men im internationalen Wettbe-
werb. In der Erwartung eines län-
gerfristigen zeitlichen Übergangs,
forderte der Vizepräsident einen
effizienten Energiemix, wobei
Gas aus seiner Sicht ein wesentli-
cher Energieträger ist.

„10.000 Mitarbeiter arbeiten
bei Wacker Chemie in Burghau-
sen täglich daran, den spezifi-
schen Energieverbrauch zu sen-
ken“, erläuterte Werksleiter Dr.
Dieter Gilles. Beabsichtigt sei,
den spezifischen Energiever-
brauch bis 2022 zu halbieren –
„eine großartige Leistung, die die
Industrie erbringt“. 

Alzkanal als Lebensader

„Par excellence“ praktiziere
Wacker Chemie darüber hinaus
die Regionalisierung der Energie-
erzeugung: „Wir haben ein Gas-
und Dampfkraftwerk mit einer
Leistung von 160 MW und einem
Wirkungsgrad von etwa 85 %.
Zudem haben wir gerade 40 Mio.
Euro in eine Generalsanierung
des Alzkanals investiert. 9 % des
gesamten Energiebedarfs werde
durch die Wasserkraft gedeckt.
„Das ist die Lebensader für
Wacker“, meinte Gilles, der dem
Publikum abschließend folgende
Botschaft mit auf den Weg gab:
„Das Warten auf die große Lö-
sung versperrt nicht selten den
Blick auf die vielen Möglichkei-
ten.“ Daran sollte man sich gele-
gentlich erinnern. DK

VARTA Storage:

Kompakter Wandspeicher pulse
erstmals vorgestellt

VARTA Storage erweitertet seine Produktfamilie der Heimspei-
cher für Privathaushalte. Neu hinzu kommt VARTA pulse. Der
kleine, kompakte Wandspeicher ist in zwei Leistungsklassen er-
hältlich: 3,3 Kilowattstunden (kWh) und 6,5 kWh. „Einfach,
preiswert und dabei qualitativ hochwertig – das ist pulse. Per-
fekt für alle, die höchste Energiedichte platzsparend bündeln
möchten“, erklärt Herbert Schein, CEO der VARTAAG. 

Erstmals zu sehen gab es die
Neuheit auf der Intersolar in
München. Zudem erweitert das
Unternehmen die erfolgreiche
element-Serie um VARTA ele-
ment 12 und benennt VARTA ho-
me und VARTA family in VAR-
TA one L und VARTA one XL
um. „Damit haben wir unser Pro-
duktportfolio nun optimal an die
verschiedensten Bedürfnisse un-
serer Kunden angepasst“, meint
Schein weiter.

VARTA pulse ist in nur 30 Mi-
nuten dank Plug & Play einsatz-
fähig und kann mit allen Quellen
grüner Energie kombiniert wer-
den. Mit Abmessungen von 60 x
69 x 18,5 Zentimetern ist er auch
im kleinsten Raum unterzubrin-
gen. VARTA pulse 3 mit einer
Kapazität von 3,3 kWh wiegt ge-
rade einmal 45 Kilogramm. Der
größere VARTA pulse 6 hat eine
Kapazität von 6,5 kWh und ein
Gewicht von 65 Kilogramm. Die
erfolgreiche VARTA element-Se-
rie als Komplettsystem mit inte-
griertem Wechselrichter und Bat-
teriemanagementsystem gibt es
nun auch mit 13 kWh Kapazität.
VARTA element 12 macht es
möglich. Die kleineren element 3,
6 und 9 sind weiterhin mit
Nachrüst-Sets modular erweiter-
bar – je nach Kundenanforde-
rung. 

VARTA one L und XL

Aus VARTA home und VAR-
TA family wurde one L und one
XL. Die Batteriekapazität lässt
sich hier individuell je nach An-

forderung von 2,8 kWh bis 13,8
kWh skalieren und das in 0,5
kWh-Schritten. Die notstromfähi-
gen Speicher sind für höchste An-
sprüche konzipiert und bieten da-
bei größtmögliche Flexibilität.

Mehrstufiges 
Sicherheitskonzept

Sicherheit, Qualität und Zuver-
lässigkeit haben bei VARTAStor-
age höchste Priorität. Das Traditi-
onsunternehmen investiert viel in
Forschung und Entwicklung, um
mit dem Knowhow in der Bat-
terie-Entwicklung stets einen
Schritt voraus zu sein. Die VAR-
TA-Speicher verfügen über ein
mehrstufiges Sicherheitskonzept,
was sie besonders zuverlässig
macht. In der Zelle, im Zell-Pack,
im Batteriemodul und im Ge-
samtsystem greifen verschiedene
Sicherheitsmechanismen. 130
Jahre Batterie-Expertise sind in
die Produktentwicklungen der
Energiespeicher eingeflossen. 

Energieverbrauch 
auf einen Blick

Alle VARTA-Energiespeicher-
systeme können mit PV-Daten-
loggern und Smart Grid- oder
Smart Home-Anwendungen
kommunizieren. VARTAConnect
heißt das virtuelle System. Im
Onlineportal oder über die eigene
VARTA Storage App haben Kun-
den den direkten Zugriff auf ta-
gesaktuelle Daten der Anlage 
in übersichtlichen Grafiken und
Statistiken. 
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Bahnstrom-Kraftwerk Bertoldsheim:

Freie Bahn für Huchen und Co. 
Aufwändigste Fischaufstiegsanlage an der bayerischen Donau eingeweiht

Vor wenigen Wochen wurde die Fischaufstiegsanlage beim Bahn-
strom-Kraftwerk Bertoldsheim der Donau-Wasserkraft AG
(DWK) im Landkreis Neuburg-Schrobenhausen nach der öku-
menischen Weihe durch Pfarrer und Dekan Werner Dippel von
der katholischen Pfarreien-Gemeinschaft Burgheim und Pfarrer
Jürgen Bogenreuther von der evangelischen Christuskirche in
Neuburg an der Donau ihrer Bestimmung übergeben. Sie ist mit
knapp drei Millionen Euro Gesamtkosten die bisher aufwändig-
ste technisch-natürliche Fischaufstiegsanlage im deutschen Ab-
schnitt der Donau. 

Ministerialdirektor Dr. Christian
Barth, Amtschef im Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt und
Verbraucherschutz, nahm die hoch
moderne Fischwanderhilfe, die
seit Februar erfolgreich im Dauer-
probetrieb arbeitet, mit tatkräftiger
Unterstützung offiziell in Betrieb.
Mit dem gemeinsamen Druck auf

konstruktive Mithilfe und positive
Begleitung. Nur so war es mög-
lich, dieses Musterbeispiel für eine
umweltverträgliche Nutzung der
regenerativen Wasserkraft zu ver-
wirklichen. Der letzte Durchgän-
gigkeits-Baustein beim Kraftwerk
Bittenbrunn bei Neuburg wird in
Angriff genommen, sobald der

Die Anlagen ermöglichen den Fi-
schen nicht nur, stromauf zu wan-
dern. Sie finden dabei in den neu-
en, ober- und unterwasserseitig an-
gelegten Verbindungsgewässern
an das bestehende Umgehungs-
Fischgewässer hochattraktive, zu-
sätzliche Lebensräume vor, die in
der Donau sonst infolge vielfacher
menschlicher Nutzungen und Ein-
flüsse fehlen. So ist es den Fischen
jetzt möglich, vom über sieben
Meter tiefer gelegenen Unterwas-
ser in den Staubereich von Ber-
toldsheim zu gelangen. Gleich-
wohl bleibt zu hoffen, dass wir in
der Zukunft gemeinsam genauso
überzeugende Lösungen für einen
gefahrlosen Fischabstieg finden
und realisieren können“, so Pro-
fessor Göttle abschließend.

Alois Rauscher, stv. Landrat des
Landkreises Neuburg-Schroben-
hausen, beglückwünschte die Do-
nau-Wasserkraft AG, deren Mut-
tergesellschaften Rhein-Main-Do-
nau AG und Uniper sowie die wei-
teren Beteiligten zu dem gelunge-
nen Ökologie-Projekt: „Natur-
schutz, Ökologie und die Renatu-
rierung wertvoller Areale werden
im Landkreis Neuburg-Schroben-
hausen sehr ernst genommen. Ich
freue mich daher, dass wir in unse-
rem Landkreis, der immerhin drei
der fünf DWK-Bahnstrom-Was-
serkraftwerke (Bergheim, Bitten-
brunn, Bertoldsheim) beherbergt,
so erfolgreich an der Durchgän-
gigkeit unserer Donau arbeiten.
Solche Projekte, wie die Fischauf-
stiegsanlage Bertoldsheim, tragen
wesentlich dazu bei, die Akzep-
tanz der Wasserkraft im Span-
nungsfeld zwischen den Interessen
der regionalen Fischerei, der Ener-
giewendepolitik und der Energie-
wirtschaft zu erhöhen und einen
Konsens zu finden.“

Georg Hirschbeck, Erster Bür-
germeister der Marktgemeinde
Rennertshofen, schloss sich den
Glückwünschen zur erfolgreichen
Projektumsetzung an und betonte:
„Wir sind froh, in unserem Ge-
meindegebiet, das in einem so
wichtigen und sensiblen Flussge-
biet, wie es die Donau darstellt,
liegt, eine neue Attraktion erhalten
zu haben. Hier können sowohl un-
sere Bürgerinnen und Bürger, aber
auch die zahlreichen touristischen
Gäste, die unsere Region besu-
chen, dank der gut einsehbaren
Bauweise der Fischaufstiegsanla-
ge die gelungene Kombination aus
Technik und Natur „hautnah“ erle-
ben. Einen wichtigen Beitrag dazu
leisten sicher auch die beiden neu-
en, großen Informationstafeln di-
rekt hier am technischen Bauwerk
der Fischaufstiegsanlage, die heute
quasi Premiere haben und für die
ich mich ausdrücklich bei Uniper
und RMD bedanken darf. Wir
wünschen uns, dass die Fische und
Wasserlebewesen den neu ge-
schaffenen, über einen Kilometer
langen Lebensraum aus Raugerin-
nen und ökologisch wertvollem
Umgehungsgewässer zahlreich
annehmen. Ich wünsche der Anla-
ge störungsfreien Betrieb und
freue mich über den gelungenen
Beitrag zur ökologischen Aufwer-
tung unserer Donau-Auen.“

„Mit der Bertoldsheimer Fisch-
aufstiegsanlage leisten wir einen
weiteren wichtigen Umweltbei-
trag, von dem Menschen und Fi-
sche bzw. Wasserlebewesen pro-
fitieren,“ freute sich Dr. Klaus
Engels, Direktor Wasserkraft
Deutschland der Uniper Kraft-
werke GmbH und Mitglied des
Vorstands der RMD AG, und er-
läuterte: „Mit der Einweihung der
Anlage dokumentieren wir ein-
mal mehr unsere Verantwortung
für die Umwelt als großer Was-
serkraftbetreiber in Bayern und
unseren Beitrag für eine ökologi-
sche Durchgängigkeitsverbesse-
rung an unseren rund 100 Kraft-
werksstandorten in Bayern.“

Engels machte deutlich, dass
das Thema Durchgängigkeit auch
unter Wirtschaftlichkeitsaspekten
eine langfristige Aufgabe ist: „We-
gen der Vielzahl der Anlagen ist
die ökologische Verbesserung der
Wasserkraftwerke eine ambitio-
nierte Aufgabe, für die wir insge-
samt einen knapp dreistelligen
Millionenbetrag eingeplant haben.
Solche Summen sind für uns eine
große Herausforderung, denn sie
müssen bei aller Notwendigkeit
für eine zeitgemäße Umsetzung
der Wasserrahmenrichtlinie zur
Herstellung eines guten ökologi-
schen Zustands von Gewässern
natürlich auch erst mal erwirt-
schaftet werden, was sich ange-
sichts der angespannten Marktbe-
dingungen als immer schwieriger
darstellt.“ 

Ökonomie und Ökologie
Hand in Hand

Engels betonte: „An unseren
Kraftwerken gehen Stromerzeu-
gung aus Wasserkraft, Gewässer-
ökologie und Fischschutz grund-
sätzlich Hand in Hand. Für unsere
Kraftwerke sieht der gemeinsame
Plan der Wasserwirtschaftsämter
und unseres Hauses die Errichtung
von Fischaufstiegsanlagen in den
nächsten drei Jahren an der Donau
und in den nächsten fünf bis zehn
Jahren an den anderen Flüssen vor.
Das Thema biologische Durchgän-
gigkeit kümmert sich nicht um Zu-
ständigkeitsbereiche. Deswegen
sind wir froh, mit den Wasserwirt-
schaftsämtern und den Bezirks-
gliederungen des Landesfischerei-
verbandes vertrauensvoll und lö-
sungsorientiert zusammenzuarbei-
ten. Ich darf an dieser Stelle allen
am Projekt Bertoldsheim Beteilig-
ten in den zuständigen Ämtern und
Behörden für die Unterstützung
sowie der Fischerei und den
Grundbesitzern für die partner-
schaftliche Zusammenarbeit sehr
herzlich danken; ohne sie wäre der
Zeitplan nicht zu halten gewesen.
Für das gelungene Werk und des-
sen unfallfreie Durchführung gilt
mein Dank auch insbesondere un-
serer Projektleiterin Uta Mentz so-
wie den bauausführenden Firmen

Offizielle Inbetriebnahme der Fischaufstiegsanlage Bertoldsheim
(v. l.): Roman Töpler, Technikvorstand derDonau-Wasserkraft AG,
Peter Fösel, kaufmännischer Vorstand der Donauwasserkraft AG,
Reinhold Bittner, stv. Landrat Donau-Ries, Dr. Klaus Engels, Di-
rektor Wasserkraft Deutschland der Uniper Kraftwerke GmbH
und Mitglied des Vorstands der Rhein-Main-Donau AG, Ministeri-
aldirektor Dr. Christian Barth, Amtschef des Bayerischen Staats-
ministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz, Georg Hirsch-
beck, ErsterBürgermeisterderMarktgemeinde Rennertshofen, Dr.
Albrecht Schleich, Mitglied des Vorstands der Rhein-Main-Donau
AG, Dr. Bernhard Gmehling, Oberbürgermeister der Stadt Neu-
burg an der Donau, Prof. Dr.-Ing. Albert Göttle, Präsident des Lan-
desfischereiverbands Bayern und Alois Rauscher, stv. Landrat Neu-
burg-Schrobenhausen. Bild: Jan Kiver, RMD AG

Mayerhofer Hoch-, Tief- und Inge-
nieurbau GmbH und Hagn Um-
welttechnik GmbH sowie den Pla-
nungsbüros WipflerPLAN Pla-
nungsgesellschaft mbH und RMD
Consult GmbH.“

Ende Oktober 2015 begann der
knapp drei Millionen Euro teure
Bau zur insgesamt 1.150 Meter
langen Fischumgehung am linken
(nördlichen) Flussufer um das
Bahnstrom-Kraftwerk Bertolds-
heim an der Donau, die eine Ge-
samthöhendifferenz von bis zu 7,2
Meter überwinden muss. Die Her-
ausforderung war, ein bestehendes
wertvolles Fischgewässer im Um-
lauf um das Kraftwerk so an die
Donau unterhalb und oberhalb des
Kraftwerks Bertoldsheim anzu-
binden, dass ein funktionierendes
Fischaufstiegssystem unter Ein-
bindung des bestehenden Fischge-
wässers entsteht, ohne dieses in
seiner bisherigen Funktion zu be-
einträchtigen.

Dazu wurde das Projekt in fünf
unterschiedlich gestaltete Bauab-
schnitte gegliedert: Neubau von
zwei Raugerinnen, einer künstli-
chen Insel sowie einem aufwändi-
gen Ausstiegsbauwerk, einem
„Vertical Slot“-Fischpass, und An-
bindung der Raugerinne an das be-
stehende Fischgewässer, das mit
700 Meter den längsten Abschnitt
des gesamten Umgehungssystems
darstellt.

Die wanderwilligen Fische fin-
den in den beiden Raugerinnen
ebenso wie in dem technischen
Teil einen optimal gleichmäßigen
Anstieg von rund 10 cm pro
Becken vor. In dem bestehenden
Fischgewässer ist es für die wan-
derwilligen Fische sehr kommod,
da auf 700 Meter nur eine Höhen-
differenz von 60 cm überwunden
werden muss.

Damit die Fische den Abzweig
aus der Donau unterhalb des
Kraftwerks leichter finden, wurde
zur Erzeugung der entsprechenden
Lockströmung der flussabwärts
gelegene Einstieg in Absprache
mit Fischereisachverständigen
aufwändig neu gestaltet. Wasser-
bausteine und eine neue künstliche
kleine Insel sorgen vor dem fisch-
freundlich gestalteten Einstieg in

das 120 Meter lange, unterwasser-
seitige Raugerinne für die unver-
zichtbare Lockströmung. Über 20
versetzte, naturnah gestaltete
Beckenstrukturen mit durchbro-
chenen Querriegeln überwinden
die Fische eine Höhendifferenz
von 1,80 Meter.

Um den Weg aus dem bestehen-
den Fischgewässer in das ober-
wasserseitige Raugerinne zu
finden, wurde der Bereich strö-
mungstechnisch mit Wasserbau-
steinen optimiert. Der Weg in den
Stauraum oberhalb des Kraftwerks
führt über ein 210 Meter langes
mäanderförmig angelegtes Rauge-
rinne mit 39 versetzten, naturnah
gestalteten Beckenstrukturen, über
die 3,20 Meter Höhendifferenz
überwunden werden können.

Eine besondere Herausforde-
rung war das aufwändige techni-
sche Ausstiegsbauwerk und des-
sen Anbindung über ein Trog-
bauwerk durch den bestehenden
Stauhaltungsdamm. Dieser „Ver-
tical Slot“-Fischpass aus 21 ver-
setzten Betonelementen ist tech-
nisch so ausgerüstet, dass trotz der
mehrmals am Tag schwankenden
Pegelstände im Stauraum immer
die optimalen Wasserverhältnisse
für die wandernden Fische in der
Fischwanderhilfe bereitgestellt
werden. Dazu erhielt der aus Be-
ton modellierte Schlitzpass sechs
regelbare Einlaufschütze, die voll
automatisch sicherstellen, dass die
Fischaufstiegsanlage immer mit
einer Wassermenge von durch-
schnittlich 500 Liter pro Sekunde
(3,3 Badewannenfüllungen pro
Sekunde) versorgt wird, damit die
Fische, ob Barbe, Äsche, Huchen,
Nase oder Gründling, problemlos
den Aufstieg gegen die Strömung
durchwandern können. Diese
Wassermenge, die dem bestehen-
den Fischgewässer zugeführt
wird, wird daher auch beim Ab-
zweig des unterwasserseitigen
Raugerinnes aus dem Parallelge-
wässer wieder entnommen.

Konzeption und Bau der Fisch-
aufstiegsanlage um das Bahn-
stromkraftwerk Bertoldsheim
wurden von der RMD Consult
GmbH geplant, die auch die
Bauoberleitung verantwortete. 

den blauen Knopf wurde symbo-
lisch eines der sechs Absperrschüt-
ze, die den Wasserzulauf in die
Fischaufstiegsanlage regulieren,
geöffnet und der Fisch-Bypass um
das Kraftwerk für die Donaufische
freigegeben.

„Wir freuen uns, dass wir ge-
meinsam mit unserem Partner, Be-
triebsführer und Projektleiter Uni-
per Kraftwerke in nicht ganz 16-
monatiger Bauzeit und nach inten-
siver Erprobung heute dieses öko-
logisch vorbildliche und an-
spruchsvolle Projekt offiziell ab-
schließen können“, begrüßte Dr.
Albrecht Schleich, Aufsichtsrats-
vorsitzender der Donau-Wasser-
kraft AG und Vorstandsmitglied
der Rhein-Main-Donau AG, die
zahlreichen Gäste aus Politik,
Wirtschaft, Behörden, Vereinen
und Medien.

„Dieses Öko-Projekt ist ein 
Musterbeispiel für die zeitgemäße
Umsetzung der Europäischen
Wasserrahmenrichtlinie zur Her-
stellung eines guten ökologischen
Zustands von Gewässern auf dem
derzeit aktuellen Stand von Wis-
senschaft und Technik.“, erläuterte
Schleich und ergänzte: „Uns ist es
ein zentrales Anliegen, Ökologie
und Ökonomie bei der Nutzung
der Wasserkraft in Einklang zu
bringen. Mit dieser neu errichteten
Fischaufstiegsanlage in Bertolds-
heim ist das erneut gelungen.“

Schleich dankte allen Beteilig-
ten für das gute Ergebnis und an-
gesichts von rund 11.500 geleiste-
ten Arbeitsstunden vor allem für
die unfallfreie Durchführung des
Projekts. Besonders hob er die
Rolle der an dem Projekt beteilig-
ten Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter, allen voran der Projektleite-
rin Uta Mentz von Uniper Kraft-
werke, hervor. „Unser herzlicher
Dank gilt auch den zuständigen
Ämtern und Behörden sowie der
Fischerei, den Grundeigentümern
und allen anderen Partnern für die

Baufortschritt des Flutpolders Rie-
densheim es erlaubt. Dann ist die
Bahnstrom-Kraftwerkskette der
DWK komplett für Fische durch-
gängig“, so Schleich.

Der Amtschef im Bayerischen
Staatsministerium für Umwelt und
Verbraucherschutz, Ministerialdi-
rektor Dr. Christian Barth, hob in
seiner Festansprache die Bedeu-
tung der ökologischen Wasser-
kraftnutzung für den Freistaat
Bayern hervor. „Die Wasserkraft
ist ein wichtiger Baustein für eine
klimaverträgliche Energieversor-
gung. „Bayern ist mit derzeit rund
11 Milliarden Kilowattstunden
pro Jahr Deutschlands Wasser-
kraftland Nummer Eins. Es ist es
ein zentrales Anliegen der bayeri-
schen Umweltpolitik, den Arten-
reichtum der heimischen Fauna
und Flora in unseren bayerischen
Gewässern zu erhalten und wo
notwendig zu verbessern. Wir
wollen eine optimale Verbindung
von Gewässerökologie und mo-
dernen Energieanlagen. Fischauf-
stiegshilfen wie beispielsweise
beim Bertoldsheimer Donaukraft-
werk sind dabei ein wesentliches
Element für einen besseren ökolo-
gischen Zustand der Flüsse. Sie
tragen dazu bei, die vorhandenen
Potenziale der klimafreundlichen
Wasserkraft möglichst ökologisch
zu nutzen.“

Professor Dr.-Ing. Albert Göttle,
Präsident des Bayerischen Lan-
desfischereiverbandes, betonte in
seinem Grußwort die Wichtigkeit,
gemeinsame Lösungen für Fische-
rei und Energiewirtschaft zu su-
chen und zu finden: „Wir freuen
uns, dass das gemeinsame Arbei-
ten für eine verbesserte Durchgän-
gigkeit zunehmend konkrete Er-
gebnisse bringt. Hier an der Donau
haben wir mit Ingolstadt und jetzt
Bertoldsheim gute Beispiele für
Fischaufstiegsanlagen, bei der die
Kombination von Natur und Tech-
nik besonders schön gelungen ist.
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Start in Stadt und Landkreis Würzburg:

„Interkommunales Präventions-
Netzwerk Radikalisierung“

Das Problem „Radikalisierung“ spaltet zunehmend die Gesell-
schaft. Warum und auf welchen Wegen aber lassen sich Menschen
radikalisieren? Wie lässt sich eine Neigung zu Radikalisierung jeg-
licher Form überhaupt erkennen? Und die wichtigste Frage: Wie
kann ein Gegensteuern gelingen? Frühzeitig Signale erkennen und
Ebenen aufbauen, um radikalen Gruppen und Ideologien keinen
Nährboden zu bieten, ist das Ziel von Stadt und Landkreis Würz-
burg. Dazu starteten sie ein „Interkommunales PräventionsNetz-
werk Radikalisierung“. 

Das interkommunale Netzwerk
mit konkreten Projekten für Kin-
der und Jugendliche ist, mit die-
sem Schwerpunkt, bisher einzigar-
tig in ganz Bayern. Stadt und
Landkreis erhalten dafür eine För-
derung des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Arbeit und Soziales,
Familie und Integration. Das 
StMAS fördert sowohl die Perso-
nalstellen als auch die Projektar-
beit in beiden Verwaltungen bis
Ende 2019. 

„Wir arbeiten intensiv inter-
kommunal zusammen, um Radi-
kalisierung unabhängig von ihrer
Richtung vorzubeugen. Haupt-
aufgabe ist der Dialog und das
Miteinander“, formuliert Ober-
bürgermeister Christian Schuch-
ardt eine Überschrift des Präven-
tionsNetzwerks. Das Netzwerk
wird helfen, Ideologisierung vor-
zubeugen, indem den Jugendli-
chen vielfältige Lebensentwürfe
nahegebracht und gemeinsame
Werte vermittelt werden. 

Prävention meint in diesem Zu-
sammenhang die Grundimmuni-
sierung von Personen gegen-
über extremistischen Ideologien
aufgrund von Sensibilisierung
über Aufklärung und Prävention.
Denn: „Wir wollen keine Vorurtei-
le“, betont Landrat Eberhard Nuß. 

„Wir sind sehr dankbar für die
Förderung und auch stolz“, sagt
Würzburgs Sozialreferentin Dr.

Hülya Düber. „Es ist ein einzigar-
tiges Projekt, das allgemeine und
spezifische Themen und Bedürf-
nisse Jugendlicher aufgreift und
pädagogische Fachkräfte infor-
miert und sensibilisiert.“

„Der interkommunale Ansatz
und die direkte Präventionsarbeit
mit den Jugendlichen machen die
Einzigartigkeit des Projektes aus“,
erklärt Eva-Maria Löffler, Ge-
schäftsbereichsleiterin Jugend, So-
ziales und Gesundheit vom Land-
ratsamt Würzburg. „Tatsächlich
wissen wir nicht, wie Radikalisie-
rung funktioniert, aber mit der Ju-
gendarbeit haben wir einen guten
Hebel, frühzeitig anzusetzen und
Mechanismen zum Gegensteuern
zu entwickeln“, weiß Klaus Ro-
stek, Fachbereichsleiter Amt für
Jugend und Familie, Landkreis
Würzburg. 

Ideologisierung vorbeugen

Die Arbeit im PräventionsNetz-
werk Radikalisierung wird sich in
einem ersten Schritt religiös be-
gründeter Radikalisierung wid-
men. Dazu wird der Dialog mit al-
len Glaubensrichtungen gesucht,
um jeder Form von Ideologisie-
rung vorzubeugen. Das Präven-
tionsNetzwerk Radikalisierung
schließt sich dem Leitbild von
Ufuq an, einem anerkannten Trä-
ger der freien Jugendhilfe und der

politischen Bildung und Präventi-
on zu den Themen Islam, Islam-
feindlichkeit, aber auch Islamis-
mus. Dieses Leitbild besagt, dass
die Veränderungen in der Einwan-
derungsgesellschaft Deutschland
auch zu Irritationen, Verunsiche-
rungen und Ängsten führen. Daran
knüpfen nationalistische, rassisti-
sche oder religiös begründete fun-
damentalistische Strömungen an
und setzen der pluralistischen
Wirklichkeit Ideologien der Un-
gleichheit entgegen. Dies ist laut
Ufuq „eine Chance für die bestän-
dig notwendigen Prozesse der Ver-
gewisserung, Stärkung und Wei-
terentwicklung von Werten und
Normen des Zusammenlebens in
der Demokratie.“

Handlungsfelder

Das Konzept des Präventions-
Netzwerks Radikalisierung basiert
auf drei Handlungsfeldern: Netz-
werkbildung aller Akteure, Sensi-
bilisierung und Schulungen von
Multiplikatoren, Prävention: Kon-
krete Projekte für Kinder und Ju-
gendliche.

Die Stadt Würzburg setzt sich
bereits seit 2011 sehr engagiert im
bundesweiten Rahmen von „De-
mokratie leben“ und dessen Vor-
gängerprogramm „Toleranz för-
dern – Kompetenz stärken“ gegen
jede Form von Diskriminierung
ein, ganz besonders auch Rechts-
extremismus. Inhalt ist der Ausbau
demokratischer Werte und zivil-
gesellschaftlichen Engagements.
Kooperationspartner von „Demo-
kratie leben“ in Würzburg ist das
Bündnis für Zivilcourage. Die viel-
fältigen Erfahrungen der Akteure
aus „Demokratie leben“, sowie die

daraus schon erfolgte Vernetzung
der Kräfte vor Ort, sind beim Auf-
bau des PräventionsNetzwerks
Radikalisierung hilfreich. Einge-
bunden sind darin Akteure sämtli-
cher hier ansässiger Glaubensge-
meinschaften und Kirchen. 

Multiplikatoren wie Pädagogen
werden in Fachvorträgen, Fach-
tagungen, Diskussionsveranstal-
tungen und Fortbildungen für
Warnsignale und Ursachen von
Radikalisierung sensibilisiert. Ver-
mittelt wird dort auch religions-
pädagogisches Wissen. Damit
werden die Multiplikatoren be-
fähigt, Radikalisierungstendenzen
bei Jugendlichen frühzeitig zu er-
kennen. 

Entwickelt werden Präventions-
formen und individuelle Maßnah-
men bei ersten Anzeichen von Ra-
dikalisierungstendenzen, die die
Jugendlichen stärken und ihnen ei-
ne gemeinsame Wertebasis ver-
mitteln. In Workshops setzen sich
die Jugendlichen dann gezielt mit
Vorurteilen, Diskriminierung aber
auch Demokratie und Werten aus-
einander. Ziel ist es, die Heran-
wachsenden in ihrem Selbstbe-
wusstsein zu stärken, damit sie vor
einfachen ideologisch begründe-
ten Angeboten und deren Wirkme-
chanismen besser geschützt sind.
Themen werden sein: religiöse
Bildung und interreligiöser Dia-
log, Auseinandersetzung mit der
eigenen Identität, Aufklärung über
Extremismus und Terrorismus,
partizipative Methoden der politi-
schen Willensbildung und Ent-
scheidungsfindung. Das Angebot
wird sich an alle Jugendlichen
richten, ob mit oder ohne Migra-
tionshintergrund. 

Jugendliche, die deutliche Ver-
haltensänderungen zeigen, sich
von sogenannten „Ungläubigen“
abgrenzen, gegen klar abgegrenz-
te Feindbilder agitieren, sich iso-
lieren und abschotten, zeigen
Warnsignale von Radikalisierung.
Auch das äußere Erscheinungsbild
oder das Essverhalten können sich
ändern. „Wichtig ist es, eventuelle
Identitätskrisen von Jugendlichen
zu erkennen und schon bei verein-
zelten, ideologischen Kommenta-
ren frühzeitig einzugreifen“, er-
klärt Elena Enzmann, Projektleite-
rin des PräventionsNetzwerks für
die Stadt Würzburg. Häufig setzen
betroffene Jugendliche der Kom-
plexität der modernen Welt eine
Schwarz-Weiß-Sicht gegenüber.
Unabhängig vom ideologischen
Gehalt bedinge Radikalisierung
aber immer ein Zusammenspiel
von Persönlichkeitsfaktoren, So-
zialisationseffekten und Gelegen-
heitsstrukturen, wie eine labile
Persönlichkeit im Jugendalter mit
geringer sozialer Resonanz, kon-
fliktbeladenen Familienverhältnis-
sen, Diskriminierungserfahrungen
sowie die letztlich zufällige Gele-
genheit mit Szenenangehörigen in
Kontakt zu kommen. 

Sowohl Stadt als auch Land-
kreis Würzburg haben für die Lei-
tung des Präventions-Netzwerks
eine eigene Stelle geschaffen. Im
Landkreis Würzburg übernimmt
diese Tätigkeit Diplom-Sozial-
pädagoge Jürgen Schwab, in
Würzburg Diplom-Sozialpädago-
gin Elena Enzmann. 

Von links: Würzburgs Landrat Eberhard Nuß, Eva-Maria
Löffler (Geschäftsbereichsleiterin Jugend, Soziales und Ge-
sundheit, Landratsamt Würzburg), Klaus Rostek (Fachbe-
reichsleiter Amt für Jugend und Familie, Landratsamt),
Elena Enzmann (städtische Projektleiterin des Präventions-
Netzwerks), Dr. Hülya Düber (Sozialreferentin, Stadt Würz-
burg), Gunther Kunze (Leiter Fachbereich Jugend und Fa-
milie, Stadt Würzburg), Oberbürgermeister Christian
Schuchardt. Bild: Claudia Lother

Ateliertage in Nördlingen:

Reizvolle Stationen
der Kunst

20 Künstler hatten bei den
9. Ateliertagen der Stadt
Nördlingen ihre Ateliers geöff-
net, um mit den Bürgern in
Kontakt treten zu können.
Nach 16 Jahren hat sich die Rei-
he als fester Bestandteil im
Nördlinger Veranstaltungska-
lender etabliert. Das Konzept,
ausgehend von der Ursprungsi-
dee, möglichst viele zeitgenössi-
sche Künstlerinnen und Künst-
ler an einem Wochenende, zu
genau den exakt festgelegten
Öffnungszeiten, besuchen zu
können, hat sich bewährt.

Der Reiz bestand einmal mehr
darin, durch die mittelalterliche
Altstadt zu schlendern, fußläufig
die historische Bausubstanz zu
erleben und in elf Ateliers allein
innerhalb der 2,7 Kilometer lan-
gen rundum begehbaren Stadt-
mauer zeitgenössische Kunst-
werke zu betrachten. 

Metropolen im Blick

Im südlichen Stadtteil bei-
spielsweise waren die Ateliers
Troll, Mussgnug, Ranftl und
Kamlah Garant für überraschen-
de, neue, aber auch immer wieder
schön anzuschauende Kunstwer-
ke. Wolfgang Mussgnug führte
seine „Metropolen“-Serie mit
Shanghai und Montevideo fort –
sie bestehen aus jeweils sieben
Tafeln mit Materalien, Symbolen
und Bildern, die den Geist der
Stadt symbolisieren. 

Auch neue Nördlingen-Motive
auf Suevit und neue Objekte aus
Murano-Glas waren zu sehen. Zu
Gast war als Neuzugang der Ate-
liertage die 17-jährige Afghanin
Shiba Kamran mit Architektur-
zeichnungen und gegenständli-
cher Ölmalerei.

Fokus auf Designobjekte

Im Atelier Ranftl zeigte Ma-
rianne Ranftl aktuelle Figuren
aus unterschiedlichen Stoffen
und neue Übernähungen und
Stickbilder. Helmut Ranftl führ-
te seine Auslotung von Farbe,
Form und Struktur in Einzelbil-
dern und Sequenzen fort. Zu
Gast war Heiner Hildebrand,
der seine Kunst und Präzision
anhand von Möbel-Unikaten
und weiteren Designobjekten
demonstrierte.

Faszinierende Symbiose

Bei Wolfgang Kamlah faszi-
nierte die Symbiose zwischen
prächtigem Garten und Öl- und
Acrylbidern mit neuen Land-
schafts- und Urlaubsmotiven.
Auch abstrakte Strukturmotive
wie von Felsformationen oder
Wäldern fügten sich gut ins grü-
ne Atelier ein. 

In der Altstadt präsentierte
der Miniaturkünstler Hennes

Ruißing in der besonders dich-
ten künstlerischen Atmosphäre
seines Mini-Ateliers ein bis-
lang unveröffentlichtes riesiges
Gemälde zum Kunstmetier an
sich, nämlich einen Akt mit
der Kunstklasse im Hinter-
grund. Sehenswert waren zu-
dem seine Ölgemälde mit
Landschaftsansichten aus dem
Ries. DK

500 Jahre
Salzbergwerk Berchtesgaden

Bergfest mit Ministerpräsident Seehofer als Höhepunkt

Das Salzbergwerk Berchtesgaden, eine der bedeutendsten At-
traktionen Deutschlands, feiert 2017 runden Geburtstag: Gre-
gor Rainer, Reichsprälat und Propst des Augustiner-Chorher-
renstifts Berchtesgaden, gründete 1517 mit dem Anschlagen
des Petersbergstollens das Salzbergwerk Berchtesgaden. Da-
mit begann die einmalige Chronik von 500 Jahren ununter-
brochenem Salzabbau in den Tiefen der bayerischen Alpen.

360.000 Gäste aus dem In-
und Ausland besuchen jährlich
die Attraktionen des Besucher-
bergwerks. Moderne audiovisu-
elle Darstellungen und Laser-
shows sowie traditionelle Be-
standteile wie die Einfahrt mit
der Besucher-Grubenbahn, die
Bergmannsrutsche in der Salz-
kathedrale oder die Fahrt mit
dem Floß über den unterirdi-
schen Salzsee, machen es zu ei-
nem beliebten Ausflugsziel in
der Tourismusregion Berchtes-
gaden-Königssee.

Aktionen und Veranstaltungen
bilden den Rahmen für das Ge-
burtstagsjahr. Am Salzbergwerk
selbst zeigen in den Monaten Ju-
li und August 2017 sog. Deichel-
bohrer, wie man einst aus Baum-
stämmen Soleleitungen fertigte
und Salzsieder sowie Schachtel-
macher stellen ihr traditionelles
Handwerk vor. Gäste wandern
auf einem Jubiläumspfad und er-
fahren mehr über Gebäude und
die 400-jährige Geschichte der
Zunft sowie einiges über das
200-jährige Bestehen der Sole-
leitung Berchtesgaden-Bad Rei-
chenhall. Während des gesamten
Jahres sind zu salzrelevanten
Themen wie „500 Jahre Salz-
bergbau“ oder „Salz und Glau-
be“ mehrere Sondervorträge un-
ter Tage geplant.

Den Höhepunkt der Veranstal-
tungsreihe bildete am Pfingst-
montag das traditionelle ganztä-
gige Bergfest, das ganz im Zei-

chen der 500 Jahre Salzbergwerk
stand. Kirchen- und Festzug der
Bergleute mit vielen Kapellen
aus der Region, der Gottesdienst
in der Berchtesgadener Stiftskir-
che mit Kardinal Marx, Erzbi-
schof von München und Frei-
sing, und der Festakt mit Büh-
nenprogramm sowie viel Promi-
nenz im Berchtesgadener Kon-
gresshaus schufen den angemes-
senen Rahmen für ein großes
Geburtstagsfest.

Im Rahmen eines Festakts gra-
tulierte Ministerpräsident Horst
Seehofer der Südwestdeutschen
Salzwerke AG zu einem „einma-
ligen Jubiläum“ und unterstrich
die Bedeutung des Salzbergwerks
für das Berchtesgadener Land
und ganz Bayern: „Als ältestes
aktives Bergwerk Deutschlands
und Touristenmagnet ist das Salz-
bergwerk Berchtesgaden eine
bayerische Institution. Es steht für
nachhaltiges Wirtschaften, lang-
fristiges Denken und gelebte un-
ternehmerische Verantwortung.
Im Freistaat gibt es kaum eine so
gesegnete Region wie das
Berchtesgadener Land mit Bil-
derbuchlandschaften, wo man
hinsieht, Tradition, Heimatliebe
und Zukunftskraft. Hier ist die
Lebensqualität daheim“, beton-
te Seehofer.

Mit seinem Mehr an Lebens-
qualität und Lebenskultur, dem
Zusammenhalt und den geleb-
ten Werten, seiner wirtschaftli-
chen Stärke und Zukunftsfähig-

keit stehe der Freistaat auch für
Stabilität in einer instabilen Welt,
so der Ministerpräsident. „Ein
Symbol dafür, dass Bayern et-
was Besonderes ist, ist auch der
heutige Tag mit diesem ganz be-
sonderen 500-jährigen Jubiläum
des Salzbergwerkes Berchtes-
gaden“, hob Seehofer hervor.

Staatskanzleichef Marcel Hu-
ber unterstrich ebenso wie Bür-
germeister Franz Rasp und
Landrat Georg Grabner die „hi-
storische und wirtschaftliche
Bedeutung des Salzes für die
Region“. Das in Berchtesgaden
geförderte und in Reichenhall
verarbeitete Speisesalz sei fest
verankert mit dem Berchtes-
gadener Land, weshalb Huber
die „feste Überzeugung“ ver-
trat, „dass dies noch lange Be-
stand haben wird“. DK

V.l.: Raimund Bartl, Betriebsleiter des Salzbergwerkes, Wolf-
gang Rüther, Vorstand der Südwestdeutschen Salzwerke AG,
Pfarrer Dr. Thomas Frauenlob, Ulrich Fluck, Sprecher des
Vorstands der Südwestdeutsche Salzwerke AG, Staatsminister
Dr. Marcel Huber, Prinz Leopold von Bayern und Minister-
präsident Horst Seehofer. Bild: Salzbergwerk Berchtesgaden
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„Der französische Präsident
spricht Englisch. Öffentlich!
Der macht aber wirklich alles
anders als seine Vorgänger.“
Mein Chef, der Bürgermeister,
kann sich manchmal in kleine
Meldungen verbeißen, die un-
sereinem kaum auffallen. 

Aber richtig: Emmanuel Ma-
cron hat auf die Ankündigung
Präsident Trumps, das Pariser
Klimaabkommen zu kündigen,
mit dem englisch gesprochenen
Satz „Make our planet great again“ reagiert und
mit dieser Persiflage auf „Make America great
again“ nicht nur einen rhetorischen Volltreffer
gelandet, sondern auch ein Tabu der Fünften Re-
publik gebrochen. Bisher sprach seit de Gaulle,
der den Angelsachsen zutiefst misstraute, kein
französischer Präsident bei offiziellen Anlässen
ungestraft eine andere Sprache als die Voltaires,
Baudelaires und Goscinnys. Im Gegenteil,
Frankreich ist die Hochburg im Kampf gegen

Anglizismen aller Art und unbegrenzt erfin-
dungsreich, wenn es darum geht, Entsprechun-
gen für englische Ausdrücke zu erfinden. Legen-
där die Übersetzung des Schiffstyps Tanker mit
Bâteau-citerne, des Computers mit ordinateur
oder des Web mit réseau.

Hat die Globalisierung jetzt auch Frankreich
fest im Griff, die sich nach einer sehr klugen Be-
merkung von Wolfgang Schäuble ja nicht zuletzt
durch das Ausbreiten von BSE (Bad Simple
English) auszeichnet? Oder sieht man mittler-
weile auch jenseits des Rheins die Kenntnis und
den Gebrauch von Fremdsprachen entspannter?
Schließlich haben sich eine ganze Reihe der neu-
en Minister beeilt, auf ihre Deutschkenntnisse
hinzuweisen und während die alte Regierung in
Paris den Deutschunterricht in den Schulen noch
als Elitenprojekt sah, will die neue Deutsch als
Unterrichtsfach wieder stärken. Schon deshalb
wünsche ich den Macronisten am Sonntag alles
Gute für die Wahl.

Mein Chef liebt ja Sprachen. Mit seinen Leis-
tungskursen in Englisch und Französisch erfüllt
er auch die Idealvorstellung der Europäischen

Union, wonach jeder EU-Bür-
ger neben seiner Mutterspra-
che noch zwei weitere Spra-
chen beherrschen sollte. Wobei
das mit dem Beherrschen
natürlich ein weites Feld ist.
Beherrsche ich Italienisch, nur
weil ich mir bei mindestens
zwei Aufenthalten pro Jahr seit
meinem 14. Lebensjahr alle 
für vivere und soppravvivere
notwendigen Vokabeln beige-
bracht habe, ohne Rücksicht

auf Grammatik und Orthographie? Die Leute ka-
pieren, was ich von ihnen will und ich kapiere,
was sie von mir wollen und das ganz locker und
freundschaftlich. Sprache dient ja in erster Linie
der Verständigung zwischen den Menschen – und
wenn die klappt, ist es gut.

Was ich sehr bedaure ist, dass bei uns so wenig
ost- und ostmitteleuropäische Sprachen gelernt
werden. Dabei ist Deutsch nach Englisch östlich
der Oder und des Bayerwaldes die beliebteste
Fremdsprache überhaupt. Warum bemühen wir
uns so wenig, mit unseren Nachbarn im Osten
und Südosten genauso ins Gespräch kommen zu
können, wie mit Franzosen, Italienern oder Spa-
niern? Weil die Sprachen schwieriger sind?
Möglich. Ich hab mal einen Polnisch-Kurs bei
der Volkshochschule belegt und bin gescheitert.
In erster Linie natürlich wegen mangelnder
Lerndisziplin, aber sicherlich auch, weil man 
keine Bezüge zu aus der Schulzeit bekannten
Sprachen ziehen kann. Eigentlich schade.

Mein Chef, der Bürgermeister, wollte mal Rus-
sisch lernen, ist aber über das kyrillische Alpha-
bet nicht recht rausgekommen. Irgendwie fehlte
dann die Motivation. Die könnte jetzt wieder wie
ein kleines Pflänzchen aufscheinen, denn bei ei-
ner Moskau-Reise hat er bemerkt, wie nützlich es
trotz fehlender Sprachkenntnisse war, zumindest
die Straßenschilder lesen zu können. Ja Reisen
bildet und motiviert! Vielleicht sollte ich auch
mal nach Bulgarien, Kroatien oder Polen reisen,
um auf den Sprach-Geschmack zu kommen? Wie
sehr wir aber trotz aller Sprachenvielfalt doch
immer an unserer Muttersprache hängen wer-
den, zeigt ein kleiner Satz der Schriftstellerin
Herta Müller: „Sprache ist keine Heimat, man
nimmt seine Sprache ja mit in ein anderes Land“.

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Make our planet
great again – egal in

welcher Sprache!

Drei-Franken-Treffen der CSU:

Lust auf Zukunft 
Innere Sicherheit als Kernkompetenz der Union

Franken (pmw). Beim diesjährigen Drei-Franken-Treffen der
ober-, mittel- und unterfränkischen CSU-Verbände rief Joachim
Herrmann alle Bürgerinnen und Bürger dazu auf, bei der Bun-
destagswahl am 24. September zur Wahl zu gehen und sich im
Vorfeld aktiv zu informieren. „Es kommt auf jede Stimme an!“.
Und die Parteifreunde müssten im Zuge des Wahlkampfes den
Menschen „Lust auf Zukunft, Lust auf Politik, Lust auf CSU“
machen. Keine Zweifel ließ der Bayerische Staatsminister des In-
nern, für Bau und Verkehr daran, dass „überall, wo dies möglich
ist, die Roten mit den Linken und den Grünen koalieren werden“.

Es gelte gerade angesichts zu-
nehmender Unsicherheiten von
außen und im Innern eben dies zu
verhindern. Die CSU verfüge
über die Kernkompetenz in Sa-
chen Sicherheit, was auch in Ber-
lin noch stärker zur Geltung kom-
men könnte, wenn die Wählerin-
nen und Wähler mitmachen.
„Nur mit einer klaren Sicherheits-
und Rechtspolitik können die
Herausforderungen bewältigt
werden“, so CSU-Bezirksvor-

sitzender Joachim Herrmann.
Dass die CSU Wort hält, zeigte

Herrmann unter anderem anhand
der aktuellen Baustelle zum 6-
streifigen Ausbau der Autobahn
bei Geiselwind auf: „Versprochen
und gehalten“. 

Bekenntnis zum 
ländlichen Raum

Beim jährlichen Drei-Franken-
Treffen gab es auch wieder ein
klares Bekenntnis zum ländlichen
Raum und zur Landwirtschaft. In
diesem Zusammenhang entschul-
digte er den örtlichen Wahlkreis-
abgeordneten im Deutschen Bun-
destag und Bundesminister für
Ernährung und Landwirtschaft,
Christian Schmidt, der beim zeit-
gleich stattfindenden Evangeli-
schen Kirchentag in Berlin auch
in seiner Eigenschaft als stellver-
tretender Parteivorsitzender ge-
bunden war. Herrmann: „Es ist
wichtig, dort vertreten zu sein,
weil das Christliche auch im 21.
Jahrhundert zukunftsweisend
ist“.

Damit dankte er auch den bei-
den Geistlichen, die traditions-
gemäß in gelebter Ökumene das
Drei-Franken-Treffen mit einer
Andacht eröffneten und die Frage
stellten, ob auch eine Partei „Hei-
mat“ bieten könne. Innen-Staats-
sekretär Gerhard Eck beantworte
dies mit einem eindeutigen „Ja“:
So gestalte die CSU seit Jahr-
zehnten das Land. In der Demo-
kratie seien politische Gruppie-
rungen unabdingbar und könnten
somit nicht nur politische Heimat
sein, sondern auch die Heimat als
Land prägen.

„Verantwortung 
für unsere Heimat“

Herrmann und Eck mit Blick
auf die aktuelle Diskussion um ei-
nen weiteren Nationalpark: „Der
Steigerwald bleibt Naturpark“.
Für Gerhard Eck stehe „schützen
und nützen“ im Mittelpunkt des
Umgangs mit dem Steigerwald,
„aus Verantwortung für unsere
Heimat“. Die naturnahe Waldbe-
wirtschaftung habe die Kultur-
und Waldlandschaft geformt und
diese Symbiose aus Nachhaltig-
keit und Wirtschaftlichkeit mache
Sinn.

„Mit Joachim Herrmann an der
Spitze setzt ganz Bayern bei der
Bundestagswahl auf Franken“,
meinte Parlamentarischer Staats-
sekretär Thomas Silberhorn und

ging damit auch auf die Bemer-
kung von Gerhard Eck ein, wo-
nach Joachim Herrmann „das
Gesicht für Innere Sicherheit“ sei.
„Es ist eben nicht gleichgültig,
wer Politik macht“, was schon die
unterschiedlichen Bilanzen aus
den einzelnen Bundesländern
aufzeigten.

Sicherstellung 
der Infrastruktur

Armin Luther, Erster Bürger-
meister von Burghaslach begrüß-
te anfangs mehrere Hundert Gä-
ste auch im Namen des diesjährig
ausrichtenden Ortsverbandes und
dankte der Kapelle „Drei-Fran-
ken-Eck“ unter Leitung von Nor-
bert Volk für die schwungvolle
musikalische Begleitung. Sicht-
lich stolz auf diesen von den drei
Kommunen Schlüsselfeld, Gei-
selwind und Burghaslach ge-
meinsam gestalteten „wunder-
schönen Platz“ an der Schnittstel-
le der Regierungsbezirke. Als
Bürgermeister einer Landge-
meinde fühle er sich bei der Si-
cherstellung der Infrastruktur im
ländlichen Raum bei seinen
Freunden von der CSU „in besten
Händen“. 

Zum 65. Geburtstag von Josef Mend:

Geschick und Gespür
Er ist länger im Amt als Bundeskanzler Kohl es je war. Die Rede
ist von Iphofens Erstem Bürgermeister Josef Mend, der seit 27
Jahren die Geschicke der weit über die Grenzen hinaus bekann-
ten unterfränkischen Weinstadt lenkt. Am 24. Mai feierte der über-
aus beliebte und geschätzte Rathauschef seinen 65. Geburtstag.

Nach seiner Ausbildung bei der
Stadt Iphofen zum Verwaltungs-
angestellten absolvierte Mend

lastung empfunden, dass der Ort
viel historische Bausubstanz auf-
zuweisen hat. Damals standen
Wohnungen und Geschäfte leer.
Landwirtschaftliche Hofstellen
wurden nicht mehr gebraucht und
öffentliche Gebäude waren ohne
Nutzung bzw. standen kurz davor.
Die Bausubstanz und die Straßen
und Plätze waren größtenteils in
schlechtem Zustand. 

Die Vielzahl an Maßnahmen,
die überwiegend unter Mends
Ägide erfolgten, hat das Erschei-
nungsbild der Stadt positiv verän-
dert. Exemplarisch hierfür stehen
das Altenbetreuungszentrum, die
Vinothek, die Karl-Knauf-Halle,
die zahlreichen Bürgerhäuser auf
den Dörfern und ein neues
Dienstleistungszentrum. Junge Fa-
milien sind in der Altstadt geblie-
ben oder zugewandert. Handel
und Tourismus haben wieder im
Zentrum investiert. 

Gefragt nach seinem Lebens-
motto, verweist das populäre
Stadtoberhaupt, das bei der Kom-
munalwahl 2014 stolze 95,5 Pro-
zent der Wählerstimmen auf sich
vereinen konnte, auf den franzö-
sischen Moralisten Joseph Jou-
bert: „Denke beratend an die Ver-
gangenheit, genießend an die Ge-
genwart und handelnd an die Zu-
kunft.“ In diesem Sinne: Ad mul-
tos annos! DK

Zum 60. Geburtstag von Gerold Noerenberg:

Kompetent und tatkräftig
„Neu-Ulm ist eine aufstrebende, junge Stadt, für die ich mit En-
gagement, Freude und Passion arbeite“, unterstreicht Oberbür-
germeister Gerold Noerenberg. Seit 13 Jahren stellt er sich kom-
petent und tatkräftig der besonderen Verantwortung. Am 19. Mai
beging der CSU-Politiker seinen 60. Geburtstag. 

Seit 1975 ist der gebürtige
Neu-Ulmer CSU-Mitglied und
seitdem im politischen Gesche-
hen aktiv. Nach dem Abitur stu-

Neben den Bereichen Wirt-
schaft und Soziales ist für den OB
die Entwicklung der großen
Kreisstadt Schwerpunktthema
seiner kommunalpolitischen Ar-
beit. Ihm geht es aktuell darum,
Neu-Ulm ein „Wir-Gefühl“ zu
geben, sprich dem Thema Marke-
ting künftig mehr Bedeutung bei-
zumessen. Zum einen sei das Ge-
meinschaftsgefühl in Neu-Ulm
und den Stadtteilen zu stärken;
zum anderen gehe es um die Fra-
ge, wie die Stadt von außen wahr-
genommen werden soll. 

Aktuell werde überlegt, wie
das 150-jährige Stadtjubiläum im
Jahr 2019 zu gestalten ist. Zudem
besitzt die Stadt mit Einrichtun-
gen wie Ratiopharm-Arena, Klet-
terhalle, Disc-Golf und diversen
Badeseen einen enorm hohen
Freizeitwert. 

Bayerns Innenminister Joa-
chim Herrmann nahm in einem
Glückwunschschreiben an den
Oberbürgermeister dessen Ehren-
tag zum Anlass, Noerenberg für
sein langjähriges Wirken im
Dienst der Kommunalen Selbst-
verwaltung ausdrücklich zu dan-
ken: „In Deiner bisherigen Amts-
zeit konnten viele Projekte reali-
siert werden, die die Attraktivität
Neu-Ulms für seine Bürgerinnen
und Bürger sichtbar gesteigert ha-
ben“, unterstrich der Kommunal-
minister. So nannte er etwa die
Neugestaltung des Bahnhofsare-
als, die Umwandlung und Auf-
wertung des ehemaligen amerika-

V.l.: Landrat Johann Kalb (Bamberg), MdL Hans Herold, Parl. Staatssekretär und stv. Bez.-Vors.
Thomas Silberhorn, CSU-Bezirksvorsitzender MFR Joachim Herrmann, Europaabgeordnete Mo-
nika Hohlmeier, Staatssekretär und CSU-Bezirksvorsitzender UFR Gerhard Eck, MdB Dr. Anja
Weisgerber, Bundestags-Listenkandidat Tibor Brumme, MdL Manfred Ländner, Bundestags-Lis-
tenkandidat Manfred Scholl, Bezirkstagspräsident OFR Dr. Günther Denzler, Bezirksrätin Christi-
ne Bender, Bezirkstagspräsident MFR Richard Bartsch. Bild: Albrecht Börner

Erdwärmesonden
im Neubaugebiet 
Gerolzhofen. 30 von 31 wun-

derschön gelegenen, naturnahen
Grundstücken wurden im Bau-
gebiet „Am Nützelbach“ mit Erd-
wärmesonden erschlossen. Die
Stadt Gerolzhofen will mittels
„Kaltwärmeversorgung“ den
künftigen Energiebedarf im Neu-
baugebiet ermöglichen. „So wird
die CO2-Belastung minimiert“,
informierte Bürgermeister Thor-
sten Wozniak.

Die Kaltwärmeversorgung be-
steht aus zwei Erdwärmesonden,
die Verbindungsleitungen zum
Soleverteiler sowie den Solever-
teilerschacht. Die weiteren Anla-
gen wie die Wärmepumpe wer-
den nach derzeitigen Stand geför-
dert. Die Lebensdauer der Erd-
wärmesonde beläuft sich auf
mehr als 50 Jahre.

Wozniak/Stadt Gerolzhofen

Gerold Noerenberg. 

Josef Mend. 

dierte er Jura und eröffnete 1984
seine eigene Kanzlei. Acht Jahre
lang saß Gerold Noerenberg im
Neu-Ulmer Stadtrat, von 1999 bis
2002 bekleidete er das Amt des
CSU-Fraktionsvorsitzenden. 

Von 2002 bis 2004 wirkte der
Jubilar die Entwicklung als zwei-
ter hauptamtlicher Bürgermeister
mit, ehe er schließlich 2004 zum
Oberbürgermeister gewählt wur-
de. Seit Oktober 2008 ist Noeren-
berg außerdem Vorsitzender des
Sportausschusses des Bayeri-
schen Städtetages und seit Sep-
tember 2014 Sprecher der Ar-
beitsgemeinschaft der großen
Mitglieder des Bayerischen Ge-
meindetags.

nischen Militär- und Kasernen-
geländes Wiley oder die Umge-
staltung des Petrusplatzes als Bei-

spiele für die erfolgreiche Stadt-
entwicklung Neu-Ulms in den
vergangenen Jahren. DK

später die Anstellungsprüfung
für den gehobenen Verwaltungs-
dienst. 1990 wurde der FW-Poli-
tiker mit 38 Jahren zum Ersten
Bürgermeister bestimmt. Zudem
fungiert der Jubilar u. a. als Erster
Vizepräsident des Bayerischen
Gemeindetags und als Vorsitzen-
der des Forstausschusses des
Bayerischen Städtetags.

Josef Mend hat in Iphofen Spu-
ren hinterlassen und Akzente ge-
setzt, die noch weit in die Zukunft
reichen werden. In den 1970er
Jahren wurde es noch eher als Be-
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Sie finden uns auf Twitter und Facebook:
www.twitter.com/gz_aktuell

www.facebook.com/GZaktuell

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunal- und Agrartechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg-Lengfeld, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de

Kommunalfahrzeuge
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SchachtAusrüstungen

Schachtabdeckungen, Schachtleitern
Einstieghilfen, Fallschutzeinrichtungen
Fassadenleitern, Rückenschutzsysteme

Hailo-Werk · Schacht-Ausrüstungstechnik
Postfach1262 · D-35702 Haiger · Fax: (02773)821218 
Telefon: (02773)821256 · www.hailo-professional.de

Wissen was für bayerische
Kommunen wichtig ist:

Ihr ABO der

Fahnenmaste + Fahnen

HELA-MAST GmbH · Postfach 10 11 55 · 57202 Kreuztal
Telefon: 02732 /76 87-0 · Telefax: 02732 /76 87-10
E-Mail: info@hela-mast.de · Internet: www.hela-mast.de

Fahnenmaste, Fahnen, Lichtmaste, Leuchten, 
Flutlichtanlagen, Fahrradständer, Abfallsammler

Abzeichen Fahnenmaste + FahnenFahnenmaste + Fahnen

Gewerbebau

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Energiedienstleistung

Vorschau auf GZ 12
In unserer Ausgabe Nr. 12, die am 29. Juni 2017
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
 EDV . IT . Technik und Ausstattung 

für die Kommunalverwaltung
 Kommunikationstechnologie . Breitband . Mobilfunk
 Wasser . Abwasser . Gewässerschutz
 Kommunale Baupolitik
 Kommunalfahrzeuge . Dienstfahrzeuge

Muggendorf leuchtet:

Wiesentpromenade 
im Farbenspiel

„Die Eröffnungsfeier von ‘Muggendorf leuchtet’ war ein voller
Erfolg. Das Lichtevent von Oberfranken Offensiv e.V. lockte am
Eröffnungswochenende viele Besucher in die Wiesentgemeinde“,
so Bürgermeister Helmut Taut. 

„Meine Erwartungen wurden
weit übertroffen“, freute sich der
Bürgermeister der Gemeinde
Wiesenttal, über die hohe Besu-
cherzahl. Trotz Regen am Vormit-
tag und Champions-League End-
spiel ließen sich Hunderte Mug-
gendorfer, Besucher aus Nach-
bargemeinden und Touristen das
Lichterspektakel nicht entgehen.
Bei Blasmusik, fränkischem Bier
und Bratwürsten wurde Muggen-
dorf zunächst erleuchtet. An-
schließend informierte Diplom-
Ingenieur Michael Müller, Pro-
jektleiter von der Hochschule Co-
burg, beim nächtlichen Spazier-
gang entlang der Wiesentprome-
nade über die Lichtinstallationen.

Die Orte der Fränkischen
Schweiz bieten eine einmalige
Kulisse für Oberfrankens Licht-
events. Nicht umsonst gehören

Muggendorf und Streitberg zu
den ältesten Tourismusorten der
Region, betonte Dr. Günther
Denzler, stellvertretender Vorsit-
zender von Oberfranken Offensiv
e.V., bei seiner Eröffnungsrede.
„Mit dem kreativen Einsatz von
moderner Beleuchtung wird ein
wertvoller Beitrag zur Zukunfts-
fähigkeit unserer Städte und Ge-
meinden geleistet. In ganz Bay-
ern, ja nicht einmal in ganz
Deutschland finden Sie etwas
Vergleichbares“, schwärmte der
Bezirkstagspräsident.

Ziel der Lichinstallationen in
Oberfranken ist es, die Kommu-
nen zu einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung zu motivieren und
das Gemeinde- und Städtebild
aufzuwerten. Das Muggendorfer
Event ist bereits das 45. seiner
Art. 

V.l.: Landrat Dr. Hermann Ulm, Landtagsabgeordneter Peter
Meyer, stellv. Vorsitzender von Oberfranken Offensiv e.V., Be-
zirkstagspräsident Dr. Günther Denzler, Gabriele Teufel, Mitar-
beiterin von Oberfranken Offensiv e.V., Sigmund Teufel, Bundes-
tagsabgeordnete Dr. Silke Launert, Christine Ulm. 

Bild: Oberfranken Offensiv e.V.

Imageoffensive der Metropolregion Nürnberg: 

Platz für viele 
Lebensmodelle

Nürnberg (obx). Innovationen und die Lebensgrundlagen von
morgen entstehen nicht nur in den großen Städten. Das ist seit ih-
rer Gründung im Jahr 2005 die „DNA“ der Metropolregion
Nürnberg. Eine groß angelegte Imageoffensive erzählt seit dem
vergangenen Jahr die Erfolgsgeschichten aus dem Raum, in dem
rund 3,5 Millionen Menschen in Franken und der Oberpfalz so-
wie Südthüringen leben unter der Überschrift „Platz für…“. 

Zehn Motive und dazugehörige
Videos sind bisher entstanden –
unter anderem mit Forschern,
Unternehmern, Sportlern im Mit-
telpunkt. Das Ziel: die Vielfalt der
Möglichkeiten in der Region zu
erzählen. Was alle Motive eint:
Alle Porträtierten präsentieren
sich mit weit ausgebreiteten Ar-
men. „Das symbolisiert nicht nur
den Raum zur Entfaltung, den ih-
nen die Region bietet; sie stehen
auch für die Offenheit für Neues
und den Willkommensgeist der
Metropolregion“,so Dr. Christa
Standecker, die Geschäftsführerin
der Europäischen Metropolregion
Nürnberg. Sie zieht eine positive
Zwischenbilanz der Aktion: „Es
ist uns gelungen, etwas in Bewe-
gung zu setzen“, sagt sie und kün-
digt an: Mit neuen, überraschen-
den Motiven will der Raum in
diesem Jahr eine weitere Stufe
seiner Imageoffensive zünden.

Im Rahmen einer mehrjähri-
gen, groß angelegten Imagekam-
pagne werden viele ihre ganz per-
sönlichen Erfolgsgeschichten er-
zählen. Es ist bereits heute eine
Erfolgsstory, wie sie sich in ei-
nem Lehrbuch der Regionalent-
wicklung kaum schöner darstel-
len ließe: Kein anderer deutscher
Wirtschaftsraum ist in den ver-
gangenen zehn Jahren stärker ge-
wachsen. Die Wirtschaftsleis-
tung legte im Zeitraum von 2005
bis 2015 um rund 25 Prozent zu.
Die Arbeitslosigkeit ging in der
vergangenen Dekade um mehr
als die Hälfte zurück (minus 57
Prozent). Rund 190.000 Stellen
entstanden neu, viele davon in
den Zukunftssektoren Forschung
und Entwicklung. „Unsere Her-
ausforderung ist aber: viele wis-
sen das nicht“, sagt Dr. Stand-
ecker. „Platz für...“ soll im Wett-
bewerb mit den Megacities das
Image schärfen und nach innen
die regionale Identität stärken.

Die Mitmachkampagne stellt

talentierte und engagierte Men-
schen und ihre Erfolgswege vor.
Als Botschafter auf Anzeigen und
Plakaten stehen diese dann mit
ihrem Namen für Ideen. „Die
Botschaft lautet: Dank ihrer
großen Lebensqualität, dank ihres
einzigartigen Stadt-Land-Mixes
sowie ihrer Wirtschafts- und In-
novationskraft bietet die Metro-
polregion Nürnberg alle Möglich-
keiten“, so der Ratsvorsitzende
der Metropolregion, Landrat Ar-
min Kroder (Nürnberger Land).

Die Kampagne hat nach Zah-
len der Geschäftsstelle der Metro-
polregion längst eine beachtliche
Reichweite erzielt: Mehr als 14
Millionen Menschen erreichte sie
seit dem Start. Über Facebook
kommen nochmals mehr als eine
halbe Million Personen dazu.

Bei der Aktion setzt die Metro-
polregion auf Kooperation. In-
zwischen sind vier Motive ent-
standen in Zusammenarbeit mit
Partnern. So porträtierte „Platz
für Alltagsheldinnen“ eine jungen
Gesundheits- und Krankenpfle-
gerin in Zusammenarbeit mit
dem Landkreis Nürnberger Land.
„Platz für Meister“ kreierte die
Metropolregion gemeinsam mit
der Stadt Bamberg. 

Weitere 14 Cobranding-Moti-
ve, bei denen Unternehmen,
Kommunen oder andere Einrich-
tungen ihre Geschichte erzählen,
sind laut Geschäftsstelle für das
Jahr 2017 gebucht. „Die Kampa-
gne hat Fahrt aufgenommen“,
sagt der Wirtschaftsvorsitzende
der Metropolregion, Professor Dr.
Klaus Wübbenhorst. 

Die Stadt Coburg geht dem-
nächst mit einem besonders muti-
gen Motiv an den Start: „Platz für
Exzentriker“ heißt die Botschaft.
In der Region ist man überzeugt:
„Ohne kreative Köpfe keine In-
novationen – die Zukunftsfähig-
keit einer Region hängt davon
ab“, so Dr. Standecker. 

Europäische Metropolregion München beim Landkreistag:

Macht Mehr Miteinander
„Europäische Metropolregion München – Macht Mehr Mitein-
ander“ lautet der Titel der aktuellen Ausstellung im Haus der
bayerischen Landkreise, die Umweltministerin Ulrike Scharf ge-
meinsam mit dem Präsidenten des Bayerischen Landkreistags,
Landrat Christian Bernreiter und dem stellvertretenden Vorsit-
zenden des Vereins Europäische Metropolregion München (EMM
e.V.), Landrat Christoph Göbel, eröffnete.

Mit der Ausstellung zeigt die
Metropolregion München bis
Jahresende, wie sich die verschie-
denen Akteure des Vereins als in-
teressenübergreifendes Netzwerk
für eine ausgeglichene und nach-
haltige Entwicklung der gesam-
ten Region und eine intensive
Kooperation von Stadt und Land
engagieren. Dafür werden ver-
schiedene Projekte aus den Berei-
chen Mobilität, Wissen, Wirt-
schaft und Umwelt ausgestellt.

„Unser Slogan ‘Metropolregi-
on München. Mehr Region. Mehr
Möglichkeiten.’ist eine Aufforde-
rung, über den eigenen Tellerrand
zu blicken und dabei die Vorteile
von überregionalen Kooperatio-
nen zu erkennen. Gleichzeitig soll
der Slogan auch einladen, als
Partner oder Mitglied des EMM
e.V. die Angebote unseres inte-
ressenübergreifenden Netzwerks
wahrzunehmen. Die Ausstellung
ist eine tolle Plattform, auf diese
Punkte aufmerksam zu machen“,
so Wolfgang Wittmann, Ge-
schäftsführer des Vereins. Als
Netzwerk von 25 südbayerischen
Landkreisen, den sechs kreisfrei-
en Städten Augsburg, Ingolstadt,
Kaufbeuren, Landshut, München
und Rosenheim, rund 40 kreisan-
gehörigen Kommunen, wichtigen

lokalen und internationalen Wirt-
schaftsunternehmen, renommier-
ten Bildungs- und Forschungs-
einrichtungen sowie Verbänden
hat sich der Verein großes Re-
nommee erworben. Fragen der
Regionalentwicklung, die Bewäl-
tigung der Pendlerströme, die Ini-
tiierung von Mobilitätsprojekten
und Herausforderungen im Be-
reich des Umweltschutzes und
der Nachhaltigkeit löst am besten
„miteinander“.

Staatsministerin Ulrike Scharf
äußerte hierzu: „Mein Ziel ist ei-
ne nachhaltige Förderung der
Wirtschaft und eine ausgegliche-
ne Entwicklung der Region im
Einklang mit Natur und Umwelt.
Zwei Ziele, die mir auch persön-
lich sehr am Herzen liegen.“

Der Präsident des Bayerischen
Landkreistags, Landrat Christian
Bernreiter, verriet, dass „Mitein-
ander Mehr zu Machen“ eines der
Erfolgsgeheimnisse der bayeri-
schen Landkreise wäre. „Ob im
Umweltbereich oder als Wirt-
schaftsstandort, der sich in einer
globalen Welt behaupten will,
„miteinander“ wird man größer.
Wir sind gespannt, welche Syner-
gien aus dieser Ausstellung bis
Ende des Jahres entstehen wer-
den!“, so Bernreiter. 

V.l.: Wolfgang Wittmann, Geschäftsführer der Metropolregion
München; Landrat Christoph Göbel; Umweltministerin Ulrike
Scharf; Dr. Eva Krumme, stv. Geschäftsführerin der Metro-
polregion; Landräte-Präsident Christian Bernreiter und 
Dr. Johann Keller, Geschäftsführendes Präsidialmitglied des
Bayerischen Landkreistags. Bild: Metropolregion München
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